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Der Fall des russischen Oppositionspolitikers Alexej
Nawalny erschüttert die Welt. Er wurde wohl Opfer
eines Giftanschlags, und die Titelgeschichte analysiert,
wer den verübt haben könnte – und was das Motiv
gewesen sein dürfte. Alex ander Chernyshev, Mitar-
beiter des Moskauer �������-Büros, war im sibiri-
schen Tomsk unterwegs, um Nawalnys letzte Stunden
vor seinem Zusammenbruch zu rekonstruieren. Russ-
landkorrespondent Christian Esch recherchierte von
Minsk aus, wo er die Proteste gegen den belarussischen
Präsiden ten Alexander Lukaschenko beobachtete.
Welcher Zusammenhang zwischen Belarus und der

wahrscheinlichen Vergiftung besteht, ist eine der zentralen Fragen bei der Aufklärung.
Korrespondentin Christina Hebel redete mit dem Aktivisten Pjotr Wersilow, der vor
knapp zwei Jahren Opfer eines Giftanschlags wurde. Er half mit zu organisieren, dass
sein Freund Nawalny nach Berlin ausgeflogen wurde. Dort sprach Redakteur Marcel
Rosenbach mit Nawalnys Stabschef Leonid Wolkow. Beim ersten Treffen war Wolkow
gerade mit dem Auto aus Litauen eingetroffen – und seit 32 Stunden auf den Beinen.
Die Bedeutung des Falls auch für die Bundesrepublik analysiert Wolfgang Ischinger,
Chef der Münchner Sicherheitskonferenz, im �������-Gespräch: Durch die Affäre
habe das deutsch-russische Verhältnis einen neuen Tiefpunkt erreicht. Seiten 8, 17

Anfang Dezember meldete der ������� (50/2019) eine Sensation: Nach vier Jahrzehn -
ten waren Werke aus dem größten Kunstraub der DDR-Geschichte wiederaufgetaucht.
Unbekannte hatten die wertvollen Gemälde alter Meister wie Frans Hals in der Nacht
auf den 14. Dezember 1979 aus Schloss Friedenstein in Gotha gestohlen. �������-
Autor Konstantin von Hammerstein hat die monatelangen Geheimverhandlungen mit-
verfolgt, die am Ende zur Rückgabe der Bilder führten. Seitdem ließen ihn zwei Fragen
nicht los: Wo waren die Werke in den vergangenen 40 Jahren – und wer hatte sie
 geklaut? Hammerstein traf sich mit einem DDR-Kriminalisten, der damals auf den Fall
angesetzt war, sprach mit den Kunstfahndern des Berliner Landeskriminalamts und
 arbeitete sich durch etwa 3000 Seiten Stasi- und Polizeiakten, die größtenteils für die
Öffentlichkeit gesperrt sind. Er entdeckte, dass DDR-Ermittler dem Täter schon 1981
auf der Spur waren, aber die entscheidenden Hinweise ignorierten. »So aufgeblasen
und angsteinflößend der DDR-Polizeistaat auch war«, sagt Hammerstein, »so unfähig
war er manchmal, eins und eins zusammenzuzählen.« Seite 36

Der Pianist Igor Levit wäre im Früh-
jahr in London aufgetreten, in New
York, in Rom. Stattdessen war er,
wie die meisten Deutschen, durch
Corona plötzlich auf sich selbst zu-
rückgeworfen und  verbrachte seine
Zeit im  Wesentlichen zu Hause.
Aber Levit begann im März von sei-
ner Wohnung in Berlin-Mitte aus,
fast jeden Abend ein Konzert live
zu streamen. Zehntausende Men-

schen schauten online zu. �������-Mitar beiterin Carolin Pirich und Redakteurin
Britta Stuff haben den Künstler durch diese Zeit begleitet, ihn bei manchen Hauskon-
zerten  besucht, mit dem nötigen Abstand. Sie stellten fest: Levit hatte großen Erfolg,
war aber unglücklich. Er vermisste sein Publikum. Manchmal sagte er, er wolle nun
direkt nach dem Konzert seine Ruhe. Wie ihm geht es in dieser Zeit vielen Musikern,
die ihren Beruf nicht ausüben können und kaum Perspektiven haben. »Auch nach
Corona wird die Welt der Künstler erst mal nicht werden wie  früher«, sagt Pirich.
»Levit kehrt zurück in eine veränderte Klassikwelt.« Seite 48
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Vergiftetes System
Nach einem Mordanschlag kämpft Alexej Nawalny,

Russlands bekanntester Oppositionspolitiker, 
in der Berliner CharitØ um sein Leben. Was hat

 Wladimir Putin mit der Tat zu tun � und 
was bedeutet sie für die Opposition im Land, 

für Deutschland und Europa? Seite �

»Sie sind zu misstrauisch!«
Der Philosoph Richard David Precht und der Investor
Frank Thelen liefern sich einen  Schlagabtausch über

die großen Fragen der Zukunft. Es geht um 
künstliche Intelligenz und die Frage, ob die digitale

Wirtschaft noch den Menschen braucht. Seite ��
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Sauwohl
Leiden Schweine im Stall unter Langeweile? 
Können Kühe optimistisch sein? Und kennen

 Hühner Glück? Verhaltensforscher und 
Ethiker fordern einen umfassenderen Blick 

auf das Befinden der Tiere. Seite ��
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seiner Wähler von ihm begeistert, dennoch wollen 

viele für eine zweite Amtszeit stimmen. Seite ��

Ernsthaft lustig
»Witzischkeit kennt keine Grenzen«, sang 

Hape Kerkeling einst. Aber stimmt 
das noch? Deutschland diskutiert mal wieder 

darüber, was Komiker wie Idil Baydar 
in politisch korrekten Zeiten dürfen. Seite ���
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Vergiftetes Verhältnis
Leitartikel Der Fall Nawalny zeigt einmal mehr, dass es eine entschlossene Politik 

gegenüber Moskau braucht – und Deutschland sollte diese anführen. 

N un kämpft er auf einer Berliner Intensivstation um
sein Leben, beschützt von BKA-Beamten, fast wie
ein Staatsgast. Alexej Nawalny, der Mann, dessen
Namen Wladimir Putin noch nie öffentlich ausge-

sprochen hat – und der als größte, ja als einzige Hoffnung auf
einen demokratischen Wandel in Russland gilt. Welches Gift
ihm verabreicht wurde und ob Wladimir Putin den Mord -
anschlag in Auftrag gegeben hat, wird sich wohl nie aufklären
lassen. Aber genau dieses Leugnen, Verwirren, Täuschen 
hat ja Methode, vom MH-17-Abschuss bis zum No witschok-
Attentat in England. Es zeigt sich auch jetzt, indem der
Kreml eine Vergiftung anzweifelt
und regierungstreue Medien von
einer ausländischen Verschwörung
raunen. Doch es ist Putins System,
das diese Tat geschehen ließ, der
Präsident ist der Verantwortliche
im politischen Sinne.

Die Bundesregierung bemüht
sich, ihren russischen Patienten
zum humanitären Fall zu erklä-
ren. Nur, so einfach ist es nicht.
Die Aufnahme Nawalnys war ein
politischer Akt – und er wird das
ohnehin zerrüttete Verhältnis zwi-
schen Deutschland, der EU und
Russland weiter verschlechtern.
Der Glaube, Putin könnte ein
Partner sein, ist schon lange obso-
let, er ist eine destruktive Kraft
der Weltpolitik; der mutmaßliche
Giftanschlag belegt das erneut. 

Aber noch etwas zeigt er: Putin
hat offenbar Angst. Im 21. Jahr
seiner Herrschaft kann er sich seiner Macht nicht mehr
sicher sein. Das Attentat in Tomsk dürfte viel mit dem zu
tun haben, was im rund 4000 Kilometer entfernten Minsk
geschieht. Belarus ist für Putin wie für die meisten seiner
Bürger nicht Ausland, sondern eher eine russische Provinz.
Ein Diktator, der die Wahlen fälscht und gegen den sich
eine Protestbewegung formiert? Könnte eine Inspiration
für die Russen sein. Auch Nawalny hat die Demonstranten
in Belarus unterstützt. 

Zudem gärt der Protest im eigenen Land, vor allem im
sibirischen Chabarowsk, wo die Bürger Putins Partei
abwählten und nach der fadenscheinig begründeten Verhaf-
tung ihres Gouverneurs auf die Straße gingen. Ein ähnlicher
Kontrollverlust droht bei den Regionalwahlen Anfang
 September in Nowosibirsk, wo Nawalny Werbung für seine
Kandidaten machte, kurz bevor er vergiftet wurde. 

In den Augen eines paranoiden Herrschers wirkt all das
wie ein Flächenbrand. Die deutliche Botschaft des Gift -

anschlags lautet daher, an jeden Bürger gerichtet: Wenn ihr
euch in die Politik einmischt, kann das tödlich enden. 

Insofern war die Aufnahme Nawalnys in Berlin ein State-
ment für die Demokratie und für die Demonstranten. Die
Bundesregierung hat damit aber auch Verantwortung über-
nommen, der sie jetzt gerecht werden muss. Es reicht nicht,
nur Aufklärung durch Moskau zu verlangen, die es nicht
geben wird. Schon der Fall des im Berliner Tiergarten ermor-
deten Georgiers hat gezeigt, dass der Kreml darauf allenfalls
mit einem Schulterzucken reagiert – obwohl der General-
bundesanwalt für die Tat »staatliche Stellen der Zentral -

regierung der Russischen Födera-
tion« verantwortlich macht. 

Diesem Regime kann man
nicht mit Mahnungen begegnen.
Es hilft ebenfalls nichts, immer
wieder zu fordern, man müsse
einfach noch mehr mit Putin
reden, wie es nicht wenige deut-
sche Politiker gern tun – und 
auch der französische Präsident.
Emmanuel Macron plant einen
Staatsbesuch in Moskau, er will
seit Langem Russland wieder in
die G7 aufnehmen. Auf Putin
zuzugehen, in der Hoffnung, dass
dieser dann die Probleme löst,
die er geschaffen hat – das kann
nicht funktionieren. Die Eskala -
tion ist ja gerade sein Ziel. 

Genauso ist der nicht ganz
uneigennützige Versuch, Wandel
durch Handel zu schaffen, zum
Scheitern verurteilt, wie das Bei-

spiel Nord Stream 2 verdeutlicht. Mit dem Pipelineprojekt
hat die Bundesregierung erst europäische Partner verprellt
und streitet sich nun mit den USA; Russland profitiert 
nicht nur finanziell, sondern triumphiert auch geopolitisch.

Das russische Dilemma ist offenkundig; seit der An -
nexion der Krim hat sich die Tonlage verschärft, wurden
Sanktionen eingeführt. Geändert hat das wenig. Das heißt
nicht, dass der Bundesregierung die Hände gebunden sind.
Sie müsste es zur Priorität machen, dass die EU gegenüber
Russland endlich mit einer Stimme spricht, wofür es letzt-
lich eine gemeinsame Außenpolitik ohne Vetorecht einzel-
ner Mitglieder braucht. Also keine Macron-Alleingänge
mehr, keine Projekte à la Nord Stream, dafür eine einheitli-
che Position zu den Sanktionen und den Konfliktherden
Libyen, Syrien und Türkei. Damit wäre die EU für Putin
eine ernst zu nehmende Macht – und für die Oppositionel-
len in Russland das Zeichen, dass sie nicht alleingelassen
werden. Juliane von Mittelstaedt
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Kinder auf der ganzen Welt 
brauchen Geborgenheit und 
Liebe. Sie brauchen eine Familie.

Nur ein liebevolles, 
friedliches Zuhause lässt ihnen 
Raum zur Entfaltung. Das kann 
unsere Arbeit erreichen. 

Helfen Sie uns dabei. 
Werden Sie Teil der 
SOS-Familie und 
VFKD��HQ�6LH�HLQHQ�
Mehrwert für alle.

Damit helfen wir Kindern,    
zu starken Persönlichkeiten 
heranzuwachsen, die ihre 
Heimat voranbringen.



Titel

Bewusstloser Nawalny im russischen Omsk

Der russische
Patient

Attentate Der Kriminalfall um den Oppositionsführer Alexej Nawalny
erschüttert die Welt. Hat Wladimir Putin seinen Angstgegner 

vergiften lassen? Einiges spricht dafür – und schon mehrere Regimekritiker
wurden grausam ermordet.
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A m Abend vor seiner Vergiftung,
am Abend bevor aus dem Star
der Opposition ein Patient
wird, ist Alexej Nawalny noch
einmal in Höchstform. Er tritt

in der westsibirischen Universitätsstadt
Tomsk auf, und er muss vor seinen lokalen
Mitstreitern die Frage beantworten, die er
in seinem Leben schon so oft gehört hat:
wieso er eigentlich noch am Leben sei. 

Es ist die letzte Station einer längeren
Reise Nawalnys durch Westsibirien. Der
bekannteste russische Regierungsgegner
besuchte erst die Metropole Nowosibirsk,
nun ist er im kleineren Tomsk, einer Stadt,
in der vom Ölreichtum der Region wenig
hängen geblieben ist. 

Er hat seine Anreise geheim gehalten,
weil er über die Korruption örtlicher Ver-
treter der Kremlpartei recherchiert. Auf-
sehen schadet ihm nur. Er weiß, dass er
ständig beobachtet wird.

Auf der Einladung für den Abend steht
nicht, dass Nawalny selbst auftauchen
wird. Die Oppositionellen treffen sich im
Regionalbüro der Organisation, im vierten
Stock eines neuen ziegelroten Gebäudes.
Zwei Dutzend Leute sind gekommen.

Nawalny spricht über die bevorstehen-
den Regionalwahlen im September, in
Tomsk wird das Stadtparlament neu ge-
wählt. Zunächst erklärt er seine Taktik,
der Kremlpartei Einiges Russland maxi-
malen Schaden zuzufügen. Dann beant-
wortet er Fragen.

Einer will wissen, was Nawalny zur An-
schuldigung sage, er sei ein Projekt des
Kreml – schließlich sei er ja immer noch
am Leben. Wäre er ein echter Kremlgegner,
dann hätte man ihn doch längst getötet? 

Nawalny lächelt. »Jetzt muss ich mich
also dafür rechtfertigen, dass man mich
nicht umgebracht hat!«, antwortet er. So
berichtet es ein Teilnehmer dem �������. 

Nawalny zeigt auf den Anstecker mit
der Aufschrift »Nemzow-Brücke«, den je-
mand trägt – in Erinnerung an den Oppo-
sitionspolitiker Boris Nemzow, der 2015
auf einer Brücke vor dem Kreml erschos-
sen wurde. Nawalny sagt: »Wenn man
mich umbringt, schafft das den Mächtigen
nur noch mehr Probleme. So wie es bei
Nemzow war. Demos, Abzeichen, T-Shirts
mit seinem Namen und so weiter.«

Niemand im Raum ahnt, dass dies die
letzten Stunden sind, in denen Nawalny
noch reden kann. Bald wird er dem Tod
näher sein als dem Leben.

Inzwischen befindet sich Nawalny, der
russische Patient, im Herzen von Berlin,
nur 600 Meter Luftlinie vom Kanzleramt.
Seit Samstag liegt er hier, noch immer im
Koma, auf der Intensivstation der Univer-
sitätsklinik Charité, schwer bewacht von
Beamten des Bundeskriminalamts, hinter
einer unscheinbaren Tür.

In unmittelbarer Lebensgefahr befinde
er sich nicht, teilte die Klinik mit, sein Zu-
stand sei aber ernst. Und: Nawalny sei ver-
giftet worden. »Die klinischen Befunde wei-
sen auf eine Intoxikation durch eine Sub-
stanz aus der Wirkstoffgruppe der Cholines-
terase-Hemmer hin.« Langzeitschäden im
Nervensystem seien nicht auszuschließen.

Nawalny ist in Berlin gelandet, weil Bun-
deskanzlerin Angela Merkel sich persön-
lich für ihn eingesetzt hat. Vielleicht würde
er sonst gar nicht mehr leben. Die Kanzle-
rin lässt sich, so berichten es Quellen aus
ihrem Umfeld, jeden Tag persönlich und
detailliert über seinen Gesundheitszustand
unterrichten.

Mit dem Patienten ist aber auch sein
Fall nach Deutschland gekommen. Die
Vergiftung eines russischen Oppositionel-
len ist nicht mehr nur ein Krimi, sie ist
jetzt Weltpolitik.

Es geht um die Frage, wer die Täter sind,
und um ihre Verbindungen zum Kreml.
Hat Putin selbst befohlen, den Mann aus
dem Weg zu räumen, der sein schärfster
Kritiker ist? Woher stammt das Gift? Wie
gelangte es in seinen Körper? Und wie
hängt Nawalnys Schicksal mit dem der
Menschen in Belarus zusammen, die –
zum Ärger Putins – seit Wochen gegen die
Wahlfälschung des Diktators Lukaschenko
protestieren? Ist das zeitliche Koinzidenz,
oder sind die Demonstrationen in Minsk
der Grund für den Anschlag? 

Die Bundesregierung muss nun einen
Weg finden, mit einem Regime umzugehen,
dessen profiliertester Gegner so offensicht-
lich aus dem Weg geräumt werden sollte.
Mit einem Regime, dessen Feinde auch im
Ausland umgebracht werden – und das sich
immer mehr zu einem Unrechtsstaat und
düsteren Gegenspieler Europas entwickelt.

In einem Café in Berlin-Mitte, wenige Ki-
lometer von der Charité entfernt, sitzt an
diesem Dienstag Leonid Wolkow, Nawal-
nys Stabschef. Er nimmt sich eine Stunde
Zeit, um zu schildern, was aus seiner Sicht
geschehen ist. Warum sein Freund und
Chef wohl vergiftet wurde.

Er legt zwei Handys auf den Tisch, be-
stellt schwarzen Kaffee, Brote mit Marme-
lade. Ständig trudeln Nachrichten ein, er
tippt Antworten. Wolkow ist ein Mann mit
großen Augen und rötlichem Bart, wenn
er redet, tut er das so präzise und kompakt
und ungeduldig, als sei er schon zwei Ge-
danken weiter und könne kaum warten,
dass der Gesprächspartner ihn einholt.
Man kann sich den ehemaligen IT-Unter-
nehmer eher im Silicon Valley vorstellen
als in der russischen Politik. 

Nun, da Nawalny im Koma liegt, muss
Wolkow ihn ersetzen, soweit das geht. Er
hilft Nawalnys Ehefrau Julija und der Fa-
milie, die ebenfalls in Berlin sind. Er führt
die politische Arbeit weiter. Was ist das
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Donnerstag, 20. August
Morgens besteigt Nawalny in der

sibirischen Stadt Tomsk, wo er sich mit
Anhängern getroffen hat, ein Flugzeug.

An Bord bricht er zusammen,
die Maschine muss in Omsk notlanden.
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Nawalny wird in die Berliner Charité
eingeliefert. Zwei Tage später erklären
die ˜rzte, dass ihre Untersuchungen

auf eine Vergiftung Nawalnys hinweisen.
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Samstag, 22. August
Ein gechartertes Spezial�ugzeug aus
Deutschland mit Medizinern startet
am Morgen in Omsk, um Nawalny

nach Berlin zu bringen. 
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Freitag, 21. August

Nawalny liegt in Omsk in einem Kranken-
haus. Der Chefarzt diagnostiziert eine

Stoffwechselstörung, Gift wollen die ˜rzte
nicht gefunden haben. Der im Koma
liegende Kremlkritiker soll angeblich

nicht transportfähig sein.
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Werden die Ärzte bedroht? Sind sie
vom Moskauer Labor falsch informiert
worden? Liegt es daran, dass der Chefarzt
ein linientreues Mitglied der Kremlpartei
Einiges Russland ist? Oder an den Män-
nern in Zivil, die sich in seinem Zimmer
aufhalten und vermutlich zum Inlands -
geheimdienst FSB gehören? Wartet man,
bis die Spuren des Gifts sich verflüchtigen?

Fast zwei Tage lang geht das so, obwohl
Nawalnys Familie – seine Ehefrau Julija,
sein Bruder Oleg – eine Verlegung des Pa-
tienten fordert. Seit Freitagmittag Ortszeit
steht in Omsk bereits eine kleine Challen-
ger der Nürnberger Charterfirma FAI be-
reit, um Nawalny nach Berlin zu bringen.
Das Spezialflugzeug hat eine kleine Inten-
sivstation an Bord, plus Arzt und zwei Sa-
nitäter. Doch der Chefarzt und seine Kol-
legen weigern sich, den Patienten freizu-
geben. Nawalny sei nicht transportfähig.

Halb Europa, so scheint es, ist nun mit
dem Fall Nawalny beschäftigt. Merkel und
Frankreichs Präsident Emmanuel Macron
bieten medizinische Hilfe an. 

Bei Hintergrundgesprächen in Berliner
Regierungskreisen entsteht der Eindruck,
dass Deutschland sich den Fall ganz be-
wusst zu eigen gemacht hat. Merkel setzt
sich persönlich bei Putin für den Wunsch

Ziel dieser Arbeit? »Putin und dem Kreml
Schmerzen zuzufügen«, sagt Wolkow.

Die Geschichte von Alexej Nawalnys
Vergiftung ist eine Geschichte von Schmer-
zen – von qualvollen Schmerzen, die der
Kreml dem prominentesten Oppositions-
politiker wohl zufügte, weil er die Frech-
heit besaß, sich mit Politik zu beschäftigen,
so sieht es Wolkow. Weil Nawalny die
schmerzhaften Stellen des Regimes kennt
und mit aller Macht auf sie gedrückt hat,
wurde er selbst vergiftet. Das ist Wolkows
Überzeugung. Er hat keinen Zweifel: Putin
ist schuld an Nawalnys Qual, ungeachtet
all der verwirrenden Nachrichten, die aus
Russland auf Wolkows Handys eintrudeln. 

»Was watschelt wie eine Ente und
schwimmt wie eine Ente, das ist auch eine
Ente«, sagt er.

Die Ereignisse seit dem Tag, an dem Na-
walny das Bewusstsein verlor, sprechen
für sich: Donnerstagfrüh fahren Nawalny
und seine zwei Mitarbeiter zum kleinen
Flughafen von Tomsk, sie wollen zurück
nach Moskau. Nawalny passiert die Sicher-
heitskontrolle, betritt den Wartesaal im
ersten Stock und trinkt einen Tee für 100
Rubel im »Wiener Kaffeehaus«. Er ist ge-
bucht auf Flug S7 2614 nach Moskau, Ab-
flug 7.55 Uhr. Es sind rund 3000 Kilometer,
gut vier Stunden Flugzeit.

Eigentlich soll Nawalny an diesem
Abend in Moskau seine wöchentliche In-
ternetsendung aufnehmen, aber dazu wird
es nicht kommen. Er schafft es nicht ein-
mal nach Moskau, obwohl das Flugzeug
mit nur acht Minuten Verspätung abhebt. 

Auf Videoaufnahmen aus dem Inneren
des Flugzeugs ist zu hören, wie Nawalny
bald nach dem Start qualvoll schreit, der
Pilot nimmt eine Notlandung in Omsk vor,
obwohl eine Bombendrohung am Flugha-
fen fast die Landung verhindert hätte. In
Omsk bringt man ihn ins Nothilfe-Kran-
kenhaus Nr 1. Man verabreicht ihm Atro-
pin, ein bekanntes Gegengift, und versetzt
ihn in ein künstliches Koma. 

Der erste Verdacht der Ärzte ist: Alexej
Nawalny ist vergiftet worden. Man holt
Spezialisten aus der Hauptstadt und
schickt Blut- und Urinproben zur Unter-
suchung in Moskauer Labors. 

Dann behaupten die Ärzte in Omsk
plötzlich, es seien keine Giftstoffe fest -
gestellt worden. Der Chefarzt der Klinik
vermutet Stoffwechselprobleme oder ir-
gendwas mit dem Blutzucker. Er spielt bei
seinen Statements nervös mit seinem Ku-
gelschreiber. Unterzuckerung klingt, als
hätte man mit einem einfachen Bonbon
den ganzen Notfall verhindern können.

Nawalnys Sprecherin Kira Jarmysch twit-
tert, man habe der Familie gesagt, Nawalny
sei mit einem Stoff kontaminiert worden,
der für ihn und seine Umwelt gefährlich sei.
Das klingt nicht nach Blutzucker.

der Familie Nawalnys ein, den schwer Er-
krankten in einer deutschen Klinik behan-
deln zu lassen. Sie ruft, anders als sonst
üblich, nicht selbst beim russischen Staats-
präsidenten an, sondern nutzt ein lange
geplantes Telefonat ihres finnischen Amts-
kollegen Sauli Niinistö, um Putin dazu zu
bewegen, Nawalny ausreisen zu lassen. 

Niinistö gilt als jemand, dem der russi-
sche Präsident vertraut. Allerdings, so teilt
es Niinistö dem ������� mit, habe er gar
keine Überzeugungsarbeit leisten müssen.
Putin habe ihm von sich aus erzählt, dass
es keine Bedenken gegen den Transfer
gebe. Eine halbe Stunde nach dem Telefo-
nat erfolgt die Genehmigung für den Flug.

Ein Oppositionspolitiker aus Russland,
den Putin noch nie auch nur mit dem Aus-
sprechen seines Namens gewürdigt hat,
wird über Nacht zu einer Art Sondergast
der Bundeskanzlerin. Samstag früh wird
der Patient gegen neun Uhr am Flughafen
in Tegel mit Polizeieskorte abgeholt. Er ist
zur Staatsaffäre geworden. Die Bundes-
wehr hat extra einen Spezialtransport zur
Verfügung gestellt, eine Art Schneewitt-
chensarg mit eigener Belüftung – aus Sor-
ge, dass Nawalny auch für andere gefähr-
lich sein könnte. Mit Blaulicht bringt man
ihn in die Charité.

Am Montag verkündet die Klinik, was
in Omsk noch abgestritten wurde – die
Vergiftung. 

Eine Reaktion auf Nawalnys Schicksal ist
besonders interessant, und zwar, weil es
sie nicht gibt: die des Kreml. Russlands Be-
hörden tun, als wäre nichts geschehen. 

Der Kreml vermeidet es weiterhin, den
Namen Nawalny auszusprechen. »Der Pa-
tient«, sagt Putins Sprecher Dmitrij Pes-
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»Nawalny hat ein ein-
zigartiges Talent, sein
politischer Instinkt
lässt ihn nie im Stich.«
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Autokraten Putin, Lukaschenko: Zeigt sich in Belarus die Zukunft Russlands?



kow, wenn er über ihn redet. Der Kreml
streitet jede Schuld ab – weil er ohnehin
keine Straftat sieht, die aufgeklärt werden
müsste. In den Worten von Putin-Sprecher
Peskow: »Für Ermittlungen braucht man
einen Grund. Derzeit konstatieren wir nur,
dass ein Patient im Koma liegt.«

Wenn Mitgefühl geäußert wird, dann
mit dem Zusatz: Man wünsche dem Mann,
»wie jedem Bürger«, in dieser Situation al-
les Gute. Erst am Donnerstag kündigt die
Staatsanwaltschaft eine Voruntersuchung
an – nachdem aus Moskau der bizarre Ver-
dacht geäußert wurde, die Affäre könnte
von Deutschland inszeniert worden sein.

Je mehr der Kreml betont, wie unbedeu-
tend Nawalny sei, desto mehr beweist er
das Gegenteil. Nawalny ist der wohl frus-
trierendste Herausforderer für Putin, weil
er ihm ständig aufzeigt, was dem Land
fehlt. Und er ist gefährlich, weil er Putins
Traum von der totalen Stabilität zerstört. 

Als der Staatschef am Donnerstag ein
großes Fernsehinterview gibt, wird der Fall
Nawalny mit keinem Wort erwähnt. Statt-
dessen gibt Putin bekannt, Russland habe
eine Art »Sicherheits-Taskforce« für Bela-
rus gegründet, um Alexander Lukaschenko,
dem unter Druck geratenen Autokraten im
Nachbarland, zu helfen, falls nötig. Wieder
stellt sich die Frage, was Belarus und Na-
walny miteinander zu tun haben.

Fürchtet Putin das, was seinem Weg -
gefährten Lukaschenko gerade in Minsk
passiert? Fürchtet er Nawalny, seinen einzi-
gen ernst zu nehmenden Gegner, der zuletzt
immer öfter Belarus als Vorbild nannte?

Alexej Nawalny ist ein Ausnahmetalent.
Er ersetzt vieles von dem, was Russland
nicht oder nicht in ausreichendem Maße

besitzt. Die außerparlamentarische Oppo-
sition. Das kritische Fernsehen. Die Ge-
werkschaften. Teilweise sogar den Inves-
tigativjournalismus. Man kann sich diesen
Mann gar nicht mehr wegdenken aus Russ-
land. Das ist eine der wenigen Gemein-
samkeiten, die er mit Wladimir Putin hat.

»Nawalny hat ein einzigartiges Talent,
sein politischer Instinkt lässt ihn fast nie
im Stich«, sagt die Moskauer Politologin
Jekaterina Schulmann. »Und er hat Aus-
strahlung, physische Präsenz.«

Seine politische Karriere beginnt in den
Neunzigerjahren bei Jabloko, einer libe-
ralen Partei mit hoher Professorenquote
und Wähleranteilen im einstelligen Pro-
zentbereich. Nawalny ist ein untypisches
Mitglied: ein junger Anwalt und Anti-Kor-
ruptions-Aktivist, der sich mit dem Chef
anlegt und weit am rechten Rand steht.
Er hält enge Kontakte zu Nationalisten,
dafür wird er aus der Partei ausgeschlos-
sen. Nawalny ist fortan sein eigener Par-
teiführer.

Im Herbst 2013 wird Putin erstmals rich-
tig bewusst, dass Nawalny eine Nummer
größer ist als die anderen Kremlgegner. Im
Jahr zuvor ist Putin nach einer vierjährigen
Auszeit als Premierminister als Präsident
in den Kreml zurückgekehrt. Die heftigen
Proteste der Opposition gegen ihn sind nie-
dergeschlagen. Im Kreml fühlt man sich so
sicher, dass man Nawalny zu den Bürger-
meisterwahlen in Moskau zulässt.

Eigentlich hat Nawalny keine Chance.
Er soll als ungefährlicher Sparringspartner
die Wahl legitimer wirken lassen. Das Ex-
periment geht schief: Amtsinhaber Sergej
Sobjanin schrammt knapp an einer gefähr-
lichen Stichwahl vorbei. Nawalny holt un-
erwartet 27 Prozent.

Sieben Jahre sind seither vergangen, in
denen der Kreml eine Lektion gelernt hat:
Auf keinen Fall darf dieser Mann je wieder
das Feld der offiziellen Politik betreten.
Umgekehrt hämmert Nawalny, den selbst
in der radikalen Opposition manche nicht
ausstehen können, seit sieben Jahren ge-
gen Putins Festung.

Seine Besessenheit ist beeindruckend. Im
Dezember 2016 kündigt Nawalny an, er
werde bei den Präsidentschaftswahlen 2018
gegen Putin antreten. In den Augen vieler
Russen ist das geradezu albern – wer antritt,
das entscheidet immer noch der Kreml.

Aber Nawalny treibt den Preis für die
erwartbare Absage in die Höhe. Er mobi-
lisiert Anhänger in den Regionen, reist
durchs Land, führt Wahlkampf wie ein
richtiger Präsidentschaftskandidat. Es ist,
als riefe er seinen Anhängern zu: Lasst uns
so tun, als gäbe es in Russland eine freie
Politik – dann gibt es sie vielleicht auch.

Der Kreml verweigert Nawalnys Regis-
trierung. Der aber hat mit seiner Kampagne
faktisch eine neue Oppositionspartei erschaf-
fen, auch wenn sie so nicht heißt. Es ist alles
da, was eine Partei ausmacht: Regionalstäbe.
Eine Basis. Ein Anführer. Eine Ideologie,
auch wenn die unscharf formuliert ist. Er
selbst beschreibt sie als »Nicht lügen, nicht
stehlen«. Über die Jahre ist er politisch nach
links gerückt, hat soziale Belange ins Zen-
trum gerückt. Vom Nationalisten und Frem-
denfeind ist wenig geblieben. Bis auf die For-
derung nach freiem Waffentragen. 

Zugleich hat Nawalny sein eigenes klei-
nes Medienimperium aufgebaut – das
braucht er, denn die Kremlsender vermei-
den es, seinen Namen zu nennen.

Sein Sender heißt YouTube. 2015 ver-
öffentlicht er einen Film namens »Tschaj -
ka«, »Möwe«, darin geht es um die Familie
des Generalstaatsanwalts Jurij Tschajka,
dessen Söhne unter anderem Geschäftsin-
teressen in der Müllentsorgung haben. Ein
für Russland neues Genre ist geboren: die
peppige Anti-Korruptions-Doku – witzig
und rasant erzählt, im Hochglanzformat.

Statt trockener Zahlen sieht man in Na-
walnys Videos Villen aus der Vogelper-
spektive, Privatfotos der Mächtigen aus
Instagram und Facebook, gut gestaltete In-
fografiken, Nawalny beim Ortsbesuch.
»Tschajka« hat enormen Erfolg – laut Um-
fragen von 2015 hatten fünf Prozent der
Russen den Film gesehen und 38 Prozent
von ihm gehört oder gelesen. 

Der größte Erfolg ist 2017 ein Film über
Premierminister Dmitrij Medwedew. Na-
walnys Leute lassen eine Drohne über Med-
wedews Geheimresidenz an der Wolga flie-
gen und über sein Weingut in der Toskana.
36 Millionen Mal ist der Film auf YouTube
geklickt worden. Er löst Großdemonstra-
tionen der Jugend aus und beschädigt auf
ewig Medwedews Reputation. »Angeblich
soll er erst mal eine Woche lang gesoffen
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haben, und so sah er auch aus«, sagte Na-
walny 2017 in einem �������-Gespräch.

Jeden Donnerstagabend um 20 Uhr
spricht er auf seinem YouTube-Kanal
 »Navalny live« zu seinen Zuschauern. Am
13. August, exakt eine Woche vor seiner
Vergiftung, tritt er dort ein letztes Mal auf.
In Schlips und Jackett sitzt er vor der Ka-
mera, gut gelaunt wie ein Präsentator im
Frühstücksfernsehen. 

Das Thema sind die Demonstrationen
in Belarus. Zweieinhalb von drei Stunden
redet Nawalny über das Nachbarland,
sichtlich begeistert und immer auf der Su-
che nach Parallelen zu Russland. Er freut
sich, wie die Slogans bei den Demonstra-
tionen in Minsk jenen in der fernöstlichen
russischen Stadt Chabarowsk gleichen, wo
seit Wochen Zehntausende gegen Putin
demonstrieren. »Chabarowsk, pass auf«,
ruft er, bevor er von den Streiks in Belarus
erzählt, die zeigen, wie »man die Staats-
macht an der Gurgel« packt. 

Schon Ende Juli hatte Nawalny in seiner
Sendung behauptet: »Lukaschenko ist der
Vater, der politische Lehrer Putins.« Er
sagte: »Der Mann hat ein Regime gebaut,
und Putin hat es bloß kopiert. Lukaschen-
ko ist ihm stets zwei, drei Jahre voraus.«
Will sagen: In Belarus kann Putin seine
 eigene Zukunft wie in einer Kristallkugel
lesen.

Nawalnys Umfeld ist wie elektrisiert
von den Vorgängen in Belarus. Dort ist
das Szenario wahr geworden, das sie sich
für Russland wünschen: Eine echte Gegen-
kandidatin wird zur Wahl zugelassen, in
diesem Fall Swetlana Tichanowskaja. Lu-
kaschenko hat das Feld nur einen Spalt
breit geöffnet – und die Opposition ist hin-
durchgeschlüpft.

Am Wahltag in Belarus machen Nawal-
nys Leute eine sechsstündige Dauersen-
dung. Leonid Wolkow, Wladimir Milow,
alle reden sie über das Nachbarland. Aus
der Sicht von Nawalnys Gegnern ist klar:

Dieser Mann versucht, den Funken aus Be-
larus nach Russland zu tragen, um einen
Flächenbrand zu entfachen.

Es gibt viele in Russlands Elite, die Na-
walny übel wollen. Kaum jemand hat sich
so viele, so mächtige Feinde zugleich ge-
macht. Zu den Bösewichten seiner Enthül-
lungsgeschichten zählen: Generalstaatsan-
walt Jurij Tschajka und der Chef des russi-
schen Ermittlungskomitees Alexander Ba-
strykin, Ex-Premier Medwedew und seine
Minister, Putins Sprecher Peskow und Ros-
neft-Chef Igor Setschin, die Manager von
Staatsunternehmen und der Chef der Welt-
raumbehörde, Duma-Abgeordnete, Gouver-
neure sowie Funktionäre der Kremlpartei. 

Einige von ihnen haben Nawalny be-
reits offen gedroht: Putins Ex-Leibwächter
Wiktor Solotow, heute Chef der mächtigen
Nationalgarde, rief ihn offen zum Duell
auf. Sehr verärgert ist auch Jewgeni Prigo-
schin, einst Putins Koch und jetzt Chef
 eines Firmenkonglomerats samt eigener
Söldnertruppe (»Wagner«), der Einfluss
auf die Wahlkämpfe in den USA und in
Großbritannien genommen haben soll.

Am Ende sind es vielleicht sogar Nawal-
nys eigene Leute, die einen wichtigen Bei-
trag zur Aufklärung leisten: In den nächs-
ten Tagen wollen sie, so erzählt es eine
Journalistin in Nowosibirsk, ihren eigenen
Bericht über die Recherchen in Sibirien
veröffentlichen.

In Nowosibirsk soll Nawalny Mitglie-
dern der Kremlpartei Einiges Russland in
der sibirischen Stadt hinterherrecherchiert
haben – alle in der dortigen Baubranche
tätig, in der es immer wieder zu Korrup -
tionsskandalen gekommen ist. Diese Leute
seien eng mit dem ehemaligen regionalen
Vizeleiter des FSB und heutigen Chef des
FSB in Tomsk verbunden. Nawalny sei in
Nowosibirsk eng beschattet worden – der
Stadt, in der er sich befand, bevor er weiter
nach Tomsk fuhr. »Sie folgen uns zu Fuß,

fahren uns in ganzen Autokolonnen hin-
terher, jeweils mit zwei oder drei Autos,
und schauen, wohin wir fahren, was wir
tun, sie filmen uns heimlich«, erzählte Na-
walnys Mitarbeiter Georgij Alburow ei-
nem örtlichen YouTube-Kanal.

Man kann nur mutmaßen, wer genau
die Auftraggeber hinter dem Anschlag auf
Nawalny sind. Waren es die Feinde, die er
sich in Westsibirien gemacht hatte? »Die
örtliche Führung taugt für kleine Schika-
nen – administrativer Arrest, Geldstrafen«,
sagt Nawalnys Stabschefin in Tomsk, Xe-
nia Fadejewa. »Aber Nawalny ist Putins
Feind. Weder der Gouverneur noch die lo-
kalen Chefs der Sicherheitsorgane würden
sich so etwas zutrauen, ohne es ganz oben
abzustimmen.«

Hat Putin selbst Nawalny aus dem Weg
räumen lassen, weil er in ihm eine Bedro-
hung sah? »Nie im Leben glaube ich, dass
Putin sich gegenüber Nawalny schwach
oder verletzlich fühlt«, hält die Analytikerin
Tatjana Stanowaja gegen. »Putin glaubt, er
sei einzigartig und sein System stabil. Na-
walny hält er nicht mal für einen Politiker,
sondern für einen Betrüger und Projekte-
macher ohne jedes politische Gewicht. Des-
halb nennt er ihn nie beim Namen. Andere
sehen in Nawalny eine ernsthafte Bedro-
hung – Sicherheitsratschef Patruschew, FSB-
Chef Bortnikow, der Chef des Auslands -
geheimdienstes Naryschkin. Putin nicht.«

Eines lässt sich mit Sicherheit sagen: Na-
walnys Vergiftung ist ein Resultat des Sys-
tems, das Putin aufgebaut hat. Und kaum
jemand zweifelt daran, dass es eine direkte
Linie gibt von dieser Tat bis in die obersten
Etagen der russischen Führung.

Da ist zunächst die Technik: eine Ver-
giftung, noch dazu womöglich mit einem
militärischen Nervengift. Das ist eine ty-
pische Geheimdienstmethode. Zwar ha-
ben die Dienste ihr Monopol auf solche
Methoden verloren. Laut dem Moskauer
Geheimdienstexperten Andrej Soldatow
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Vergiftet oder
erschossen
Anschläge auf Kremlkritiker

Nemzow war Gouverneur
und Vizepremier unter
Boris Jelzin. Zunächst als dessen
Nachfolger gehandelt, ging er
schließlich in die Opposition.
Er wurde am 27. Februar 2015
in Moskau erschossen.M
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Die Journalistin und Menschenrechts-
aktivistin berichtete u. a. für die russische
Zeitung »Nowaja Gaseta« über den Krieg in
Tschetschenien. 2004 überlebte Politkowskaja
einen Giftanschlag. Am 7. Oktober 2006
wurde sie in Moskau erschossen.D
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Anna Politkowskaja
Boris Nemzow

Der KGB- und FSB-Agent lief zum britischen
Nachrichtendienst MI6 über. Vorher hatte
Litwinenko wiederholt öffentlich Kritik am Kreml
und an den russischen Geheimdiensten geäußert.
Er starb am 23. November 2006 an einer
Polonium-Vergiftung in London.

Alexander Litwinenko



habe Putin in den vergangenen vier Jahren
aber alles getan, um den gesamten Staats-
apparat unter strenge Kontrolle zu brin-
gen. »Dass irgendjemand in so einer At-
mosphäre eine eigenständige Operation
durchführt, ohne sie abzusprechen, kann
man sich viel schwerer vorstellen als noch
vor 15 Jahren.«

Und Gleb Pawlowski, der einst ein
mächtiger Spindoktor im Dienst des Kreml
war, ist sich sicher: »Ein solcher Mordan-
schlag ist sehr gefährlich für den, der ihn
verübt. Absichern kann man sich da nur
ganz oben – ich würde sagen, auf der Füh-
rungsebene eins unter Putin und seinem
direkten Umfeld. Mindestens.« Er glaube
nicht, dass Putin um Erlaubnis gefragt wur-
de. »Putin würde so etwas eher verbieten,
weil er vorsichtig ist. Er gibt sowieso un-
gern direkte Anweisungen. Aber man
muss ihn auch nicht fragen. Der, der es ge-
tan hat, geht vermutlich davon aus, in Pu-
tins Sinn zu handeln – das zu tun, was Pu-
tin selbst aus Willensschwäche unterlässt,
aber tun müsste.«

Das hieße: Putin vergiftet zwar selbst
keine Gegner, hat jedoch ein System ge-
schaffen, in dem so etwas straflos ge-
schieht, und er deckt die Täter.

Selbst Angela Merkel, die Putin seit Jah-
ren gleichermaßen mit Härte und Geduld
gegenübertritt, verzweifelt zuletzt zuneh-
mend am russischen Präsidenten. Das war
Mitte Mai im Bundestag zu sehen.

Zuvor war bekannt geworden, dass der
Generalbundesanwalt den russischen Mi-
litärgeheimdienst GRU für den Cyber -
angriff auf den Bundestag 2015 verantwort-
lich macht, auch zwei E-Mail-Postfächer
aus Merkels Abgeordnetenbüro waren ge-
hackt worden. »Ich darf sehr ehrlich sagen:
Mich schmerzt es«, sagte die Kanzlerin vor
den Abgeordneten und war sichtlich ange-
fasst – bemühe sie sich doch »tagtäglich
um ein besseres Verhältnis zu Russland«. 

Es waren nicht nur die Hacker, die das
deutsch-russische Verhältnis so tief erschüt-
terten – auch den Mord an Zelimkhan Khan-
goshvil, einem Tschetschenen mit geor -
gischem Pass, im August 2019 im Kleinen
Tiergarten in Berlin schreibt der General-
bundesanwalt in seiner Anklage Russland
zu. Deutschland wies daraufhin zwei russi-
sche Diplomaten aus. Man behalte sich, so
die Bundesregierung, weitere Schritte vor. 

Nicht nur die Tat an sich empörte die
deutsche Politik, vielleicht noch mehr der
Umgang Russlands damit. 17 Eingaben
machte das Auswärtige Amt beim Kreml
und bat um Mithilfe bei der Aufklärung
des Mords, keine einzige wurde beantwor-
tet. Kein Wunder, dass die Kanzlerin und
ihr Außenminister in ihrer ersten gemein-
samen Stellungnahme zum Fall Nawalny
Moskau aufforderten, den Fall aufzuklä-

ren. Der Wortlaut war für die deutsche
 Diplomatie ungewöhnlich deutlich. Die
Behörden in Russland seien dringlich auf-
gerufen, die Tat »bis ins Letzte aufzuklä-
ren – und das in voller Transparenz«. Die
Verantwortlichen müssten »ermittelt und
zur Rechenschaft gezogen werden«.

Es ist der Versuch, den Ball zurückzu-
spielen: Wenn ihr angeblich nichts mit der
Tat zu tun habt, dann beweist es. 

Der Verteidigungsminister von Estland,
Jüri Luik, sagt dem �������: »Ich bin mir
zu 100 Prozent sicher, dass Entscheidun-
gen von solcher Tragweite nicht von Gou-
verneuren oder niederen Beamten getrof-
fen werden. Nawalnys Vergiftung muss
von ganz oben befohlen worden sein.
»Der Skripal-Fall zeigt, dass die Wahrheit
am Ende herauskommt.«

Bislang sieht es nicht danach aus, als
würde der Fall Nawalny eine Verschärfung
bestehender EU-Sanktionen nach sich zie-
hen; doch das kann sich schnell ändern.

»Es ist ernüchternd, dass alle Bemühun-
gen um ein besseres Verhältnis zu Europa
vom Kreml ausgeschlagen werden«, sagt
Jürgen Hardt, der außenpolitische Spre-
cher der Unionsfraktion. »Sollten sich die
Indizien weiter verfestigen, dass Nawalny
Opfer eines staatlich geduldeten oder gar
veranlassten Giftanschlags wurde, muss
die Europäische Union geschlossen und
entschlossen agieren und auch die gegen-
wärtigen Wirtschaftsbeziehungen zu Russ-
land auf den Prüfstand stellen.«

Nils Schmid, der außenpolitische Spre-
cher der SPD-Bundestagsfraktion, fordert
eine »rasche Einführung eines personen-
bezogenen EU-Sanktionsmechanismus
bei schweren Menschenrechtsverstößen«.
Die Verantwortlichen müssten die Konse-
quenzen »ihres kriminellen Handelns
schnell spüren«. 

Mit welcher Substanz Nawalny konkret
vergiftet wurde, steht bisher nicht fest. »In
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es Der Doppelagent arbeitete sowohl für den

russischen als auch für den britischen Ge-
heimdienst. Er wurde enttarnt und kam
sechs Jahre in Haft. Durch einen Agentenaus-
tausch kam er 2010 nach Großbritannien.
Skripal und seine Tochter wurden
am 4. März 2018 in Salisbury mit
Nowitschok vergiftet, beide überlebten.

Sergej Skripal

Der russische Oppositionspolitiker
und Journalist arbeitete als Nemzows
Berater in Moskau und veröffentlichte
kritische Berichte über den Kreml.
Er überlebte zwei Giftanschläge
im Mai 2015 und im Februar 2017.

Wladimir Kara-Mursa
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Der Ex-Mann von Pussy-Riot-Mitglied
Nadja Tolokonnikowa beteiligte
sich aktiv an politischen Aktionen
gegen den Kreml. Wersilow über-
lebte einen Giftanschlag am
11. September 2018 in Moskau.

Pjotr Wersilow

Der Oppositionspolitiker sorgte mit
Anti-Korruptions-Videos für Aufsehen.
Zehntausende folgten landesweit
seinen Aufrufen zu Demonstrationen.
Er wurde am 20. August 2020
vergiftet und wird zurzeit in
der Berliner Charité behandelt.

Alexej Nawalny

Bröckelnder Sockel
Russische Bürger über 18 Jahre,
die auf die Frage »Welchem Politiker
vertrauen Sie?« Wladimir Putin
nannten*, Jahresdurchschnitt
in Prozent

*offene Frage, Mehrfachnennungen möglich
**Januar bis Juli; Quelle: WZIOM (staatliches Institut)
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Proben von Nawalnys Blutplasma sollte
sich die Signatur des verwendeten Stoffes
noch immer finden lassen«, sagt der Che-
miker Marc-Michael Blum, der zwei Jahre
lang das Labor der Organisation für das
Verbot chemischer Waffen (OPCW) gelei-
tet hat. 

Zumindest Hinweise auf den Stoff gibt
es bereits. So stellten die Ärzte an der Cha-
rité nach der Einlieferung ihres prominen-
ten Patienten fest, dass in seinem Körper
ein wichtiges Enzym im Nervensystem blo-
ckiert war: Acetylcholinesterase. 

»Ein Reihe von chemischen Stoffen kann
diese Wirkungen haben, darunter insbe-
sondere organische Phosphorsäureester
und Phosphonsäureester«, sagt der Che-
miewaffenexperte Ralf Trapp. Fachleute
fassen diese Substanzen auch unter dem
Namen Organophosphate zusammen. 

Einige Pestizide fallen darunter, aber
auch für militärische Zwecke entwickelte
chemische Kampfstoffe – wie Tabun, Sa-
rin, Soman, die V-Kampfstoffe sowie die
Familie der Nowitschok-Gifte.

Wer mit diesen Substanzen in Kontakt
kommt, zeigt schwere Vergiftungserschei-
nungen: Speichel und Tränen fließen, Urin
und Kot gehen unkontrolliert ab, die Mus-
keln zucken, der Herzschlag verlangsamt
sich. Eine zentrale Atemlähmung droht. 

Wird das Gift eingeatmet, dauert es nur
Sekunden bis Minuten, bis es seine Wir-
kung entfaltet. Nimmt man es mit der Nah-
rung auf, gehen Experten von einer hal-
ben, maximal einer Stunde aus. Gelangt
das Gift über die Haut in den Körper, kön-
nen mehrere Stunden vergehen. Womög-
lich war Letzteres bei Nawalny der Fall –
dann wäre kaum der berüchtigte Tee am
Flughafen verantwortlich gewesen. 

Ein Kontaktgift war am 4. März 2018
im Spiel: Mitarbeiter des russischen Mili-
tärgeheimdienstes GRU bestreichen da-
mals im britischen Salisbury die Türklinke
am Haus des früheren Doppelagenten Ser-
gej Skripal mit einem tödlichen Nervengift,
ebenfalls ein Organophosphat. Es gehört
zu einer bis dahin nur Fachleuten bekann-
ten Familie chemischer Kampfstoffe, die
unter dem Namen Nowitschok zusammen-
gefasst werden. Diese Substanzen wurden
einst in wenigen Hochsicherheitslabors
der Sowjetunion ersonnen, später in Russ-
land weiterentwickelt. 

Der Ex-Spion und seine gerade aus
Russland zu Besuch gekommene Tochter
Julija berühren die Substanz auf der Klin-
ke, sie werden nach dem Kontakt bewusst-
los auf einer Parkbank gefunden. Beide
werden mit schweren Vergiftungserschei-
nungen ins Krankenhaus eingeliefert, über-
leben den Anschlag knapp. 

Ein verwandter Fall interessiert die Ärz-
te der Berliner Charité nun offenbar be-
sonders: der Giftanschlag auf den bulgari-
schen Waffenhersteller Emilian Gebrew
vor fünf Jahren. Es stellte sich heraus: Ei-
ner der Mitarbeiter des russischen Aus-
landsgeheimdienstes GRU, der auch bei
der Skripal-Vergiftung eine Rolle spielte,

war kurz vor Gebrews Zusammenbruch
dort eingereist. In dieser Woche haben sich
Charité-Experten nach �������-Informa-
tionen an die bulgarischen Ärzte von Ge-
brew gewandt, um dessen klinische Befun-
de mit denen von Nawalny zu vergleichen.
Offenbar sehen sie Parallelen. 

Die Experten der Charité klären im Fall
Nawalny den Einsatz eines Nervenkampf-
stoffs ab. Diskret ersuchten die Berliner
auch Hilfe bei der Bundeswehr und in Por-
ton Down in Großbritannien.

Die Bundeswehr unterhält in München
ein Labor für Pharma- und Toxikologie,
in dem streng abgeschirmten Komplex sit-
zen vermutlich die deutschlandweit bes-
ten Kenner von Giften und chemischen
Kampfstoffen. Offiziell will die Truppe
weder bestätigen noch dementieren, dass
die Wissenschaftler in Uniform in der An-
gelegenheit im Einsatz sind. In dem hoch
politisierten Fall, sagen Insider, wolle man
ungern Akteur sein und Moskau weiteres
Futter für Desinformationskampagnen lie-
fern.

In Porton Down sitzt das Zentrum der
britischen Bio- und Chemiewaffenfor-
schung. Weltweit berühmt wurde es im Zu-
sammenhang mit dem Fall Skripal. Die
Wissenschaftler dort hatten den Einsatz
von Nowitschok schnell bestätigt – und
wurden später zur Zielscheibe zahlreicher
falscher Verschwörungsmythen, verbreitet
von russischen Staatsmedien, wonach das
Gift in Wahrheit von dort stamme.

In Russland haben Giftanschläge auf
missliebige Personen eine lange Tradition.
Pjotr Wersilow kann davon erzählen. Er
ist einer der bekanntesten Kremlgegner in
Moskau, stammt aus der aktivistischen
Künstlerszene. Er ist der Ex-Mann von Na-
deschda Tolokonnikowa, der Pussy-Riot-
Aktivistin. Seine letzte große Aktion fand
beim Finale der Fußball-WM in Moskau
2018 statt. Damals gelang es ihm und drei
Freundinnen, in Polizeiuniform aufs Spiel-
feld zu rennen. 

Bald darauf wurde Wersilow Opfer eines
Anschlags. Er konnte nicht mehr richtig se-
hen, sprechen, verlor das Bewusstsein.
Auch er wurde nach Berlin ausgeflogen
und in der Charité behandelt. Die Berliner
Ärzte hielten eine Vergiftung für »die plau-
sibelste Erklärung«.

Wersilow sagt: »Als ich die Bilder von
Alexej in Omsk gesehen habe, war mir so-
fort klar, dass er vergiftet wurde. Das alles
habe auch ich durchgemacht.« Er half
Stabschef Wolkow, Nawalny nach Berlin
zu bringen, und stellte den Kontakt zur
Charité her. Er glaubt, dass es ohne inter-
nationalen Druck kaum möglich gewesen
wäre, Nawalny auszufliegen.

Mit dem Oppositionsführer sei er seit
Jahren gut befreundet, sagt er, sie joggten
regelmäßig zusammen. Einmal habe ihn
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»Mir war sofort klar,
dass er vergiftet
 wurde. Das habe ich
auch durchgemacht.«

YouTuber Nawalny bei seiner letzten Sendung: Elektrisiert von Belarus



Jetzt 
1 Monat 

gratis

Starten Sie jetzt Ihren kostenlosen Probemonat! 
 abo.spiegel.de/plus

Früher. Die digitale 
SPIEGEL-Ausgabe 
freitags ab 13 Uhr

Mehr. Alle Inhalte 
von SPIEGEL+ auf 
spiegel.de

Sichtbar. Exklusive 
Videoreportagen 
und -kolumnen 

Persönlich.
Individuelle 
Leseempfehlungen

Ihr Plus: klarer, 
schneller, intuitiver



Nawalny gefragt, wie schnell man sich
nach einer Vergiftung vollständig erhole. 

Wersilow ist überzeugt davon, dass der
Kreml an der Vergiftung Nawalnys betei-
ligt ist. Putin und seine Umgebung, sagt
er, lebten wie in Machiavellis Zeiten. Jeder
vergiftet, mordet und strickt irgendwelche
Verschwörungen gegen andere.

Für die Führung des Landes sei Vergif-
tung zu einer »sehr komfortablen Arbeits-
methode« geworden, sie sei viel effektiver
als Haftstrafen, für die es immer Verfahren
brauchte. Zudem bestünde die Gefahr,
durch als ungerecht empfundene Urteile
neue Proteste zu schüren.

Die Qual hat Methode. Das unterscheidet
die Vergiftung von anderen Tötungsarten.
Der russische Oppositionspolitiker Boris
Nemzow, die Journalistin Anna Polit-
kowskaja wurden erschossen, und sie star-
ben schnell. Eine Vergiftung dauert länger. 

Das mache ihren gewollten psychologi-
schen Effekt aus, erklärt der Geheimdienst-
experte Andrej Soldatow. »Das Sterben
dauert und dauert – allein dadurch wirkt
eine solche Tat stärker auf die Gesellschaft.
Das ist wie bei einer Geiselnahme, die sich
hinzieht. Und für die Freunde und Ver-
wandten ist es schrecklich anzusehen, wie
sich das Opfer allmählich verändert.« Je-
der Giftanschlag enthalte eine Botschaft –
an die Mitstreiter des Vergifteten und an
die Gesellschaft. Im Fall Nawalnys sei die
Botschaft: Wer sich in Politik einmischt,
der begibt sich in allerhöchste Gefahr. 

Der Preis für die Teilnahme am öffentli-
chen Leben in Russland ist mit der Vergif-
tung Nawalnys drastisch gestiegen. Und
weil der neueste Fall so offenkundig in der
politischen Verantwortung Putins liegt und

dieser kein Interesse an einer Aufklärung
beweist, können die Bürger daraus ihre ei-
genen Schlüsse ziehen. 

Was aber ist das Motiv? Nawalnys Mit-
streiter Wolkow vermutet: Die Führung
fühlt sich von Nawalnys Strategie des
»schlauen Wählens« bedroht – sie bezeich-
net die professionelle Umlenkung von Pro-
teststimmen. Eine typische Nawalny-Idee:
modern, serviceorientiert, aggressiv. Sie
nimmt dem Bürger die Mühe, die Kräfte-
verhältnisse im Wahlkreis zu analysieren,
es reicht ein Blick aufs Smartphone. 

Sie hebt die für Russland so wichtige
Trennung auf zwischen der zugelassenen
Opposition und der »außersystemischen«,
radikalen. Nawalnys Leute entscheiden,
welchen offiziellen Kandidaten ihre Stim-
men zufließen – und binden sie damit an
sich. Zugleich umgehen sie damit das Pro-
blem, dass sie vielerorts selbst nicht antre-
ten dürfen. In Moskau war die Strategie
2019 überaus erfolgreich.

»Nawalny hat das Gegengift gegen den
Putinismus gefunden«, so bewertet sein
Mitstreiter Wladimir Milow das »schlaue
Wählen«. Aber auch der Aufruhr in Bela-
rus sei wichtig. »Das war der Auslöser«,
behauptet Milow in einem seiner letzten
YouTube-Auftritte: »Oh, wie ist Putin er-

schrocken!« Der Anschlag auf Nawalny
sei »das direkte Resultat« dieser »Panik«.

Das eine schließt das andere nicht aus.
Die Vereinigung der Proteststimmen, die
in Lukaschenkos brutal einfachem Regime
mit primitiveren Methoden stattgefunden
hat – weil nur ein echter Gegenkandidat
zugelassen wurde –, sie muss im raffinier-
teren System Putin eben mit raffinierteren
Methoden erkämpft werden. Das Ziel ist
dasselbe: eine Ohrfeige für die Führung.

»Es ist alles sehr ähnlich«, sagt der Mos-
kauer Oppositionspolitiker Dmitrij Gudkow.
»Zwei Diktatoren, die ihre Popularität ver-
lieren, auf der einen Seite. Und eine wach-
sende Protestbereitschaft auf der anderen.«

Das Omega Plaza ist ein Bürogebäude mit
rötlicher Granitfassade im Südosten Mos-
kaus, nahe der Metrostation Awtosawods-
kaja. Hier hat Nawalny sein TV-Studio und
Büro, schon oft sind die Räume von Poli-
zisten durchsucht, Computer und Technik
beschlagnahmt worden. 

Ljubow Sobol, 32, die Produzentin von
Nawalnys YouTube-Kanal, lässt auf sich
warten, entschuldigt sich: »Wir sind gerade
live auf Sendung, die Proteste in Belarus.
Ich komme gleich wieder.« 

Sie lässt sich in ein Sofa fallen, daneben
spielt ihre sechsjährige Tochter auf dem
Handy. Sobol sieht blass aus, atmet einmal
tief aus und ein, dann fängt sie an zu er-
zählen, schnell und leise: »Der Präsident
hat große Angst, dass sich in Russland das
wiederholt, was wir in Belarus erleben:
Hunderttausende Menschen auf den Stra-
ßen, die nicht mehr bereit sind, das Luka-
schenko-Regime weiter hinzunehmen, die
in einem normalen Land leben wollen.«

Die Juristin arbeitet seit 2011 für Nawal-
ny. Als sie ihn das erste Mal persönlich traf,
habe sie ihm gesagt, wie froh sie sei, dass
er nicht verhaftet und getötet worden sei. 

»Das war ein Witz, wir haben gelacht,
aus heutiger Perspektive gesehen war es
ein sehr bitterer Witz«, sagt Sobol. Tränen
steigen ihr in die Augen, ihre Stimme
bricht, sie holt Luft. Alle in Nawalnys
Team wüssten um das große Risiko ihrer
Arbeit. »Aber es ist die Wahl, die wir ge-
troffen haben. Und wir machen weiter.«

Am Donnerstag findet Nawalnys You-
Tube-Sendung ohne ihn statt. Sein Mit-
streiter Wolkow in Berlin hat keine guten
Neuigkeiten, was Nawalnys Gesundheits-
zustand angeht. »Wir müssen unsere Er-
wartungen dämpfen«, sagt er. »Und ver-
stehen, dass wir unseren Alexej, so, wie
er war, so bald nicht zurückbekommen.« 

Alexander Chernyshev, Christian Esch,
Matthias Gebauer, Christo Grozev, 
Christina Hebel, Martin Knobbe, 
Mathieu von Rohr, Marcel Rosenbach, 
Fidelius Schmid, Christoph Schult, 
Christoph Seidler, Severin Weiland
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Oppositionelle Sobol bei Protesten in Moskau: »Die Wahl, die wir getroffen haben«

»Zwei Diktatoren, die
ihre Popularität ver -
lieren. Und wachsende
Protestbereitschaft.«
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Ischinger, 74, ist einer der erfahrensten
deutschen Diplomaten. Er war Staatssekre-
tär im Auswärtigen Amt, Botschafter in
Washington und London. Seit 2008 leitet
er die Münchner Sicherheitskonferenz,
Deutschlands wichtigste außen- und sicher-
heitspolitische Tagung.

SPIEGEL: Herr Ischinger, wenige Geh -
minuten von Ihrem Büro entfernt, in der
Berliner Charité, liegt der Putin-Kritiker
Alexej Nawalny im Koma, nachdem er in
seiner Heimat Russland mutmaßlich ver-
giftet wurde. Wie wirkt sich der Fall Na-
walny auf das deutsch-russische Verhält-
nis aus? 

Ischinger: Wir erleben einen neuen Tief-
punkt, leider. In Moskau macht man sich
über das Opfer lustig. Schon deshalb ist
das für den Kreml ein unsäglich peinlicher
Vorgang. Russlands Glaubwürdigkeit war
durch den Giftanschlag auf Sergej Skripal
in Großbritannien, den Mord an einem
Exiltschetschenen im Berliner Tiergarten
und den Hackerangriff auf den Bundestag
ohnehin schon erschüttert. Sie dürfte nun
endgültig erledigt sein. Bundeskanzlerin
Angela Merkel hat in den vergangenen 
15 Jahren eine Eselsgeduld mit Präsident
Wladimir Putin gezeigt. Ich habe als
OSZE-Vermittler in der Ukraine 2014 mit-
erlebt, wie sie als einzige Regierungschefin

überhaupt immer wieder mit Putin telefo-
niert hat, zum Teil mehrmals in der Woche.
Seit Längerem ist klar, was das Wort aus
Moskau wert ist. Dort gilt das Recht des
Stärkeren. Das ist das Ende, leider, auch
für die Idee strategischer Partnerschaft.
SPIEGEL: Eine Peinlichkeit wäre der Vor-
fall doch nur dann, wenn der Kreml nicht
hinter der möglichen Vergiftung Nawalnys
stecken würde. So ist es ja fast ein Charak-
teristikum russischer Politik. 
Ischinger: Wir haben sowohl im Fall Skri-
pal als auch bei dem Mord im Tiergarten
erlebt, dass Moskau rein gar nichts unter-
nimmt, um diese Verbrechen aufzuklären.
So wird es wohl leider auch bei Nawalny
sein. Insofern macht es fast keinen Unter-
schied, ob der Kreml direkt für den Gift-
angriff verantwortlich ist oder irgendwel-
che anderen Akteure auf eigene Faust ge-
handelt haben. Die russische Regierung
muss das auf ihre Kappe nehmen. Ich sehe
in dem Vorfall allerdings auch eine Chance
für uns Deutsche, den Bürgerinnen und
Bürgern in Russland zu zeigen, dass wir
zwar mit ihrer Führung nicht einverstan-
den sind, aber trotzdem helfen. Wir sind
nicht die Feinde Russlands und der Russen.
Das ist wichtig. 
SPIEGEL: Es gibt vermehrt Stimmen, die
nun Sanktionen gegen russische Staats -
vertreter fordern.
Ischinger: Das kann man machen. Aber
das dient vor allem der Beruhigung des
 eigenen Gewissens. Man sollte sich nicht
der Hoffnung hingeben, dass das in Mos-
kau tiefen Eindruck hinterlässt.
SPIEGEL: Was würde denn Eindruck hin-
terlassen? 
Ischinger: Die Bundesregierung oder die
EU könnte umfassende Sanktionen verab-
schieden, etwa aus dem Pipelineprojekt
Nord Stream 2 aussteigen. Doch die Frage,
die sich dann stellt, ist: Wie sehr schaden
wir uns dann selbst – und deutschen Fir-
men? Sanktionen sind das Mittel, das Re-
gierungen gern anwenden, wenn ihnen
sonst nicht mehr viel einfällt.
SPIEGEL: Merkels Dialogbemühungen ge-
genüber Russland sind bisher ins Leere ge-
laufen, Sanktionen, sagen Sie, bringen
auch nichts. Müssen die Europäer Wladi-
mir Putin einfach gewähren lassen?
Ischinger: Nein. Wir sollten klare Kante
zeigen. Aber wir befinden uns nicht inner-
halb des deutschen Rechtssystems, wo wir
jemanden, der ein Verbrechen begangen
hat, vor Gericht stellen können. Wir blei-
ben in der internationalen Politik auf Ver-
handlungen mit Russland angewiesen.
Egal ob in Syrien, Libyen, in der Ukraine
oder in Iran – gegen den Willen Putins
kommen wir bei entscheidenden Fragen
nicht voran. Deshalb bringt uns ein Total-
boykott Russlands nicht weiter. Wir müs-
sen uns hoffentlich nicht dauerhaft mit der
Tatsache abfinden, dass wir im Moment

»Es gilt das Recht
des Stärkeren«

SPIEGEL-Gespräch Wolfgang Ischinger, Chef der Münchner
Sicherheits konferenz, fordert von den Europäern mehr 

außenpolitische Härte. Nur so sei Autokraten beizukommen. 
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kaum wirksame Hebel gegenüber
Moskau haben – allein schon weil
es leider an transatlantischer Ge-
schlossenheit fehlt. Ein Trauerspiel. 
SPIEGEL: Nawalny ist nicht der ein-
zige aktuelle Streitfall zwischen
Russland und der EU. Auch in Bela -
rus prallen Ost und West zuneh-
mend aufeinander. 
Ischinger: Mich erinnert Russland
manchmal an den Scheinriesen Tur
Tur aus dem Kinderbuch »Jim
Knopf« von Michael Ende. Aus
der Ferne betrachtet, wirkt Putin
allmächtig, er kontrolliert Syrien,
er mischt in Belarus mit. Je näher
man ihm kommt, desto kleiner
wird der Riese. Das Bruttoinlandsprodukt
Russlands ist kleiner als das von Italien,
der Braindrain der russischen Elite setzt
sich fort. So erfolgreich die Außenpolitik
Russlands kurzfristig erscheinen mag, so
defensiv und verloren ist sie langfristig.
Wie viele Freunde hat Russland in den 
20 Jahren unter Putin gewonnen? Das
lässt sich an einer halben Hand abzählen.
Der Fall Nawalny und die Vorgänge in
Bela rus zeigen: Moskau handelt reaktiv,
abwehrend. Man fühlt sich durch das west-
liche Modell bedroht. 
SPIEGEL: Trotzdem richtet Putin viel Scha-
den an. Er hat in Syrien den Kriegsverbre-
her Baschar al-Assad gerettet. Er stützt in
Belarus Diktator Alexander Lukaschenko.
Sie sagen, das müssen wir aushalten?
Ischinger: Nein, ich sage, wir Europäer
müssen außen- und sicherheitspolitisch
endlich handlungsfähig werden. Solange
in der EU bei sämtlichen Fragen das Ein-
stimmigkeitsprinzip gilt und jeder Klein-
staat Entscheidungen per Veto verhindern
kann, dürfen wir uns nicht wundern, dass
uns in der Weltpolitik niemand ernst
nimmt. In Asien – in Japan, Singapur, In-
donesien – findet Europa sicherheitspoli-
tisch nicht statt. Dort sind wir ein Nie-
mand. Wir müssen wie in der Handels -
politik endlich mit einer Stimme sprechen,
um wahrgenommen zu werden. Und wir
müssen auch militärisch handlungsfähig
werden.
SPIEGEL: Sie wollen, dass die EU aufrüstet? 
Ischinger: Wir sind die Meister der Soft
Power. Aber Soft Power ohne Hard Power
ist wie eine Fußballmannschaft ohne Tor-
wart. Wir müssen unsere Interessen ver-
teidigen können, wir müssen gegenüber
Männern wie Wladimir Putin weniger er-
pressbar werden. Das heißt nicht etwa,
dass wir militärische Macht offensiv ein-
setzen sollten, aber wir müssen wirksam
abschrecken können.
SPIEGEL: In Deutschland dürfte es für In-
terventionen im Ausland kaum eine Mehr-
heit geben. 
Ischinger: Ich rede doch nicht militäri-
schen Abenteuern das Wort. Aber Umfra-

gen deuten darauf hin, dass sich gerade in-
nerhalb der jüngeren Generation etwas
verschiebt. Junge Menschen erwarten eine
aktivere, verantwortungsvolle Außenpoli-
tik, die sich nicht nur pazifistisch definiert.
SPIEGEL: Bislang verstanden sich die Deut-
schen als Mittler zwischen den Polen. 
Ischinger: Als damaliger Staatssekretär
des Auswärtigen Amtes habe ich in einer
Rede zum Thema Russland vor 20 Jahren
in Tutzing einmal gesagt, dass es im 
21. Jahrhundert für Staaten weniger auf
militärische Stärke ankommen wird, son-
dern auf Partnerschaften und Allianzen,
auf Überzeugungskraft, auf Technologie-
und Innovationskraft. Nun, das stimmt nur
zur Hälfte. Das deutsche Dogma, wonach
Krisen nicht militärisch gelöst werden kön-
nen, ist irreführend. Putin zeigt uns, dass
es sehr wohl militärische Lösungen gibt,
wenn vielleicht auch keine langfristigen.
Damit aber Europa die Sprache der Macht
lernt, wie Ursula von der Leyen es fordert,
muss vor allem Deutschland die Sprache
der Macht lernen. Wir hatten bei der
Münchner Sicherheitskonferenz 2014 ein
Heureka-Erlebnis! Gauck, Steinmeier, von
der Leyen – sie alle forderten, Deutschland
müsse außenpolitisch mehr Verantwor-
tung übernehmen …
SPIEGEL: … daraus folgte aber nichts.
Ischinger: Seit Trump im Amt ist, hat
nicht nur Angela Merkel erkannt, dass alte
Gewissheiten nicht mehr gelten. Wir erle-
ben eine Zeitenwende, einen Epochen-
bruch. Wir können uns nicht mehr darauf
verlassen, dass die USA umfassend für un-
sere Sicherheit sorgen, dass die EU-Staa-
ten immer enger zusammenrücken, dass
sich die liberale Demokratie weltweit
durchsetzt, dass sich Länder wie Russland
oder China in die internationale Ordnung

einfügen, dass die Vereinten Natio-
nen ein Machtmonopol besitzen.
Die globale Ordnung zerbröselt,
die niemand dringlicher braucht
als wir, die exportabhängigen
Deutschen. Wir können nicht so
tun, als wären wir eine Art große
Schweiz. Ohne die Fähigkeit, not-
falls auch Hard Power einzusetzen,
wird es künftig nicht mehr gehen.
SPIEGEL: Was muss geschehen, da-
mit die EU zu einer Militärmacht
wird? 
Ischinger: Die EU soll keine »Mi-
litärmacht« werden. Sie soll eine
verhandlungsfähige polititsche
Macht sein. Das geht nicht ohne

militärischen Rückhalt. Es gibt Visionen
wie die einer gemeinsamen europäischen
Armee. Die finde ich gut. Aber bis dahin
ist es noch ein ganz weiter Weg. Wir brau-
chen zunächst einmal eine echte gemein-
same Außenpolitik, eine Außenpolitik mit
einer Stimme. Dazu müssen wir das Veto-
recht in der EU abschaffen. Die Bundes-
kanzlerin, der Außenminister und viele
andere haben sich zwar für die Einführung
des Mehrheitsprinzips ausgesprochen,
aber in Brüssel dafür bisher keine konkrete
Initiative ergriffen. Ein deutscher Veto -
verzicht könnte ein erster Schritt sein.
Deutschland und Frankreich haben bei
den Corona-Hilfen gezeigt, dass sie doch
gut zusammenarbeiten können, wenn sie
wollen. Ich würde mir wünschen, dass wir
jetzt auch in der Außen- und Sicherheits-
politik gemeinsam vorangehen. 
SPIEGEL: Im Moment sieht es nicht so aus,
als würde das bald passieren. In Berlin ist
man von Emmanuel Macrons Alleingän-
gen genervt, in Paris von der deutschen
Passivität. 
Ischinger: Macron schreckt nicht davor
 zurück, rhetorische Raketen abzufeuern.
Aber es könnte ja auch einmal eine Initiati-
ve von Deutschland ausgehen. In Deutsch-
land ist die Denke verbreitet, die Franzosen
wollten uns vor ihren Karren spannen.
Aber das ist so nicht richtig. Nehmen Sie
das Beispiel Griechenland/Türkei. Natür-
lich sind die aktuellen deutschen Interessen
nicht identisch mit den französischen. Wir
wollen die Türkei möglichst nah an Europa
halten. Frankreich hat aber auch einen
Punkt: Unsere Solidarität muss – siehe Ver-
trag von Lissabon – im Grenzstreit im Mit-
telmeer zuallererst dem EU-Mitglied Grie-
chenland gelten. Ich frage: Ist deutsche Au-
ßenpolitik denn stets dagegen gefeit, ein-
fach nur eigene Interessen durchsetzen zu
wollen, statt europäisch zu denken? Haben
wir zum Beispiel in der Debatte über 
die Stationierung von US-Atomwaffen in
Deutschland die Interessen unserer polni-

* Mit den Redakteuren Maximilian Popp und Mathieu
von Rohr in Berlin.
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Ischinger beim SPIEGEL-Gespräch*: »Ein Epochenbruch«

»Wir müssen gegenüber
Männern wie 
Wladimir Putin weniger
erpressbar werden.«
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schen, baltischen und anderen Partner und
Nachbarn hinreichend berücksichtigt?
Nein. Beim Bau der Nord-Stream-2-Pipe-
line? Nein. Manchmal erscheinen wir un-
seren Partnern ziemlich rücksichtslos, nicht
immer als die besten Europäer. 
SPIEGEL: Sie werben für mehr Verständnis
gegenüber Frankreich? 
Ischinger: In Deutschland droht doch bei
der Bundestagswahl 2021 keine Revolu -
tion. Wir haben stabile politische Verhält-
nisse. In Frankreich kann sich Macron hin-
gegen keinesfalls sicher sein, ob er mehr
Stimmen als die extreme Rechte bekommt.
Das ist zu berücksichtigen, bevor wir Kri-
tik üben. Wir müssen uns mit Paris, aber
auch auf europäischer Ebene grundsätz-
lich viel stärker über unsere außenpoliti-
schen Prioritäten verständigen. Josep Bor-
rell, der kluge EU-Außenbeauftragte, ist
angesichts der vielen gleichzeitigen Krisen
massiv überfordert. Er ist gezwungen, von
einem Thema zum nächsten zu springen.
Die EU verfügt über eine große Zahl an
herausragenden, erfahrenen ehemaligen
Staatsmännern und -frauen, Ex-Präsiden-
ten, Ex-Premiers, Ex-Ministern. Warum
setzen wir diese Leute nicht als Sonderge-
sandte für bestimmte Themen ein? Warum
haben wir beispielsweise bis heute keinen
hochrangigen EU-Sondergesandten für Sy-
rien, nach neun Jahren blutigen Krieges
vor unserer Haustür? 
SPIEGEL: Sind die Deutschen zu sehr mit
sich selbst beschäftigt?
Ischinger: In der deutschen Politik wird
auch heute noch sehr provinziell gedacht,
ja. Ich würde mir wünschen, dass die
 Außenpolitik im Wahlkampf und bei den
Koalitionsverhandlungen im kommenden
Jahr nicht wieder so stiefmütterlich behan-
delt wird wie bei der vorigen Wahl.
Europa, Nato, Russland, China, der Nahe
Osten – all diese Themen wurden im Ko-
alitionsvertrag auf wenigen Seiten abge-
handelt. Wir haben einst den Bundessi-
cherheitsrat geschaffen, der allerdings heu-
te nur für Rüstungsentscheidungen heran-
gezogen wird. Wieso bereitet dieses Gre-
mium nicht sämtliche außenpolitischen
Entscheidungen systematisch vor?
SPIEGEL: Angela Merkel ist nur noch 
ein gutes Jahr im Amt. Trauen Sie Anna-
lena  Baerbock, Olaf Scholz oder Markus
Söder mehr außenpolitischen Gestaltungs-
willen zu?
Ischinger: Als ich 1975 als Attaché anfing,
war Hans-Dietrich Genscher gerade vom
Innen- ins Außenministerium gewechselt.
Es hieß, der Mann habe von der Welt keine
Ahnung, könne kein Englisch. Und dann
hat er über viele Jahre hinweg die deutsche
Außenpolitik entscheidend mitgeprägt.
Man sollte niemanden unterschätzen.
SPIEGEL: Herr Ischinger, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.
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Deutschland

Ungeschützter E-Mail-Verkehr
Pkw-Maut Bei einem Treffen Scheuers mit dem Betreiberkonsortium soll es sehr wohl ums Geld gegangen sein.

DER SPIEGEL  Nr. ��  /  ��. �. ����

� Bundesverkehrsminister Andreas
Scheuer (CSU) hat die Öffentlichkeit in
der Affäre um die gescheiterte Pkw-Maut
offensichtlich falsch informiert. Das legt
der E-Mail-Verkehr zwischen einem
Manager der Betreiberfirma Autoticket
und einem Beamten des Verkehrsminis -
teriums nahe. Darin geht es auch um ein
Gespräch vom 29. November 2018, das
Scheuer mit den Chefs des Betreiberkon-
sortiums, Georg Kapsch und Klaus-Peter
Schulenberg, einen Monat vor Unterzeich-
nung des Mautvertrags geführt hatte. Der
������� hatte berichtet, dass Scheuer die
Manager gebeten haben soll, die Kosten

des geplanten Mautsystems zu überden-
ken, was vergaberechtlich problematisch
wäre. Das Ministerium hatte daraufhin
mitgeteilt, es habe sich lediglich um einen
»Kennenlerntermin« und einen »allge -
meinen Gedankenaustausch« gehandelt. 
Der E-Mail-Verkehr erschüttert nun die
 Version des Verkehrsministeriums zu dem
nicht protokollierten Gespräch. »Nach
den besprochenen Themen in den Spit-
zengesprächen werden wir bis Montag die
Vergütung überdenken und einen neuen
Vorschlag entwickeln«, schrieb der Mana-
ger einen Tag nach dem Treffen mit 
dem Minister in einer E-Mail, die als Ver-

schlusssache eingestuft wurde und in der
Geheimschutzstelle des Bundestags lagert.
Der Ministeriale antwortete: »Gern erwar-
ten wir die neuen Kalkulationen und kom-
men bei eventuellen Rückfragen auf Sie
zurück.« Auf Anfrage kommentiert der
Grünenpolitiker Stephan Kühn, Mitglied
des Maut-Untersuchungsausschusses:
»Verkehrsminister Scheuer hat damit nicht
nur massiv gegen das Vergaberecht versto-
ßen, die E-Mail zeigt auch deutlich, dass
die bisherigen Angaben des Ministeriums
zu den Gesprächen schlicht falsch waren.«
Auf Nachfrage blieb das Ministerium bei
seiner bisherigen Darstellung. GT, SVE
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Üben für den Minimalbetrieb Komparsen stehen bei einer Brandschutzübung am Bahngleis des künftigen Berliner
Flughafens BER im Rauch einer Nebelmaschine. Rund 800 Helfer stellten Notfallszenarien nach und testeten 
die vorgesehenen Fluchtwege. Nachdem unter anderem Brandschutzvorgaben das teure Infrastrukturprojekt für
die deutsche Hauptstadt um Jahre verzögerten, kommt das Ungemac h kurz vor der geplanten Eröffnung Ende
 Oktober aus einer anderen Richtung: Mit der Corona-Pandemie sinken die Fluggastzahlen.
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Alexander Neubacher Die Gegendarstellung

Lebe deinen Traum
Kein Geld, kein Bock, genervt vom Job? Dann habe

ich was für Sie: Der Berliner Verein »Mein Grund-
einkommen e.V.« sucht 120 Probanden, denen er
jeden Monat 1200 Euro schenken kann, drei Jahre
lang, insgesamt 43200 Euro. Praktisch ohne Gegen-

leistung. Ab und zu werden Sie einen Fragebogen aus-
füllen müssen. Vielleicht wird eine Haarprobe verlangt.

Der Verein will in einer wissenschaftlichen Studie zeigen,
wie sich ein bedingungsloses Grundeinkommen auf Lebens-
qualität, Zufriedenheit und sogar auf die Gesundheit auswirkt.
Deshalb die Sache mit den Haaren. Auf der Website stehen
bereits Erfolgsgeschichten früherer Testpersonen. Da ist
 Michael aus Sachsen, der seinen Beruf als Kindergärtner auf-
gab, um als Mönch verkleidet über Jahrmärkte zu tingeln.
Oder Katrin aus Köln, die es geschafft habe, ihre »Karriere als
selbstständige Künstlerin auf ein neues Level zu heben«. 
Oder der 13-jährige Apuan aus Berlin, der mit ein paar
 Tausend Euro Taschengeld im Rücken beschloss: »Ich will
 You Tuber werden.«

Nun freue ich mich mit jedem, der seinen Traum lebt,
 meinetwegen sogar als Mönchsdarsteller auf Mittelaltermärk-
ten. Wenngleich man sich fragt, wer sich um die Kinder im

 Kindergarten kümmert, seit Michael
gekündigt hat.

Ich staune aber darüber, dass so viele
Menschen bereit sind, für den Traum
anderer zu zahlen. Gut 140 000 Privat-
personen haben laut Verein dafür ge -
spendet, anderen ein bedingungsloses
Grundeinkommen zu ermöglichen. Eine
Großherzigkeit, von der viele  karitative
Organisationen nur träumen können.

Woher kommt die Begeisterung fürs
Grundeinkommen? Mein Eindruck 

ist, dass es sich um zwei Fangruppen handelt, die eine seltene
 Allianz bilden. Zum einen sind es Linke wie Katja  Kipping 
und Richard David Precht. Zum anderen Libertäre vor allem
aus der Tech-Welt, von Peter Thiel bis Elon Musk.

Für die Linken geht es um eine Art Hippie-Sozialismus:
Jeder darf machen, was er will. Hinter ihrer Faszination 
fürs Grundeinkommen steckt ein sonniges Menschenbild.
Dass sich manche Leute auf die faule Haut legen, wenn 
es Geld fürs Nichtstun gibt, können sie sich offenbar gar nicht
vorstellen.

Das Menschenbild der Libertären hingegen ist nicht sonnig,
sondern finster. Sie glauben, dass viele Beschäftigte wegen 
der Digitalisierung demnächst überflüssig sind. Das Grundein-
kommen dient als Stilllegungsprämie für diese menschlichen
Minderleister.

Ich glaube, dass beide Seiten, die sonnigen Linken und die
finsteren Libertären, falschliegen. Bei einem realistischen
 Menschenbild sieht die Sache wohl eher so aus: Das bedin-
gungslose Grundeinkommen würde die Leistungsbereitschaft
von Menschen beschädigen, die auch im digitalen Zeitalter
dringend gebraucht werden.

Insofern freue ich mich, dass die Sache nun wissenschaftlich
untersucht wird. Bewerben Sie sich! Am 10. November ist
Anmeldeschluss.

An dieser Stelle schreiben Markus Felden kirchen und Alexander  Neubacher
im Wechsel.

Nachgezählt
Digitale Fachbegriffe, Anteil der Personen, 
die die korrekte Bedeutung kennen*

* Bei einer Auswahl aus drei möglichen De�nitionen; 
Quelle: Initiative D21; Umfrage vom Juni/Juli 2019, 2019 Befragte ab 14 Jahren
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Prozent wissen, was
»Fake News« sind.

Zuvor hatten
�� Prozent
behauptet,

die Bedeutung
zu kennen.

��
Prozent wissen, was

eine »Cloud« ist.
Zuvor hatten
�� Prozent
behauptet,

die Bedeutung
zu kennen.

��
Prozent wissen, was

ein »Algorithmus« ist.
Zuvor hatten
�� Prozent
behauptet,

die Bedeutung
zu kennen.

Die Begeiste-
rung fürs
 bedingungs -
lose Grundein-
kommen
 vereint Linke
und Libertäre.

Diplomatie

Türkei behindert
Bundeswehrflug 
� Ein neuer Eklat belastet
die deutschen Beziehungen
zur Türkei. Ende Juli verwei-
gerten türkische Fluglotsen
einem in Köln gestarteten
Truppentransporter der Luft-
waffe spontan und ohne
Begründung den Überflug.
Der graue Airbus 310 musste
zur Basis zurückkehren.
Eigentlich war die Maschine
auf dem Weg nach Eriwan,
um dort armenische Soldaten
abzuholen, die in Deutsch-
land ausgebildet werden. Die
Bundeswehr geht davon aus,
dass der Nato-Partner Türkei
den Flug wegen seines Ziels
gestoppt hat. Die Türkei
unterhält keine diplomati-

schen Beziehungen zu Arme-
nien. Zudem bestreitet Anka-
ra bis heute den Völkermord
an bis zu anderthalb Millio-
nen Armeniern ab 1915. 
Die Türkei hat Deutschland
 massiv kritisiert, weil der
Bundestag den Völkermord
als erwiesen dargestellt hatte.
Im aktuellen Streit um den
Überflug lenkte Ankara auch
später nicht ein. Folglich
musste die Luftwaffe Mitte
August eine weitaus längere
Flugroute über Russland wäh-
len, um die Soldaten abzu -
holen. Militärmaschinen den
Überflug zu verweigern ist
eine beliebte Strafaktion von
autokratischen Staaten.
Unter Nato-Partnern gilt die
Genehmigung als Routine.
Daher werten Militärs den
Vorfall als bewusste Provo -
kation Ankaras. MGB

Corona-Skeptiker

Razzia bei Polizist
� Die niedersächsische Poli-
zei hat am Montag die Woh-
nung eines Kollegen durch-
sucht, nachdem dieser auf
zwei Demonstrationen von
Corona-Skeptikern als Red-
ner aufgetreten ist. In Dort-
mund stellte sich der Beamte
Michael F. als Kriminalhaupt-
kommissar vor. Er forderte
andere Polizisten auf, Wider-
stand gegen Corona-Maßnah-
men zu leisten. Zudem stellte

er die Existenz der Gewalten-
teilung in Deutschland infrage
und zog Vergleiche zur NS-
Diktatur. Auch in Darmstadt
gab sich der sogenannte Quer-
denker als Polizist zu erken-
nen. Nach seinem ersten
 Auftritt wurde Michael F. vor-
erst vom Dienst suspendiert.
Die Durchsuchung steht 
in Zusammenhang mit einem
Disziplinarverfahren, das 
die Polizei Hannover eingelei-
tet hat. Strafrechtlich ist 
dem Beamten bislang offen-
bar nichts vorzuwerfen. GUD
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Bestellungen der Bundesregierung

Masken mit Mängeln
� Vier von zehn Schutzmasken, die die
Bundesregierung eingekauft und über-
prüft hat, sind mangelhaft. Das teilte
das Gesundheitsministerium auf eine
Anfrage der FDP-Fraktion mit. Wie vie-
le deshalb als unbrauchbar eingestuft
wurden und was mit ihnen passierte,
geht aus der Antwort nicht hervor. Mit
rund 8700 Prüfvorgängen ist nur ein
kleiner Teil der bestellten Masken über-
haupt getestet worden. Der Bund hat
mehr als 1,3 Milliarden OP-Masken
erhalten, über 876 Millionen FFP2-
Masken und mehr als 2,7 Millionen
FFP3-Masken. Die Schutzausrüstung
kam zu 85 Prozent aus China. Nicht
alle Lieferanten sind zufrieden mit 
der Zusammenarbeit: Aktuell laufen 
31 Klagen gegen den Bund. Der FDP-
Abgeordnete Wieland Schinnenburg
sagt: »Bei zukünftigen Notlagen darf 
es ein solches Chaos nicht ein zweites 
Mal geben.« Er setze sich für eine
 par lamentarische Aufarbeitung der
Bestellungen ein. JOS

Hilfen für Krankenhäuser

Fehlende Kontrolle
� Die Bundesregierung will in diesem
Jahr elfeinhalb Milliarden Euro an Aus-
gleichszahlungen für Krankenhäuser zur
Verfügung stellen. Das geht aus der Ant-
wort des Bundesgesundheitsministeriums
auf eine Anfrage der Grünenfraktion
 hervor. Das Geld soll Kliniken helfen, die
wegen Covid-19-Patienten auf Behand-
lungen und Operationen verzichten muss-
ten. Zunächst rechnete man mit Mehrkos-
ten von lediglich 2,8 Milliarden Euro für
die ersten 100 Tage. Die Grünen kritisie-
ren, dass Krankenhäuser durch die Zah-
lungen zusätzliche Gewinne erzielen kön-
nen. »Eindeutige Kriterien für den Abruf
der Gelder wären essenziell gewesen«,
sagt die gesundheitspolitische Sprecherin

der Partei, Maria Klein-Schmeink. Laut
einem Bericht des Expertenbeirats der
Bundesregierung konnten vor allem klei-
nere und psychiatrische Einrichtungen
ihre Erlöse mit den Ausgleichszahlungen
steigern, während Maximalversorger gro-
ße Ausfälle verzeichnen. COS, MFK

Thüringer AfD-Mann

Doch kein Stasispitzel
� Einem neuen Gutachten zufolge war
der Thüringer AfD-Landtagsabgeord-
nete Dieter Laudenbach zu DDR-Zei-
ten kein inoffizieller Mitarbeiter (IM)
der Stasi. Zuvor hatten mehrere
Medien über eine Stasiakte berichtet,
in der Laudenbach als IM unter dem
Decknamen »Klaus« auftauche. Auch
eine Sprecherin des Bundesbeauftrag-
ten für die Unterlagen des Staatssicher-
heitsdienstes hatte diesen Vorwurf
erhoben. In seinem Bericht schreibt der
Gutachter Jürgen Haschke, früherer
Landesbeauftragter in Thüringen, nun:
»Herr Laudenbach war zu keiner 
Zeit als IM für das MfS tätig.« Bei den
Dokumenten handle es sich um eine
»IM-Vorlaufakte«, in der Laudenbach
angeworben werden sollte. Zu diesem
Ergebnis kam Haschke nach »Begutach-
tung aller beim Bundesbeauftragten für
die Stasiunterlagen vorhandenen Unter-
lagen«. Dort finde sich keine Verpflich-
tung. »Erst mit der handschriftlichen
Unterschrift unter einer Verpflichtungs-
erklärung wird der IM-Kandidat zum
IM«, so Haschke. Von der Vorlaufakte
und dem Anwerbungsversuch habe
Laudenbach keine Kenntnis gehabt.
Laudenbach sagte, er habe erst durch
die Berichterstattung erfahren, dass 
er ins Visier der Stasi gelangt sei. TIL
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Bayern

Schüler dürfen wegen 
Corona Handy nutzen
� Bayerns Schülerinnen und Schüler kön-
nen während des Unterrichts häufiger 
ihr Mobiltelefon angeschaltet lassen – aus
Gründen des Gesundheitsschutzes. »Die
Nutzung der Corona-App ist aus Sicht
des Kultusministeriums grundsätzlich
sinnvoll«, teilt das zuständige Ressort auf
Anfrage mit. Daher könne »das Einschal-
ten des Smartphones im Einzelfall ge -
stattet werden«. Allerdings sei die Nutzung
der App nicht erforderlich, da in der

Schule, »anders als etwa im öffentlichen
Raum, Corona-Infektionsketten schnell
erkannt und nachverfolgt werden kön-
nen«. Im Vergleich zu anderen Bundes-
ländern regelt der Freistaat bislang die
Handynutzung strikt: Laut Artikel 56 des
Schulgesetzes sind Mobiltelefone und
andere digitale Speichermedien, sofern
sie nicht dem Unterricht dienen, im
Schulgebäude und auf dem Gelände aus-
zuschalten. Lehrkräfte können jedoch
Ausnahmen zulassen. In der kommenden
Woche will das Kabinett Vorgaben für
den anstehenden Schulstart beschließen.
Dabei geht es unter anderem um den
Gebrauch von Masken im Unterricht. FRI

Chappattes Welt
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Der Augenzeuge

»Der Wolf wird kommen«
Viele Deutsche seien der Natur entfremdet und ahnten
auch nicht, wo es gefährlich werden kann, sagt der
 Konstanzer Kreisjägermeister Kurt Kirchmann, 70. Im
Programm »Lernort Natur« des Deutschen Jagdver -
bandes vermittelt der Naturpädagoge vor allem Schülern
Wissen über den Wald und seine Tiere.

� »In die Schulen bringe ich meist einen Anhänger voller
 präparierter Tiere mit: Wildschwein, Dachs, Storch, Biber, ein
Reh, Spechte, Eulen und Habichte. Da machen die Kinder 
erst mal große Augen, denn viele sind eher selten draußen. 
Die Waldtiere verstecken sich vor den Menschen, die ihre Fein-
de sind und auch oft viel zu laut unterwegs. Häufig kennen 
die Kinder nur einen Raubvogel, den Adler, und sie denken,
der Hirsch wäre der Vater vom Reh. Ich zeige und erkläre
ihnen alles, auch auf Waldgängen. Leider ist seit März wegen
Corona alles ausgefallen.

Die Menschen heute sind der Natur entfremdet, dem
 möchte ich entgegenwirken. Immer häufiger nehmen Spazier-
gänger Jungtiere aus dem Wald mit nach Hause, weil sie
 denken, sie wären elternlos: Kitze, Frischlinge, selbst Turm -
falken, die aus dem Nest gefallen sind. Wildtiere, die von
 Menschen berührt wurden, werden aber von ihren Eltern oft
nicht wieder angenommen. Versucht der Mensch, sie aufzu -
ziehen, sterben die Kleinen häufig sogar, denn viele brauchen
die Muttermilch.

Ein großes Problem sind Spaziergänger, die nicht auf 
den Wegen bleiben. Sie trampeln mitten durchs Wohnzimmer 
der Wildtiere, in der Brutzeit im Frühjahr sogar durch ihr
 Kinderzimmer. Viele lassen ihren Hund frei laufen, das führte
dazu, dass ich in den letzten Wochen vier tote Rehkitze 
mit Kehlbiss hatte. Nachts machen manche Leute Schnitzel-
jagd per GPS im Wald, das ist gefährlich, denn wegen der
Schweinepest müssen wir derzeit nachts möglichst viele Wild-
schweine jagen. 

Manche Tiere wie Fuchs, Marder und Waschbär sind 
näher an die Städte und Dörfer herangerückt. Der Wolf wird
auch zu uns kommen, wir werden lernen müssen, mit ihm 
zu leben, und er mit uns. Oft werde ich gefragt, was man tun
soll, wenn man einen sieht. Dann sage ich: langsam bewegen,
laut sprechen. Auf keinen Fall rennen, denn das weckt 
seinen  Jagdinstinkt.« Aufgezeichnet von Annette Großbongardt

Berliner Mietendeckel

Kaum Streit
zwischen Mietern
und Eigentümern
� Bislang sorgt der Berliner
Mietendeckel für weniger
Streitfälle, als es das politische
Ringen um das Instrument
vermuten ließe. Nach einer
Erhebung der Berliner Se -
natsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Wohnen gingen
bei den zuständigen Bezirken
seit dem 1. März 972 Anzeigen
ein. Lediglich 30 Anzeigen
bemängelten überhöhte Mie-
ten, 121 zeigten Verstöße
gegen die Mietobergrenze an.
Was die wirtschaftliche Be -
lastung der Vermieter betrifft,

so vermerkte die staatliche
Investitionsbank Berlin bis
Mitte dieser Woche 354 Härte -
fallanträge. Als berechtigt
anerkannt hat die Förderbank
47 Anträge. Ende vergan -
genen Jahres hatte der rot-
rot-grüne Berliner Senat
 be schlossen, Obergrenzen für
Mieten für die kommenden
fünf Jahre festzusetzen. Der
Mietendeckel gilt für rund 
1,5 Millionen Mietwohnun-
gen, etwa 90 Prozent des
Bestands in der Hauptstadt.
Gegen den Deckel liegen
mehrere Klagen beim Bun-
desverfassungsgericht 
vor. Die Richter werden ver-
mutlich im Sommer 2021
über die Verfassungsmäßig-
keit entscheiden. WAS

Junge Union

CDU-Parteitag 
nur digital
� Junge-Union-Chef Tilman
Kuban kann sich angesichts
der Corona-Lage einen CDU-
Bundesparteitag im Dezem-
ber nur schwer vorstellen.
»Eine physische Großveran-
staltung in der Dimension
eines CDU-Bundesparteitags
wird es angesichts der jüngs-
ten Bund-Länder-Beschlüsse
kaum geben können«, sagt
der Vorsitzende der Nach-
wuchsorganisation von CDU
und CSU. »Ich halte es jeden-
falls für unverantwortlich,
dem Karnevalsverein zu
erklären, dass er am 11. 11.

nicht feiern darf, oder dem
Hochzeitspaar verständlich
machen zu müssen, nur 
mit 50 Personen feiern zu
dürfen, aber einen Parteitag
mit 1500 Personen physisch
durchzuführen.« Da im Par-
teiengesetz bislang keine
 digitalen Wahlparteitage ge -
regelt sind, ist es aus Sicht des
CDU-Politikers zwingend,
dass der Bundestag schnell
neue Rahmenbedingungen
schafft. »Wir sollten jetzt alles
daransetzen, bis zum Dezem-
ber die gesetzlichen Voraus-
setzungen im Parteienrecht
für digitale Wahlparteitage zu
schaffen.« So könne auf
einem digitalen CDU-Partei-
tag auch eine neue Partei -
spitze gewählt werden. FLO
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US-Truppenabzug

Bund soll Immobilien
abgeben
� Bayern verlangt vom Bund Kompen -
sation für die wirtschaftlichen Schäden
durch den von US-Präsident Donald
Trump angekündigten Truppenabzug
aus Deutschland. Dieses Anliegen brach-
te der bayerische Ministerpräsident und
CSU-Vorsitzende Markus Söder nach
Auskunft von Teilnehmern am vergange-
nen Dienstag beim Koalitionsgipfel in
Berlin vor. Die Runde beschloss, dass die
von Standortschließungen betroffenen
Länder – neben Bayern sind das vor
allem Baden-Württemberg und Rhein-
land-Pfalz – mit Verteidigungsministerin

Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU)
über solche Leistungen des Bundes ver-
handeln sollen. Trump will fast 12 000
der rund 35 000 in Deutschland statio-
nierten Soldaten abziehen. Den Ländern
schwebt beispielsweise vor, dass betrof -
fene Kommunen zu günstigen Konditio-
nen an frei werdende Liegenschaften
kommen. Diese Flächen könnten sie
dann nutzen, um Gewerbe anzusiedeln
oder Wohnraum zu schaffen. In der
Regel gehen die militärischen Areale
nach der Nutzung in den Besitz des Bun-
des über. Zudem will Kramp-Karren -
bauer im Herbst in einer gemeinsamen
Arbeitsgruppe mit den Ländern prüfen,
ob die Bundeswehr den vom US-Trup-
penabzug betroffenen Regionen helfen
kann. MGB, REI

So gesehen

Echt virtuell 
Die CDU nimmt sich ein Beispiel
am US-Wahlkampf. 

� Liebe Parteifreunde! Weil Corona
keine Parteigrenzen kennt, sind auch
wir nicht immun – und können unseren
Parteitag im Dezember deshalb nicht
so abhalten wie geplant. Verschieben
wollen wir aber auch nicht noch 
mal – ich bin ja schon viel zu lange
CDU-Vorsitzende.

Wie unsere Freunde in den USA
gezeigt haben, können aber auch
 Virtualität und ein neuer Stil begeis-
tern. Schon heute darf ich Ihnen Höhe-
punkte des Programms verraten. Die
Eröffnungsrede hält Joachim »Rampen«-
 Sauer, der uns mit launigen Anekdoten

aus der Ehe mit
Angela Merkel auf
den Parteitag ein-
stimmt. 

Es folgt die Vor -
stellung der Vorsitz-
kandidaten durch
Testimonials: Johan-
nes, Eva und Julius
Laschet berichten
über die politischen
Qualitäten ihres
Vaters und enthüllen,

welche Regierungsposten sie anstreben.
Die Familie Merz wurde für ein Haus-
musikkonzert verpflichtet, im An -
schluss verliest der Vorstandsvorsitzende
von Blackrock das sehr zufrieden -
stellende Arbeitszeugnis von Friedrich
Merz. Für Norbert Röttgen werden
noch Fürsprecher gesucht, zur Not will
er das aber gern selbst übernehmen. 

Freuen Sie sich dann auf meine
Abschiedsrede: »Warum Frauen doch
vielleicht wichtig sind«. Anschließend
die Wahl des Vorsitzenden per Zoom,
Absingen des Deutschlandlieds,
gemeinsames Bittgebet »Markus, hilf
uns!« sowie Verkündung von Markus
Söder als Kanzlerkandidat der Union.
Soviel steht schon fest. Wollen Sie sich
noch einbringen? Gute Ideen brauchen
wir dringend. Ich freu mich auf Sie –
echt virtuell! Ihre AKK. Stefan Kuzmany

Hausmusik
von Merz,
Merkel-
Anekdoten
von
 Joachim
»Rampen«-
Sauer.
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Amerikanische Hubschrauber über Bayern 

Fall McCann

Geschwärzte Aussage
� Einer der Hauptzeugen im Fall der
2007 im portugiesischen Praia da Luz
verschwundenen Madeleine McCann
spielte auch eine entscheidende Rolle
beim Vorwurf der Vergewaltigung einer
72-jährigen US-Amerikanerin. In beiden
Fällen belastete Helge B. den wegen der
Vergewaltigung noch nicht rechtskräftig
zu sieben Jahren verurteilten Deutschen
Christian B. schwer. Der mehrfach vorbe-
strafte Helge B. berichtete Scotland Yard
von einem jährlich stattfindenden Dra-
chenfestival im Süden Spaniens, bei dem
er im Frühjahr 2008 Christian B. getrof-
fen habe. Dort soll der heute 43-Jährige
ihm gegenüber eingeräumt haben, mit
dem Verschwinden des Mädchens zu tun

zu haben. In der Aussage von Helge B.
im Vergewaltigungsverfahren ist diese
Passage allerdings geschwärzt. »Um die
Glaubwürdigkeit des Zeugen überprüfen
zu können, hätte die Passage offengelegt
werden müssen«, sagt Christian B.s
Anwalt Friedrich Fülscher und fordert
 »unverzügliche Akteneinsicht«. Sein
Mandant bestreitet die Vorwürfe in bei-
den Fällen. In Kiel beantragte Fülscher
die Haftentlassung seines Mandanten auf
Bewährung. Christian B. verbüßt derzeit
noch eine Haftstrafe wegen Drogenhan-
del auf Sylt. Die Gerichte in Kiel und
Braunschweig hatten bereits vor Wochen
über die Zuständigkeit für diesen Antrag
gestritten. Da sie sich immer noch 
nicht einigen können, rief das Gericht in
Braunschweig nun erneut den Bundes -
gerichtshof an. GUD
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Deutschland

In Trumps Visier
Außenpolitik Die USA haben den Bau der Ostseepipeline Nord Stream 2 mit Sanktionsdrohungen

lahmgelegt. Das deutsch-russische Großprojekt kann zum Milliardengrab 
werden, wenn es der Bundesregierung nicht gelingt, Washington zu besänftigen.
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US-Präsident Trump, Kanzlerin Merkel bei der Uno in New York 2019: »Das können wir uns nicht gefallen lassen«



D er Landwirt Johann Tophoff-
Kaup aus dem Dorf Neklade auf
Rügen kämpft schon seit Langem
gegen die geplante deutsch-russi-

sche Gaspipeline Nord Stream 2. Erst soll-
te er sein Land verkaufen, um Ausgleichs-
flächen für den Bau zu schaffen. Er wehrte
sich und steckte Schilder in seine Weizen-
felder mit dem Slogan »Kein Acker für
Nord Stream 2«. 

Seinen Acker konnte er retten, doch nun
bangt der 32-Jährige um seine Biogas -
anlage, die er seit sechs Jahren betreibt. Das
russische Erdgas ist billiger als die umwelt-
freundliche Energiegewinnung aus Speise-
resten und Gülle. »Wir reden gerade so viel
über die Energiewende und erneuerbare
Energien«, sagt der Landwirt. »Dann in so
großen Mengen auf fossile Brennstoffe zu
setzen, finde ich fragwürdig.«

Nicht nur Umweltschützer widersetzen
sich seit Jahren dem Pipelineprojekt. Viele
EU-Partner, allen voran Polen und Balten,
halten es für einen strategischen Fehler,
weil es Europa von russischem Gas abhän-
gig mache. Doch kein noch so gutes Argu-
ment konnte das Projekt bislang ernsthaft
in Gefahr bringen. Die Bundesregierung
hielt stur an der Umsetzung fest. Die bei-
den jeweils 1230 Kilometer langen Rohr-
leitungen durch die Ostsee nach Lubmin
bei Greifswald sind so gut wie fertig, es
fehlen lediglich zusammen rund 150 Kilo-
meter.

Doch jetzt könnte US-Präsident Donald
Trump das Projekt im letzten Moment zu
Fall bringen. Grund sind Sanktionen, mit
denen Washington weltweit Firmen droht,
die in den Pipelinebau verwickelt sind. Die
bei den Kam mern des US- Kon gres ses wol-
len dazu ein Sank ti ons ge setz erweitern.
Aus Sorge vor den Drohungen herrscht
derzeit ein Baustopp. 

Bislang hat Trumps Außenpolitik des
»maximalen Drucks« andere Länder
 erwischt, doch US-Außenminister Mike
Pompeo kündigte an, die Pipeline falle ab
sofort unter das Caatsa- Ge set z von 2017.
»Amerikas Gegnern mit Sanktionen ent-
gegenwirken« lautet der Titel des Geset-
zes. Eigentlich richtet es sich gegen Erz-
feinde wie Iran oder Nordkorea. Nun aber
steht auch Deutschland im  Visier soge-
nannter »extraterritorialer« Sanktionen.

Was das konkret bedeutet, erlebten die
Bewohner der Insel Rügen Anfang August.
Drei US-Senatoren drohten den Betrei-
bern des Sassnitzer Hafens in einem Brief
mit Konsequenzen, falls sie den Bau der
Pipeline weiterhin logistisch unterstützen.
Dass solche Drohungen wirken, zeigte sich
bereits Ende vergangenen Jahres, als die
Schweizer Firma Allseas zwei Verlegeschif-
fe abzog, nachdem die Senatoren auch ihr
gedroht hatten.

Deutschland auf gleicher Linie wie Iran
und Nordkorea – das harte Ringen um die

Pipeline markiert einen weiteren Tief-
punkt im deutsch-amerikanischen Verhält-
nis. »Sanktionen zwischen Partnern sind
ganz klar der falsche Weg. Deutschland
und Europa entscheiden selbstständig über
ihre Energiepolitik«, kritisiert Außenminis -
ter Heiko Maas (SPD). »Das Verhalten der
US-Regierung ist skandalös«, sagt seine
Parteifreundin Manuela Schwesig, die
 Ministerpräsidentin von Mecklenburg-Vor-
pommern. Das Bundesland ist vom der-
zeitigen Baustopp am meisten betroffen.
»Das können wir uns nicht gefallen lassen.
Ich erwarte von der Bundesregierung, dass
sie den USA klarmacht, dass wir dieses
Verhalten nicht akzeptieren.«

Doch so einfach ist es nicht, für die Bun-
desregierung ist die Auseinandersetzung
mit den USA ein heikler Balanceakt. Einer -

seits muss sie die heimischen Unterneh-
men vor den amerikanischen Angriffen
 bewahren. Andererseits tritt sie dadurch
noch mehr als Beschützerin eines Projekts
in Erscheinung, das dem russischen Präsi-
denten Wladimir Putin viel Geld in die
Kasse spülen soll. 

Angesichts des Giftanschlags auf den
Oppositionspolitiker Alexej Nawalny meh-
ren sich Forderungen nach Sanktionen
 gegen Putin. Da würde der Einsatz für das
gemeinsame Milliardenprojekt kontrapro-
duktiv wirken. Stattdessen werden erste
Forderungen laut, Deutschland solle von
sich aus Nord Stream 2 beenden, was wohl
tatsächlich Eindruck auf den russischen
Präsidenten machen könnte. Zugleich aber
wäre es ein Sieg Washingtons und seiner
Außenpolitik, die viele mittlerweile als
 Erpressung empfinden.

Im Vorzimmer des Sassnitzer Bürger-
meisters Frank Kracht sind sich die Welt-

mächte ganz nah. Nur wenige Zentimeter
trennen die russische von der US-ameri-
kanischen Flagge. Zu beiden Ländern
pflegt Sassnitz Städtepartnerschaften. Auf
Krachts Schreibtisch liegt das Dokument,
das ihm derzeit viel Aufmerksamkeit be-
schert. »United States Senate, Washington,
DC 20510«, steht auf dem Briefkopf, Ab-
sender: Ted Cruz, Tom Cotton und Ron
Johnson.

Die drei republikanischen Senatoren
drohen der Fährhafen Sassnitz GmbH 
mit »fatalen« Sanktionen, dem Einfrieren
von Guthaben und Einreiseverboten. Die
Gesellschaft betreibt den Hafen Mukran
Port, an dem bislang die Rohre für Nord
Stream 2 verladen wurden. Sie gehört zu
90 Prozent der Stadt Sassnitz und zu 
10 Prozent dem Land Mecklenburg-Vor-

pommern. »Wenn Sie wei ter hin Wa ren,
Dienst leis tun gen und Un ter stüt zung für
das Nord- Stream- 2- Pro jekt bereitstellen,
wür den Sie das zu künf tige fi nan zi elle
Über le ben Ihres Un ter neh mens zer stö -
ren«, heißt es in dem Brief. 

»Das ist der Gipfel der Unverfroren-
heit«, sagt Kracht. Der Hafen ist neben
dem Tourismus eine bedeutende Einnah-
mequelle der Stadt. »Für mich ist es wich-
tig, dass wir saisonunabhängige Arbeits-
plätze haben.« Nord Stream 2 spiele dabei
eine wichtige Rolle.

Der Konflikt habe das Potenzial, Sass-
nitz langfristig zu schaden, glaubt der 53-
Jährige. Ein mögliches Beispiel: Eine inter -
national tätige Firma will in Zukunft einen
Offshore-Windpark bauen und sucht dafür
den passenden Hafen. Ähnliche Projekte
hat die Stadt bereits ergattert. Wenn einer
solchen Firma in Sassnitz US-Sanktionen
drohen, würde sie sich wahrscheinlich
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Pipelineverlegeschiff in der Ostsee 2018: Längeren Baustopp einkalkuliert



 einen anderen Standort suchen. »Dann ge-
hen wir leer aus«, sagt Kracht.

Am Mukran Port stapeln sich die ver-
bleibenden Pipelineteile, 17 000 sind es
noch. Eigentlich sollte bereits Ende ver-
gangenen Jahres Erdgas durch die Rohre
fließen, nun ist Abwarten angesagt. »Wir
haben keinen Termin, wann wir verladen
dürfen«, sagt der Bürgermeister.

Christine Zillmer, die stellvertretende
Vorsitzende des CDU-Stadtverbands Sass-
nitz, hat selbst zum Briefpapier gegriffen.
Die 42-Jährige hat Trump nach Sassnitz
eingeladen. »Das war nicht ironisch ge-
meint, sondern wirklich respektvoll und
menschlich«, sagt sie. Zillmer hofft, dass
sich der US-Präsident durch ihren Brief
wenigstens kurz mit dem Thema auseinan-
dersetzt. »Wir haben schon den Hinweis
bekommen, dass wir vielleicht twittern
sollten«, scherzt sie. 

Zillmer sagt, dass sie auch Kontakt mit
dem Büro der CDU-Bundestagsabgeord-
neten für den hiesigen Wahlkreis hatte. Es
ist Angela Merkel, mit der Kanzlerin per-
sönlich gesprochen habe sie über das The-
ma aber noch nicht. »Merkel prescht nicht
vor«, sagt Zillmer. »Immer schön beson-
nen, ruhig bleiben und die Dinge regeln.«
Bisher habe das bei der Kanzlerin ge-
klappt, findet sie. Jetzt hofft sie, dass es
wieder so ist.

Es sind allerdings nicht nur die Amerika-
ner, die ihre Vorbehalte haben. Auch in
Europa ist das Projekt seit Langem umstrit-
ten. Nachdem der damalige Kanzler Ger-
hard Schröder (SPD) 2005 die Übereinkunft
mit Moskau zum Pipelinebau getroffen
 hatte, erinnerte das den damaligen polni-
schen Verteidigungsminister Radek Sikorski
an den Hitler-Stalin-Pakt. Auch andere
 östliche EU-Staaten äußerten immer wieder
Kritik, wenngleich deutlich milder.

Mit dem Bau von Nord Stream hätten
die Deutschen ein hohes Maß an Ge-
schichtsvergessenheit gezeigt, so lautet die
polnische, aber auch die baltische Lesart.
Um des billigen Gases wegen seien sie be-
reit, die tief sitzenden historischen Beden-
ken ihrer EU-Partner zu ignorieren. 

Zudem sei die Übereinkunft Beweis da-
für, wie sträflich sie die Gefahr unterschätz-
ten, die von Putins Russland ausgehe. Der
verfolge mit der Pipeline geostrategische
Ziele, so der Verdacht, und habe dann ein
neues Druckmittel in der Hand. Er könnte
den Ländern der einst sowjetischen Hemi-
sphäre im Konfliktfall den Gashahn ab -
drehen.

Die Slowakei, Bulgarien, Rumänien,
Tschechien, Ungarn, Lettland und Estland
sind auf russisches Gas angewiesen. Vor
allem aber wäre die ohnehin schon durch
den Bürgerkrieg im Osten angeschlagene
Ukraine in Gefahr: Über sie fließen rund
40 Prozent der russischen Gasimporte in
die EU. 

Für die Ukraine sind die Transitgebüh-
ren ein erheblicher Wirtschaftsfaktor, sie
würden mit dem Bau der Pipeline nicht
mehr fällig. Dank Nord Stream könnte
Russland die Ukraine in Zukunft umgehen,
Gas nach Westen verkaufen und gleich -
zeitig Druck auf die Führung in Kiew
 ausüben, um etwa deren Annäherung an
die EU zu sabotieren, warnen die Ost -
europäer.

Moskau würde mit den Europäern »gro-
ßes Geld« machen, ließ Mateusz Morawie-
cki, Premier in Warschau, verlauten. Geld,
das der Kreml direkt wieder in die Rüstung
investieren könnte. Anlässlich des Besu-

ches von US-Außenminister Pompeo Mit-
te August lobte Morawiecki ausdrücklich
die US-Sanktionen gegen Firmen, die am
Bau von Nord Stream 2 beteiligt sind.

Viele EU-Partner, die das Pipelinepro-
jekt bislang kritisch sahen, fühlten sich
durch die harschen US-Sanktionen jedoch
genötigt, Deutschland ihre Solidarität zu
bekunden. Mitte August übermittelten 
24 der 27 EU-Staaten dem US-Außen -
ministerium per Videokonferenz eine
scharfe Protestnote. Nicht dabei waren
 Ungarn, Lettland und Rumänien. Aber
auch andere EU-Partner würden dem Pro-
jekt keine Träne nachweinen. »Estland hat
Nord Stream 2 schon immer kritisch gese-
hen«, sagt der estnische Verteidigungs -
minister Jüri Luik. »Ich wäre nicht ent-
täuscht, wenn es scheitert.«

In Brüssel sieht man das anders: Sollten
die USA mit ihrer Taktik Erfolg haben,
sagt ein Diplomat, müsse jeder EU-Staat
damit rechnen, irgendwann selbst in die
Schusslinie der Amerikaner zu geraten –
und dann die Hilfe der anderen zu brau-

chen. Heute ist es Nord Stream 2, »schon
morgen könnte es um Computer, Schiffe,
Autos oder anderes gehen«, sagt Daniel
Caspary, Chef der CDU/CSU-Gruppe im
EU-Parlament. »Wir müssen den Anfän-
gen wehren.«

Eine Rolle spielt dabei die in Brüssel
verbreitete Überzeugung, dass es den USA
keineswegs nur darum geht, die Europäer
vor russischer Einflussnahme zu schützen
 – sondern einzig und allein darum, ihr ei-
genes Flüssiggas an die EU zu verkaufen.
»Falls es zu US-Sanktionen kommt, sollte
die EU Gegenmaßnahmen ergreifen«, sagt
Bernd Lange, Chef des mächtigen Außen-
handelsausschusses im EU-Parlament.
Schäden für die europäische Wirtschaft
müsse man mit »Zöllen und Sanktionen«
ausgleichen, sagt der Sozialdemokrat aus
Hannover. »Man kann zu Nord Stream 2
unterschiedliche Auffassungen haben«,
konstatiert David McAllister, Chef des
Auswärtigen Ausschusses im Europapar-
lament. »Die extraterritorialen Sanktions-
drohungen der US-Regierung sind in
 jedem Fall unangemessen.«

EU-Kommissionspräsidentin Ursula
von der Leyen arbeitet bereits daran, ihrer
Behörde schärfere Waffen zu verschaffen,
die den amerikanischen Methoden eben-
bürtig sein sollen. Die CDU-Politikerin
war noch keine zwei Wochen im Amt, als
sie Mitte Dezember vorschlug, die soge-
nannte Durchsetzungsverordnung zu über-
arbeiten. Sie soll es der Kommission erlau-
ben, in Handelsstreitigkeiten auch dann
gegen andere Länder vorzugehen, wenn
die Welthandelsorganisation noch kein
 Urteil gesprochen hat. 

Ob die neue Regelung aber eine Wir-
kung entfaltet, darf bezweifelt werden. Die
Änderung gleiche dem Versuch, »mit ei-
nem Dosenöffner einem Stahltresor zu Lei-
be zu rücken«, lästert der Grünen-Europa -
politiker Reinhard Bütikofer. Er warnt vor
einer »völlig unbedachten Rhetorik des
Zurückschlagens«. Zumindest kurzfristig
gebe es »keinerlei Aussichten, dass sich
die EU erfolgreich gegen Sanktionen der
USA wehren kann«. Denn für große euro-
päische Unternehmen zähle am Ende nur
die Frage, ob sie im Zweifel auf den US-
Markt verzichten könnten. »Und die Ant-
wort«, sagt Bütikofer, »lautet in den aller-
meisten Fällen nein.«

In der Bundesregierung hat man lange
gehofft, die Amerikaner mit dem Bau
 eines Flüssiggasterminals etwa in Bruns-
büttel besänftigen zu können. Im Wirt-
schaftsministerium geht man davon aus,
dass die US-Administration deswegen so
hart gegen Nord Stream 2 vorgeht, weil es
ihr vor allem um den Verkauf des eigenen
Fracking-Gases nach Europa geht. Ted
Cruz, einer der briefeschreibenden Sena-
toren, stammt aus Texas, wo besonders
viel Fracking-Gas produziert wird.
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Geschäftspartner Schröder, Putin 2011
»Hohes Maß an Geschichtsvergessenheit«

Die EU-Kommission ver-
su�ht, »mit einem Dosen-
öffner einem Stahltresor
zu Leibe zu rü�ken«.



Großzügig hatte die Bundesregierung
daher zugesagt, auch den Anschluss der
Terminals ans deutsche Gasnetz zu finan-
zieren, alle Genehmigungshürden zu be-
seitigen und schnell zu bauen. Doch die
erneute Verschärfung der Sanktionsdro-
hungen hat Minister Peter Altmaier (CDU)
und seinen Beamten gezeigt: Die Ameri-
kaner lassen sich mit dem Terminal nicht
zufriedenstellen.

Grund zur Hoffnung, dass sich mit ei-
ner Wahl des Demokraten Joe Biden zum
Präsidenten die Haltung Washingtons
grundsätzlich ändern würde, besteht auch
nicht. Die Sanktionen hätten eine breite
überparteiliche Unterstützung in beiden
Häusern des Kongresses, sagte eine Spre-
cherin von Senator Cruz dem �������.
»Es ist nicht nur Konsens in den USA«, er-
klärte sie. »Viele europäische Regierungen
haben den Vorstoß von Senator Cruz un-
terstützt und haben ausdrücklich die kon-
struierten und falschen Berichte über die
amerikanische Initiative zurückgewiesen.«
Nord Stream 2 würde nach Ansicht von
Cruz Russlands Politik der aggressiven Ex-
pansion und wirtschaftlichen Erpressung
belohnen. Die Pipeline gefährde daher die
Sicherheitsinteressen Amerikas. 

Deutsche Diplomaten weisen zwar da-
rauf hin, dass die angedrohten Sanktionen
ohnehin nicht so schnell umgesetzt wür-
den. Der »Protecting Europe’s Energy
 Security Clarification Act«, dem die Sank-
tionen unterliegen würden, ist Teil des Ver-
teidigungsbudgets, der wahrscheinlich
nicht mehr vor den Wahlen verabschiedet
werde. Aber in der Sache seien sich alle
einig. Sollte Joe Biden Präsident werden,
könne er es sich nicht leisten, schwach ge-
genüber dem Kreml zu wirken. In der Bun-
desregierung hofft man trotzdem, mit dem
Demokraten am Ende irgendeinen Deal
schließen zu können.

Die beteiligten Firmen jedenfalls haben
sich schon vor Längerem auf mögliche poli -
tische Schwierigkeiten eingestellt und ei-
nen längeren Baustopp mit ein kalkuliert.
Bereits 2016 übernahm der  russische Gas-
gigant Gazprom das kom plette Projekt als
alleiniger Gesellschafter. Die bis dahin in-
volvierten fünf europäischen Gesellschaf-
ter Uniper (Deutschland), OMV Öster-
reich, Engie (Frankreich), Wintershall
(Deutschland) und Shell (Niederlande) be-
schränkten sich darauf, im Gegenzug je-
weils 10 Prozent der geplanten Bausumme
von rund 9,5 Mil liarden Euro zu über -
nehmen.

Der Trick daran: Da die Gelder bereits
vollständig gezahlt sind, können die Fir-
men auch nicht mit Sanktionen belegt wer-
den. Offiziell haben sie in dem Unterneh-
men keine Funktion mehr. Selbst eine wei-
tere Verzögerung des Baus über mehrere
Monate könnten sie verkraften. Zur Not
müssten sie die Investitionen irgendwann

abschreiben. Das wäre bei knapp einer
Milliarde Euro schmerzlich, gehört bei
Energiekonzernen dieser Größenordnung
jedoch zum Geschäftsrisiko. Die Abschrei-
bungen für die stillgelegten Atom- und
Kohlekraftwerke in Deutschland waren
um ein Vielfaches höher. 

Auch die deutsche Energiewirtschaft
könnte noch eine Zeit lang auf das Gas aus
Russland verzichten. Aber in Deutschland
werden in den nächsten Jahren immer
mehr Kohle- und auch die letzten Atom-
kraftwerke vom Netz gehen. Für den Über-
gangszeitraum dürfte mehr Gas gebraucht
werden, um Schwankungen bei Solar- und
Windenergie auszugleichen. Langfristig
 jedoch soll Gas für die Stromversorgung
und das Heizen immer unwichtiger werden. 

Es gibt sogar Überlegungen, die davon
ausgehen, dass in naher Zukunft über-
haupt kein Gas durch die Nord-Stream-
Rohre fließt, die Pipeline aber dennoch
 gebraucht würde – für die Produktion von
Wasserstoff zum Beispiel. 

Um die vereinbarten Klimaziele von Pa-
ris einhalten zu können, müssen europäi-
sche Industrieunternehmen ihre Produk-
tion radikal ändern und in den nächsten
Jahren von fossilen Brennstoffen auf den
Einsatz von Wasserstoff umstellen. 

Bis aber genug grüner Wasserstoff zur
Verfügung steht, könnte die Lücke mit
Wasserstoff gefüllt werden, der mittels ei-
ner chemischen Umwandlung aus Gas ge-
wonnen wird. Im Falle von Nord Stream

könnte das direkt an der Quelle in Russ-
land geschehen. Die dabei frei werdenden
Kohlenstoffe könnten möglicherweise
 direkt in die Bohrlöcher verfüllt und der
Wasserstoff über die Pipeline nach Europa
gepumpt werden. Das Klimaargument
könnte die Europäer in ihrer Haltung wei-
ter zusammenschweißen und die US-Posi-
tion schwächen.

In Sassnitz dagegen geht derweil das
Gerücht um, dass die Bauarbeiten schon
im Verborgenen weitergehen. Seit Mai
liegt die »Akademik Cherskiy« am Kai.
Ein russisches Schiff, das als Ersatz für die
Schweizer Verlegeschiffe kam. Mit seinem
riesigen Kran soll es künftig die Rohre ver-
legen, dafür muss es noch umgebaut wer-
den. Einige Sassnitzer glauben, dass dies
längst stattfindet, die Arbeiter wohnten
angeblich im benachbarten Stadthafen.

Dort stehen Männer auf dem Wohnschiff
»Rossini«, sie quatschen, telefonieren, rau-
chen. Ein weißer Zaun sperrt sie und das
Schiff vom Rest des Stadthafens ab. Nur
über eine Laufplanke gelangen die Arbeiter
vom Schiff. »Wir arbeiten in Mukran«, ruft
einer in gebrochenem Englisch durch den
Zaun. »Wir schweißen.« Mehr will er nicht
sagen, es bleibt ein reines Gerücht.

Markus Becker, Frank Dohmen, 
Andreas Flammang, Peter Müller, 
Ralf Neukirch, RenØ Pfister, Jan Puhl,
Christoph Schult, Gerald Traufetter,
 Severin Weiland, Sabrina Winter
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V or dem Autofenster steht ein Mann
in einem weißen Ganzkörper-
Schutzanzug. Sein Gesicht ist hinter

einem Plastikvisier verborgen, zusätzlich
trägt er einen Mund-Nasen-Schutz und
blaue Einmalhandschuhe, in der Hand hält
er ein kleines Plastikröhrchen mit einem
Abstrichtupfer. 

Der Rastplatz Neuenburg an der A 5 in
Baden-Württemberg ist zum Corona-Test-
zentrum umfunktioniert worden. Davor
bilden sich lange Autoschlangen. Alle paar
Minuten Motor starten, einige Meter vor-
rollen, Motor wieder aus. Niemand darf
sein Fahrzeug verlassen, nicht mal zur
 Toilette gehen, dafür sorgt ein Polizist, der
alles überwacht. 

Wer vorn angekommen ist, muss seinen
Namen angeben und das Reiseland, aus
dem er kommt. Dann bittet der Mann im
Ganzkörperanzug, den Kopf nach vorn zu
neigen und die Zunge herauszustrecken.
Bis zu vier Tage könne es momentan dau-
ern, bis das Testergebnis im Internet ab-
zurufen sei, sagt der Mitarbeiter des Deut-
schen Roten Kreuzes, nachdem er den

 Abstrichtupfer wieder herausgezogen hat. 
Bei einem positiven Ergebnis melde sich
ohnehin das Gesundheitsamt. Danke, gute
Weiterfahrt, nächstes Auto.

Zehntausende Urlaubsrückkehrer ha-
ben sich in den vergangenen Wochen un-
mittelbar nach der Einreise an Auto -
bahnen und Flughäfen auf Sars-CoV-2
 testen lassen. Wer aus einem Risikogebiet
kommt, in dem die Infektionsraten hoch
sind, ist seit dem 8. August zu einem Test
verpflichtet; die Kosten übernehmen die
gesetzlichen Krankenkassen – noch.

Politisch war das bis vor Kurzem so ge-
wünscht, auch vom Bundesgesundheits -
minister: Die Reisenden seien zu einem
großen Teil für die stark gestiegenen In-
fektionszahlen in Deutschland verantwort-
lich, sagte Jens Spahn (CDU) noch am
Mittwoch. Mehr als 40 Prozent der Neu -
infektionen seien auf Heimkehrer aus dem
Ausland zurückzuführen.

Allerdings: Die Testpflicht, die er erst
im August eingeführt hatte, will Spahn
jetzt wieder abschaffen. Stattdessen sollen
Rückkehrer aus Risikogebieten nach ihrer

Einreise zunächst in Quarantäne gehen
und sich frühestens nach fünf Tagen testen
lassen können. So hatte es Spahn zusam-
men mit den Gesundheitsministern der
Länder am Montag vorgeschlagen. Und
dieser Plan wurde am Donnerstag in der
Videoschalte der Ministerpräsidenten mit
der Kanzlerin abgesegnet, wenn auch
nicht ab sofort.

Abgeschafft werde die Testpflicht erst,
wenn die nötigen Voraussetzungen dafür
geschaffen seien, entschied die Runde der
Regierungschefs, etwa wenn alle Rückkeh-
rer elektronisch erfasst würden und sich
so die Einhaltung der Quarantänepflicht
leichter überprüfen lasse. Gelingen soll das
»möglichst« ab 1. Oktober. Aber schon
zwei Wochen vorher, ab Mitte September,
sollen Rückkehrer aus Nichtrisikogebieten
ihre Corona-Tests selbst  bezahlen.

Man müsse die Maßnahmen zur Co -
rona-Bekämpfung immer wieder an die
Großlage anpassen, begründete Spahn
 diese Rolle rückwärts. Er reagierte damit
auf die Warnrufe zahlreicher Testlabors
und Experten wie des Berliner Virologen
Christian Drosten: Durch die kostenlosen
Tests für alle Rückkehrer seien die Labors
an ihre Belastungsgrenzen getrieben
 worden. Wichtige Reagenzien und andere
Verbrauchsmittel, die für die Tests not -
wendig sind, seien schon bedenklich
knapp geworden.

Im schlimmsten Fall könnten dadurch
dringend benötigte Corona-Tests fehlen,
wenn es irgendwo in der Republik zu gro-
ßen Ausbrüchen mit vielen Infizierten
kommen sollte, warnen Laborärzte. Aus
medizinischer Sicht ergibt es keinen Sinn,
die Reiserückkehrer ohne Krankheits-
symptome »anlasslos« zu testen, sagt 
der Vorsitzende des Vereins der Akkre -
ditierten Labore in der Medizin (ALM),
Michael Müller. 

Der Einspruch, vor allem aus Bayern,
ließ nicht lange auf sich warten. CSU-Chef
Markus Söder, der den Bürgern im Frei-
staat kostenlose Tests für alle versprochen
hatte, nannte die Abschaffung der Rück-
kehrer-Testpflicht einen »Fehler«. Und
kündigte eine Sonderregelung an: An
bayerischen Flughäfen, Bahnhöfen und
Autobahnen sollen sich alle Reiserück -
kehrer wie bisher kostenlos auf das Virus
untersuchen lassen können, mindestens
bis Oktober.

Die Warnungen vor Kapazitätseng -
pässen dürften also vorerst nicht verstum-
men. Dabei steht Deutschland in dieser
Frage noch gut da. Rund 1,4 Millionen der
PCR-Analysen können die Labors nach
 einer Umfrage des Robert Koch-Instituts
(RKI) derzeit in einer Woche schaffen. Die-
se Tests können Erbmaterial des neuartigen
Coronavirus bei einer erkrankten Person
mit einer Wahrscheinlichkeit von 98 Pro-
zent nachweisen. Tatsächlich durchgeführt
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Unter Volllast
Gesundheit Gerade erst eingeführt, schon wieder abgeschafft:
Der Streit um die Testpflicht für Reiserückkehrer zeigt, wie 

schwer sich die Politik tut, den richtigen Kurs in der Krise zu finden. 
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*wöchentliche Kapazität anhand von
Wochenarbeitstagen; Quelle: Robert Koch-Institut

Sinkende
Trefferquote ƒ

Anteil der positiven Ergebnisse
 an allen Tests auf Sars-CoV-2

in Deutschland

ƒ trotz 
verstärkter Suche
Testkapazität pro Woche*

11. Kalenderwoche (KW) 34. KW

5,95%

0,88%1,37%

9,03%

730156
16. KW

1,4 Mio.
35. KW

987423
34. KW

127457 durchgeführte Tests
11. KW

Und diese Engpässe drohten zuzuneh-
men, warnt das Robert Koch-Institut, das
ebenfalls eine »starke Abhängigkeit von
einzelnen Herstellern« sieht. Gemeint ist
vor allem der Schweizer Pharmahersteller
Roche, dessen Analysegeräte in den meis-
ten deutschen Labors stehen. Auch RKI-
Leute sprechen sich dafür aus, die Test -
kapazitäten »zu priorisieren«, also die be-
grenzte Zahl der Tests nach einer Rangliste
zu verteilen. 

Priorität und damit ersten Zugriff auf
die Tests sollten nach dem RKI-Konzept
Personen mit typischen Symptomen einer
Covid-19-Erkrankung haben, also zum
Beispiel Husten, Fieber, Atemnot oder Ge-
schmacksverlust. In die zweite Kategorie
fielen Kontaktpersonen von Infizierten so-
wie Personal und Patienten von Kliniken

wurden laut RKI in der vergangenen Wo-
che knapp 990000 PCR-Analysen. Rech-
nerisch wäre also noch Luft für mehr Tests. 

Gleichwohl schlagen die Labors Alarm:
Die Belastungsgrenze für ihre Mitarbeiter
und die technische Ausstattung seien nach
monatelangem Dauereinsatz erreicht und
in manchen Regionen bereits überschrit-
ten, sagt ALM-Chef Müller, in dessen
 Verein rund 200 Laboratorien und fast tau-
send Ärzte organisiert sind. Manche Un-
ternehmen wie der Laborverbund Bio -
scientia mit Hauptsitz im rheinland-pfälzi-
schen Ingelheim arbeiten nach eigenen An-
gaben zum Teil schon »mit 110 Prozent«.

Die Testgeräte liefen seit Monaten un-
ter Volllast, sagt Bioscientia-Kommunika -
tionschef Hendrick Borucki. Als am Wo-
chenende zwei große Geräte für mehrere
Stunden ausgefallen seien, seien in kurzer
Zeit mehr als 2000 Tests aufgelaufen, 
die nur mit erheblicher Verspätung in den
folgenden Tagen abgearbeitet werden
konnten. 

Die vielerorts starke Auslastung der
 Labors und Testzentren wirkt sich auch
auf die Wartezeiten aus. Wer sich in dieser
Woche in Hessen bei der Telefonhotline
der Kassenärztlichen Vereinigung nach
 einem Test für Schüler mit Erkältungs-
symptomen erkundigte, bekam eine er-
nüchternde Auskunft: Bis zu fünf Werkta-
ge könne es dauern, bis man über ein po-
sitives Ergebnis informiert werde, sagte
eine freundliche Hotline-Mitarbeiterin.
Falle der Test negativ aus, könne die Be-
nachrichtigung sogar bis zu 14 Tage auf
sich warten lassen – so lange, wie eine
Quarantäne ohne Test dauern würde. 

Allerdings gibt es auch Laborbetreiber,
die durchaus noch Spielraum für mehr und
schnellere Tests sehen. Sein Unternehmen
schaffe derzeit rund 50000 Analysen pro
Tag und könne diese Zahl »in kurzer Zeit«
auf 100000 verdoppeln, sagt Arndt Rolfs,
Geschäftsführer des Biotechnologieunter-
nehmens Centogene. Die Rostocker Firma
bietet an den Flughäfen Frankfurt am
Main und Hamburg Corona-Tests für
Selbstzahler an. Deren Ergebnisse sollen
bei einem Preis von 59 Euro in der Regel
nach spätestens zwölf Stunden vorliegen,
beim mehr als doppelt so hohen Express-
tarif sogar nach sechs Stunden. 

Dass die Reagenzien für die PCR-Tests
knapp würden, könne er nicht bestätigen,
sagt Rolfs. Die Grundbestandteile der
Chemikalien, mit deren Hilfe Viruserb -
material nachgewiesen werden kann,
 seien noch in ausreichender Menge auf
dem Weltmarkt zu ergattern. Viele Labors
seien jedoch von Großanbietern abhängig,
die Systemlösungen mit Geräten und kom-
pletten Testkits inklusive vorgefertigter
Reagenzien anböten, so Rolfs. Dort sei es
zum Teil tatsächlich zu Lieferengpässen
gekommen.

oder Pflegeeinrichtungen, in denen es
 Corona-Ausbrüche gibt. Zur dritten Kate-
gorie zählten dann unter anderem Reisen-
de aus Risikogebieten ohne Krankheits -
symptome. 

Grund dafür ist, dass von den vielen
Tests in Deutschland nur sehr wenige
 positiv ausfallen. In der vergangenen Wo-
che waren nach RKI-Zahlen 8655 von ins-
gesamt 987423 Tests positiv, also knapp
jeder hundertste. Bei Reiserückkehrern
 liege die Trefferquote im Schnitt sogar
noch niedriger, sagt Bioscientia-Sprecher
Borucki: »Da haben wir nur 0,5 Prozent
positive Tests.«

Auch im Centogene-Testcenter am
Frankfurter Flughafen wird bei weniger
als einem Prozent der getesteten Reise -
rückkehrer das Virus nachgewiesen. Fir-
menchef Rolfs weist aber darauf hin, dass
Rückkehrer aus bestimmten Risikoländern
weitaus höhere Infiziertenquoten vorwie-
sen. So würden derzeit mehr als sieben
Prozent der Reisenden aus dem Kosovo
am Flughafen positiv getestet. 

Selbst ein negatives Ergebnis bei der Ein-
reise ist nur bedingt aussagekräftig. »Man
weiß ja nicht, ob sich die Reiserückkehrer
zu Beginn ihrer Reise oder erst kurz vor
dem Rückflug angesteckt haben«, sagt Mat-
thias Orth, Ärztlicher Direktor des  Instituts
für Laboratoriumsmedizin am Marienhos-
pital in Stuttgart. Das Virus sei dann erst
 einige Tage später nachweisbar. »Ein Test
direkt bei der Einreise ist also   eigentlich
Unsinn«, sagt Orth. Eine Quarantänepflicht
wäre zweifellos sicherer – aber nur, wenn
sich jeder Rückkehrer auch daran hält.

Viele Laborbetreiber wünschen sich
mehr freie Testkapazitäten für den Herbst.
Dann dürfte das Infektionsrisiko steigen,
weil die Menschen wieder mehr Zeit in ge-
schlossenen Räumen verbringen. Zudem
seien in dieser Jahreszeit auch vermehrt
gewöhnliche Erkältungs- und Grippeviren
unterwegs, die ähnliche Symptome wie
Corona hervorrufen.

Jan Kramer vom landesweiten Labor-
verbund LaDR spricht sich deshalb dafür
aus, die Zahl der Tests jetzt auf ein »ver-
nünftiges Maß« zu reduzieren. »Am Jahres -
anfang haben wir gesehen, dass eine ge-
zielte Testung von Menschen mit Sympto-
men gut funktioniert, um die Pandemie
im Griff zu behalten«, so Kramer. Auch
bei den Urlaubsrückkehrern solle man sich
nun auf Personen mit Krankheitssymp -
tomen konzentrieren.

Auf der Konferenz der Ministerpräsi-
denten und der Kanzlerin konnte sich
 diese Sichtweise nicht so ganz durchsetzen:
Er sei nach wie vor der Meinung, verkün-
dete Söder, dass er mit seiner Strategie 
der kostenlosen Tests für alle richtig -
gelegen habe. 

Matthias Bartsch, Katherine Rydlink
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Kanzlerin Merkel, Ministerpräsident Söder
Einspruch aus Bayern 



Alexander Gauland hat sich eine Aus-
zeit genommen. Eine Pause von der
Unruhe in seiner Partei, von den

Machtkämpfen und Intrigen. Der AfD-
 Ehrenvorsitzende stapft dieser Tage durch
die Berglandschaft Südtirols. 

Früher war es immer schwierig für die
Partei, wenn Gauland mal ein paar Tage
im Urlaub war. Wie kein Zweiter hielt er
die unterschiedlichen Charaktere und
 Strömungen zusammen. Ohne ihn wäre
die AfD vermutlich viel früher auseinan-
dergebrochen. Doch inzwischen ist Gau-
land arg beschädigt. Er steht jetzt selbst
am Rand. 

Vor Kurzem entschied das Landgericht
Berlin, dass der Ausschluss von AfD-
Rechtsaußen Andreas Kalbitz aus der Par-
tei vorläufig Bestand hat. Seither ist zu-
mindest klar, dass Kalbitz auf absehbare
Zeit seine Mitgliedschaft nicht wieder er-
hält, auch wenn er weiterklagen sollte.
Hinterlassen hat der Streit um ihn einen
tiefen Riss in der Partei.

Wie kaum ein Zweiter hat sich Gauland
seit der Entscheidung des Bundesvorstands
im Mai, Kalbitz’ Mitgliedschaft zu annul-
lieren, hinter den Brandenburger Ex-Funk-
tionär gestellt. Kalbitz’ Niederlage ist also
auch Gaulands Niederlage, wenngleich er
selbst das anders sieht. »Ich habe mich nur
auf eine Seite geschlagen – auf die der
Rechtsstaatlichkeit«, sagt Gauland. Er halte
»das ganze Verfahren für unmöglich«. 

Kalbitz wird vorgehalten, bei seinem
Eintritt in die AfD im Jahr 2013 frühere
Mitgliedschaften in der neonazistischen
Heimattreuen Deutschen Jugend (HDJ)
und bei den Republikanern verheimlicht
zu haben. Der frühere Bundeswehrsoldat

bestreitet, je Mitglied bei der HDJ gewe-
sen zu sein. Das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz nennt in einem Behördengut-
achten jedoch sogar eine HDJ-Mitglieds-
nummer für eine »Familie Andreas Kal-
bitz«. Kalbitz dagegen hatte im Juni vor
Gericht  eidesstattlich versichert, dass seine
Darstellung richtig sei. Seit Kurzem ermit-
telt die Staatsanwaltschaft Berlin gegen
ihn wegen des Verdachts der falschen Ver-
sicherung an Eides statt. 

Kalbitz und Gauland, das ist ein merk-
würdiges Gespann. Eines, das kulturell
 eigentlich nicht zusammenpasst. Der eine,
Kalbitz, spricht von »rechtsextremen Be-
zügen«, wenn es um seine Vergangenheit
geht. Der andere, Gauland, hat vier Jahr-
zehnte in der CDU verbracht und galt lan-
ge als das bürgerliche Gesicht der Partei.
Gauland hat seinen Anteil an Kalbitz’ Auf-
stieg. 2017 sorgte er dafür, dass ihm Kal -
bitz im Brandenburger Landesverband als
 Landes- und Fraktionsvorsitzender nach-
folgte. Und auch sonst scheute er keine
Nähe. Wie Co-Parteichef Jörg Meuthen
trat Gauland als Redner auf den Kyffhäu-
ser-Treffen des von Kalbitz und dem Thü-
ringer AfD-Chef Björn Höcke organisier-
ten »Flügel«-Netzwerks auf. Der »Flügel«
wurde im Frühjahr offiziell aufgelöst, nach-
dem er vom Verfassungsschutz als rechts-
extremistisch eingestuft worden war. Seine
Anhänger sind aber größtenteils immer
noch in der Partei.

Dass ausgerechnet Meuthen im Mai
zum Schlag gegen Kalbitz ausholte, hat
Gauland überrascht und enttäuscht. Einen
Tag vor der entscheidenden Sitzung des
Bundesvorstands teilte er Meuthen in
 einem Telefonat mit, er werde sich im
 Gremium gegen ihn stellen müssen.

Seitdem haben sie in dreieinhalb Mona-
ten nur noch einmal miteinander gespro-
chen. Meuthen rief ihn vor rund vier Wo-
chen an, es ging um das Angebot einer
 Tageszeitung für ein Streitgespräch der
beiden. Gauland sei dazu bereit gewesen,
erzählt er. Meuthen aber lehnte ab, weil
er dem Konflikt nicht zusätzlich öffent -
liche Aufmerksamkeit verschaffen wollte.
Das, sagt Meuthen, »hätten unsere Mit-
glieder absehbar nicht gut gefunden«. 

Nun ist das Verhältnis der beiden zer-
rüttet. Fürs Erste zumindest, denn in der
AfD kann sich alles rasch ändern, sobald
sich der Wind dreht. Er sei zwar zu einem
Gespräch mit Meuthen grundsätzlich
 bereit, sagt Gauland, »aber im Moment
sehe ich nicht, wie das gehen soll«. 

Wenn Gauland über Meuthen spricht,
klingt das sarkastisch. »Ich duze mich im
Gegensatz zu Meuthen nicht mit Kalbitz«,
erzählt er etwa. Und: Bei der Aufstellung
der Europawahlliste 2019 hätten sich Kal-
bitz und Meuthen eng abgesprochen. »Da
hieß es von Meuthen oft, der Andreas
habe dies und jenes gesagt. Und nun ist
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Bundestagsfraktionschef Gauland: »Ich duze mich nicht mit Kalbitz«

Einsamer Mann
AfD Im Streit um den Skandalpolitiker Andreas Kalbitz vertiefen sich

die Gräben. Der Ehrenvorsitzende Alexander Gauland hat sich 
mit seinem Einsatz für den extremen Rechten ins Abseits befördert.  

»Jeder von uns 
hat sich im Leben 
schon mal in 
eine Ecke verrannt.«



immer mal in Ecken«, sagt er. Er bleibe
bei seiner Haltung, damit müsse die Mehr-
heit im Vorstand zurechtkommen. »Ich
werde mich nicht entschuldigen, auch
nicht für meine Kritik am Bundesschieds-
gericht.« 

Im Fall Kalbitz geht es längst nicht
mehr nur um die Frage, ob das Verfahren
rechtens war. Der 47-Jährige geriet jüngst
mit einem Vorfall in die Schlagzeilen, der
ihn selbst bei »Flügel«-Anhängern Kredit
kostete. Kalbitz soll dem Parlamentari-
schen Geschäftsführer der Brandenburger
AfD-Fraktion einen Boxhieb verpasst ha-
ben. Dennis Hohloch musste ins Kranken-
haus, sprach von einem Milzriss. Gegen
Kalbitz ermittelt nun auch die Staats -
anwaltschaft Potsdam – wegen des Ver-
dachts der fahrlässigen Körperverletzung.
Er selbst nannte den Vorfall eine »bedau-
erliche Sache«, die sich »völlig aufklären«
werde. Gauland nahm mit Hohloch Kon-
takt auf, nannte den Vorfall »unverzeih-
lich« und sprach darüber mit Kalbitz. Der
habe ihm gegenüber »zerknirscht« re -
agiert, erzählt er. Die Boxhiebaffäre, das
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Kalbitz-Werbung vor Berliner Landgericht  
»Von Lügnern und Schlägern trennen«

�

��

Sonntagsfrage
»Welche Partei würden Sie wählen, wenn am 
kommenden Sonntag Bundestagswahl wäre?«,
Angaben in Prozent

��,�

Quellen: Bundeswahlleiter,
Infratest dimap; mindestens 1000 Befragte

���� ���� ����
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Bundestagswahlergebnis

AfD-Umfragewerte

��
Umfrage vom

20. August

weiß auch Gauland, hat Kalbitz womög-
lich mehr geschadet als seine frühere Vita
in der rechtsextremen Szene. Mitstrei ter
aus dem »Flügel« gehen auf Distanz. 
In einer internen Chatgruppe der AfD
(»Plenum Quasselgruppe«) schrieb der
»Flügel«-Anhänger und AfD-Bundestags-
abgeordnete Thomas Seitz seinem Frak-
tionskollegen Steffen Kotré, man müsse
die »notwendige Selbstreinigung aufbrin-
gen« und sich »von Lügnern und Schlä-
gern trennen«.

Auch andernorts gehen die Kameraden
auf Distanz zu Kalbitz. »Flügel«-An -
hänger trafen sich am Mittwochmittag 
vor dem jüngsten Gerichtsurteil im sach-
sen-anhaltischen Schnellroda bei Götz
Kubi tschek, einem Verleger rechter Lite-
ratur. Der gehört zwar nicht der AfD an,
ist aber ein enger Weggefährte Björn Hö-
ckes. Man beriet sich, so wird von Teilneh-
mern berichtet, wie die Runde mit Kalbitz
umgehen solle, falls dieser vor Gericht ver-
liere. Das Ergebnis der Diskussion: Wenn
das Urteil gegen Kalbitz ausfalle, lasse
man ihn fallen. So kam es dann auch. Kal-
bitz sei zwar ein »politisches Talent erster
Kategorie«, er sei zur »Zielscheibe der
 Clique um Meuthen« geworden, schrieb
Kubitschek in seinem Internetblog nach
dem Urteil. Durch »die Niederlage vor Ge-
richt« sei Kalbitz aber »politisch aus dem
Rennen genommen worden«. 

Dass Kalbitz am Ende fallen gelassen
wurde, ist auch ein Signal an die ostdeut-
schen Landesverbände. Deren Spitzen gal-
ten lange Zeit als unangefochten. Doch
langsam wächst dort ebenfalls der Unmut.
In Sachsen-Anhalt beispielsweise wird am
20. September ein offener Machtkampf auf
dem Landesparteitag erwartet. Die AfD-
Spitze um Meuthen versucht in den Ost-
verbänden, eigene Mehrheiten aufzubau-
en, um die »Flügelianer« zu schwächen.
Am schwierigsten dürfte dies in Thüringen
werden, wo Höcke nach wie vor keinen
ernsthaften Widerstand fürchten muss.

Doch ohne Kalbitz, der im »Flügel« als
Organisator galt, wird Höcke eine neue
Rolle finden müssen. Gauland, der mit Hö-
cke weiter im Austausch steht, ahnt, dass
andere Zeiten auf den Thüringer AfD-
Chef zukommen: »Ich befürchte, ohne
Kalbitz wird es für Höcke schwerer wer-
den in der Partei.« Dieser Befund könnte
auch für Gauland gelten. Hinter den Ku-
lissen fragen sich seine Gegner, wie er aus
der Ecke herauskommen will, in die er sich
manövriert hat. Der 79-Jährige aber zeigt
bislang keine Anzeichen von Reue. Kal-
bitz sei für ihn »nicht gänzlich gestorben«.
Er werde, sagt Gauland, »den Kontakt zu
ihm halten«, wenn dieser das Gespräch
mit ihm suche.

Timo Lehmann, Sven Röbel, 
Severin Weiland

der einst liebe Andreas für ihn ein gefähr-
licher Rechtsradikaler in der Partei?« Das
passe einfach nicht zusammen, sagt Gau-
land in einem Telefonat. Ob er Meuthen
für einen Opportunisten halte? »Der Ein-
druck drängt sich auf, nach alldem, was
ich in seinem Umgang mit Herrn Kalbitz
erlebt habe.«

Wie nachhaltig der Triumph Meuthens
über seine parteiinternen Widersacher ist,
scheint indes fraglich. Noch immer liegt
der Schatten einer Affäre aus dem baden-
württembergischen Landtagswahlkampf
2016 über ihm. Es geht um illegale Wahl-
kampfspenden, diskrete Zuwendungen
aus der Schweiz und gefälschte Spenden-
quittungen. Woher das Geld für Meuthens
Wahlkampagne – rund 90000 Euro – da-
mals wirklich kam, ist ungeklärt. Genau
wie Meuthens Verbindung zu dem umstrit-
tenen Milliardär Henning Conle, zu der
sich der AfD-Vorsitzende beharrlich aus-
schweigt.

Inzwischen beschäftigt die Spenden -
affäre auch die Justiz. Ende Juli erstattete
Meuthens früherer Wahlkampfmanager
Ralf Özkara Strafanzeige gegen seinen  
Ex-Chef: Zur »Herkunft und Verwendung
der Spenden« habe Meuthen vor Gericht
»vorsätzlich falsch ausgesagt«, heißt es 
in dem Schriftsatz (������� 32/2020).
Meuthen sei »sehr wohl bewusst« gewe-
sen, »woher die Spenden kamen«. Meu-
then dementiert die Vorwürfe. Die Straf-
anzeige wurde inzwischen an die zustän-
dige Staatsanwaltschaft in Berlin weiter-
geleitet. Wie ein Behördensprecher auf An-
frage mitteilte, würden die darin erhobe-
nen Vorwürfe nun geprüft. 

Aber auch Gauland steht parteiintern
unter Druck. In diesen Wochen wird es
einsamer um ihn. Als er das Urteil des
AfD-Bundesschiedsgerichts kritisierte, das
den Rauswurf von Kalbitz bestätigte, be-
dachten ihn die Parteirichter mit einer ge-
harnischten Stellungnahme. Als vor einer
Woche Kalbitz im Landgericht Berlin mit
seinem Eilantrag gegen seinen Rauswurf
scheiterte, erschien Gauland mit Corona-
Mundschutz vor Gericht. Kalbitz’ Anwalt
hatte ihn gebeten, als Zeuge auszusagen,
doch das Gericht hielt dies im Eilverfahren
nicht für notwendig. 

Gaulands Position ist längst nicht mehr
unangefochten. »Jeder von uns hat sich
im Leben schon mal in eine Ecke ver-
rannt, aus der man nur schwer wieder he-
rauskam«, sagt der nordrhein-westfäli-
sche AfD-Landesvorsitzende Rüdiger
 Lucassen. Gauland habe die Partei mit-
gegründet, lange erfolgreich geführt und
geformt, doch im Fall Kalbitz sei er dem
Amt des Ehrenvorsitzenden »nicht ge-
recht« geworden.

Gauland reagiert auf solche Vorhaltun-
gen mit einer Mischung aus Unverständ-
nis und Sturheit. »Man landet im Leben
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Fabio De Masi hätte mittendrin lan-
den können, im Schmutz der Finanz-
industrie. Ende der Nullerjahre, als

ihm nach dem Volkswirtschaftsstudium in
Hamburg eine Einladung zum Vorstel-
lungsgespräch der HSH Nordbank auf den
Tisch flatterte: Assistent von Vorstands-
chef Dirk Jens Nonnenmacher, attraktive
Bezahlung, Mitarbeit in einer ambitionier-
ten Bank auf dem Sprung an die Börse.

Doch der heutige Bundestagsabgeord-
nete der Linken lehnte ab. Das nächste Stu-
dium, internationale Beziehungen an der
Universität Kapstadt, schien ihm reizvoller.
»Die Zeit bis dahin«, erinnert er sich, »habe
ich unter anderem mit Klo putzen in Berli-
ner Technoklubs überbrückt.« 

Die Skandalbank HSH kollabierte spä-
ter. Und De Masi bekam auf anderem Weg
Einblick in die Schmuddelecken der Geld-
branche. Der Deutschitaliener, 40, gilt in-
zwischen als kundigster Experte im Parla-
ment und als Spezialist für Skandale – aus-
gerechnet ein Sozialist. Wirtschaft habe er
studiert, »weil es mich genervt hat, dass
es immer heißt, Linke könnten nicht mit
Geld umgehen«, sagt De Masi. »In der
Fraktion sind alle froh, dass sich einer um
die exotischen Themen kümmert.« 

Kryptowährungen, Cum-Ex-Steuer -
deals, Geldwäsche – De Masi steht auf di-
cke Bretter. Nicht alle interessieren die
breite Öffentlichkeit so sehr wie der Betrug
beim ehemaligen Dax-Konzern Wirecard.
Seit Wochen attackiert der Linkenpolitiker
im Finanzausschuss die Bundesregierung
und die ihr unterstellte Finanzaufsicht Ba-
Fin, um deren Mitverantwortung in der
Wirecard-Affäre aufzudecken. 

Gerade erst hat das Finanzministerium
auf seine Anfrage hin einräumen müssen,
dass die BaFin zwar schon 2017 Kredite
von Wirecards Banktochter an dubiose Fir-
men in Asien bemerkte, aber nicht nach-
forschte, wofür das Geld überwiesen wur-
de. Jetzt sind die Millionen wohl für im-
mer fort, BaFin-Präsident Felix Hufeld
steht einmal mehr blamiert da. 

Zu Wochenbeginn trifft sich der Finanz-
ausschuss zu seiner zweiten Sondersit-
zung. Vertreter von BaFin, Bundesbank
und Kanzleramt müssen dann noch einmal

ins Verhör. Von dessen Verlauf hängt mit
ab, ob sich die Regierung demnächst in
 einem parlamentarischen Untersuchungs-
ausschuss rechtfertigen muss, der vor al-
lem für SPD-Finanzminister und Kanzler-
kandidat Olaf Scholz gefährlich wäre.

De Masi hält das für zwingend notwen-
dig, einig ist er sich dabei mit FDP und
AfD. Ideologische Gräben? Scheinen im
Finanzausschuss überwindbar. Viele Mit-
glieder des Gremiums kicken zusammen
im FC Bundestag  – De Masi, ausnahms-
weise, hinten rechts. 

»De Masi ist kein orthodoxer Linker«,
sagt sein Ausschusskollege Frank Schäffler,
als FDP-Mann vom anderen Ende des
poli tischen Spektrums. »Bei Wirecard hat
er als einer der Ersten den Finger in die
Wunde gelegt und sich sehr tief eingear-
beitet.« Beim Lobbyverband der privaten
Banken BdB, den er wegen dessen Ver-
strickung in den Cum-Ex-Skandal immer
wieder angreift, mag man sich lieber nicht
äußern; insgeheim aber wird seine Fach-
kompetenz auch dort geschätzt.

Vor seinem Eintritt in den Bundestag
2017 saß er drei Jahre lang im Europa -
parlament und trieb Kommissionspräsi-
dent Jean-Claude Juncker, zuvor luxem-
burgischer Premierminister, in Sachen
Steuerhinterziehung vor sich her. 

De Masi gilt als Aktenfresser, Reden
schreibt er am liebsten selbst. Zeit genug
hat er momentan: Sein Privatleben, das
ihn oft nach Kapstadt treibt, liegt wegen
der Corona-Beschränkungen seit Monaten
brach, sein Lieblingshobby Fußball eben-
falls. In normalen Zeiten ist er Stammgast
beim FC St. Pauli, wo er auch lebt, mit
Freunden schaut er sich gern abseitige
Spiele an, etwa das Belgrader Derby Par-
tizan gegen Roter Stern.

Auf die Ausschusssitzung hat sich De
Masi nahe Neapel vorbereitet, dort lebt
sein Vater. Als Kind pendelte er zwischen
Italien und Deutschland, zu Hause fühlt
er sich in beiden Welten. 

Aufgewachsen in einer Sozialbausied-
lung in Darmstadt, hat er sich einen nüch-
ternen Blick auf das Thema Migration be-
wahrt, was ihn in seiner Partei zum
 Außenseiter macht. Dort gebe es zu viel
identitätspolitische Ideologie, zu wenig
ökonomischen Sachverstand: »Bei uns wol-
len sehr viele Außen- oder Flüchtlingspoli-
tik machen, dabei müssten wir auch die
Lücke ausfüllen, die die SPD lässt, weil sie
sich nicht mehr um die Arbeiter kümmert.«

Eine Hausmacht hat sich De Masi mit
seinem Faible für die Finanzwelt in der
Linken nicht aufbauen können. Auch Be-
suche an der Basis sind nicht sein Ding.
Trotz des Bekenntnisses, von Herzen links
zu sein, schimmert durch, dass er an seiner
Partei leidet. Und daran, »keine Gestal-
tungsoptionen« zu haben: Eine Bundes -
regierung mit ihm als Finanzminister ist
unwahrscheinlich. Da geht es ihm wie Ger-
hard Schick. Der Grüne war vor De Masi
der gefragteste Finanzexperte im Bundes-
tag, ohne Chance auf ein Ministeramt. Er
verließ 2018 den Bundestag. 

Dass De Masi zur Bundestagswahl noch
mal antritt, ist nicht sehr wahrscheinlich.
Reizen würde ihn eine Rolle als Politik -
berater in Fragen der Regulierung von Fin-
techs, jungen Finanzfirmen, die den eta -
blierten Banken einheizen; und irgend-
wann vielleicht etwas Unternehmerisches. 

Endgültig entschieden hat er sich noch
nicht. Aber, so viel steht fest, Scholz und
Hufeld würden ihn nicht vermissen.

Tim Bartz 

Finger in
der Wunde

KarrierenIm Fall Wirecard treibt
Fabio De Masi Bundesregierung

und Finanzaufsicht vor sich 
her. Nur an seiner eigenen Partei

 leidet der Sozialist bisweilen.
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Linken-Finanzexperte De Masi: Einblick in die Schmuddelecken der Geldbranche
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Eigentlich hatte sich Rasmus Andre -
sen für diesen Freitag in seinem
Wahlkreis Schleswig-Holstein viel

vorgenommen. Der Europaabgeordnete
wollte Vertreter des Bauernverbands tref-
fen, später stand in Kiel ein Termin mit
Landtagsabgeordneten auf dem Pro-
gramm, die sich mit Europa beschäftigen.
Beide Male sollte es um viel Geld gehen,
immerhin ist der Grüne der einzige Deut-
sche im Verhandlungsteam, das aufseiten
des Europaparlaments den billionenschwe-
ren mehrjährigen EU-Haushalt aushandelt. 

Doch nun sitzt Andresen, 34, in seinem
Büro im achten Stock des Brüsseler Parla-
ments, klappt den Terminkalender zu und
sagt: »Ich bleib erst mal hier.« 

Der Besuch im Wahlkreis fällt der jüngs-
ten Reisewarnung aus Berlin zum Opfer:
Weil die Zahl der mit Corona Infizierten
in Brüssel über mehrere Tage den Grenz-
wert von 50 Infizierten pro 100 000 Ein-
wohner überstieg, stufte die Bundesregie-
rung die EU-Hauptstadt am vergangenen
Freitag als Risikozone ein. Wer nach
Deutschland zurückkehren will, muss nun

in Quarantäne oder, je nach Bundesland,
mindestens einen negativen Corona-Test
vorweisen. Vereinzelt gibt es für EU-Ab-
geordnete Ausnahmen, ob die auch für
Mitarbeiter und Beamte gelten, ist unklar.

Die Reisewarnung trifft Europas Politik
zu einem denkbar ungünstigen Zeitpunkt.
Ausgerechnet jetzt, da Deutschland bis
Ende des Jahres die rotierende EU-Rats-
präsidentschaft innehat, sind die Pendel-
möglichkeiten zwischen Brüssel und Ber-
lin extrem eingeschränkt. Nicht mal hohe
Beamte wissen derzeit, ob sie für längst
geplante Dienstreisen noch ihre Koffer
 packen sollen. Bis zum Mittwoch wollen
Kanzlerin Angela Merkel und ihr Kabinett
nun versuchen, einheitliche Vorgaben für
die Bundesministerien festzuzurren. 

Auch im Ausland sorgt die Reisewarnung
für Verstimmung. Die Deutschen kommen,
mal wieder, als besserwisserisch daher, als
wäre das Zentrum Europas ernsthaft gefähr-
liches Terrain. »Wir haben in Luxemburg
erlebt, wie willkürlich die Obergrenze von
50 Infektionsfällen als einziges Kriterium
des Robert Koch-Instituts ist«, sagt etwa Lu-
xemburgs Außenminister Jean Asselborn.
»Wir können doch Brüssel jetzt nicht einfach
zumachen und nur noch in Berlin tagen!«

Dabei blieb der Bundesregierung ange-
sichts der Infektionsrate wenig anderes üb-
rig, als Brüssel ebenso wie Mallorca, Paris
und die Côte d’Azur zum Risikogebiet zu
erklären. Was passiert, wenn die Politik
sich nicht an ihre eigenen Corona-Vorga-
ben hält, zeigt der Rücktritt von EU-Han-
delskommissar Phil Hogan. Der Ire hatte
in seiner Heimat unter anderem ein Gala-
dinner der parlamentarischen Golf-Gesell-
schaft besucht, dessen Teilnehmerzahl die
Corona-Begrenzung sprengte. 

Die Bundesregierung geht daher erst
mal auf Nummer sicher. Bevor die EU-
 Außenminister am Donnerstag und Frei-
tag in Berlin zusammenkamen, forderte
das Auswärtige Amt alle Teilnehmer aus
Risiko gebieten auf, sich testen zu lassen –
Diplomatenpass hin oder her. Auch Gast-
geber Heiko Maas ist davon nicht aus -
genommen, er macht ohnehin im Schnitt
alle zwei Tage einen Coronatest. Das haus -
eigene Labor liefert innerhalb weniger
Stunden das Ergebnis. 

Von so viel Effizienz kann in Brüssel
keine Rede sein. Das Europaparlament, in
dem üblicherweise mehr als 700 Abgeord-
nete aus 27 EU-Ländern tagen, verfügt
über keine eigenen Testkapazitäten und
verweist seine Abgeordneten auf die oft
ohnehin überlasteten Labore in der Stadt. 

Entsprechend groß ist die Verunsiche-
rung. »Ich habe keine Ahnung, wie ich
wieder zurückkomme«, sagt der stellver-
tretende Fraktionschef der Sozialdemokra-
ten im Europaparlament, Ismail Ertug. Da-
vid McAllister, der Vorsitzende des Aus-
wärtigen Ausschusses, verdichtete seine
Brüsseler Termine zuletzt auf knapp zwei
Tage. Er setzt darauf, dass er Test und Qua-
rantäne entgehen kann, weil er sich weni-
ger als 48 Stunden im Risikogebiet Brüssel
 aufhält. 

Umgekehrt verzichten Berliner Politi-
ker nun ihrerseits auf Reisen in die EU-
Hauptstadt. Kommende Woche lassen
sich die Ministerinnen Franziska Giffey,
Anja Karliczek und Julia Klöckner zu
 Gesprächen mit den Parlamentsausschüs-
sen per Video zuschalten, obwohl sie
 eigentlich selbst kommen wollten. Die
deutsche Ratspräsidentschaft hatte sich
zum Ziel gesetzt, im EU-Geschäft zur Nor-
malität zurück zukehren. Davon ist man
weit entfernt.

Noch komplizierter wird die Lage, weil
die EU-Mitglieder inzwischen einen gan-
zen Flickenteppich von Vorschriften erlas-
sen haben, um das Corona-Risiko zum
Ende der Urlaubssaison einzudämmen.
Wer aus Ober- oder Niederbayern nach
Brüssel zurückkehrt, dem empfehlen die
belgischen Behörden Quarantäne und
Test. Das Gleiche gilt für Reisende aus
dem Département Bas-Rhin, wo Straß-
burg liegt, einer der Sitze des Europapar-
laments. Vor allem für Parlamentsmit -
arbeiter ist das ein großes Problem. 

Entsprechend deutlich sind die Rufe
nach Vereinheitlichung: »Mindestabstand,
Statistiken, Regeln für Reiseheimkehrer –
es wird höchste Zeit, dass wir da in Europa
zu einheitlichen Standards kommen«, for-
dert der Fraktionschef der Europäischen
Volkspartei Manfred Weber (CSU). »Sonst
verlieren die Bürger den Glauben an den
Sinn der Regeln.«

Peter Müller, Christoph Schult 

Gefährliches
Terrain

EuropaDie Bundesregierung hat
Brüssel zum Corona-

Risikogebiet erklärt – und 
bringt die europäische 

Politik damit fast zum Erliegen. 
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EU-Hauptstadt Brüssel: »Ich bleib erst mal hier«
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Rudis Rache
SchicksaleEs war eine Sensation: Im September tauchten nach vier Jahrzehnten fünf alte

Meister aus dem größten Kunstraub der DDR-Geschichte wieder auf. Doch wer 
hatte sie aus Schloss Friedenstein in Gotha gestohlen? Von Konstantin von Hammerstein
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Sonderausstellung der zurückgekehrten Bilder im Herzoglichen Museum Gotha

Stasiopfer Bernhardt 1985 
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Alter Schlachthof

Schloss
Friedenstein

100 m

Bergallee

Parkstraße

Lindenauallee

1

Gotha

Tatort Schloss Friedenstein

Spürhunde nehmen an einem Blitzableiter
am West”ügel des Schlosses eine Fährte auf
und führen die Polizisten quer durch den Park.

Mehrere Zeugen berichten von einem blauen
P 70, wie ihn auch Rudi Bernhardt fuhr.
Das Auto sei in der Tatnacht an der Ecke
Lindenauallee/Bergallee geparkt gewesen.

�

�

Am südlichen Ende der Schlossanlage verlieren
die Hunde die Fährte an der Parkstraße.

�

Fährte

3

2

A m 6. Dezember 2019, morgens
gegen halb neun, klopft die Di-
rektorin an der Klassentür. Ob
Katharina, die Lehrerin, mal

rauskommen könne, bittet sie. Vor der
Grundschule steht ein Streifenwagen, der
sie nach Hause bringen soll. Dort wartet
seit einer halben Stunde die Kripo mit
 einem Durchsuchungsbefehl. »Stellen Sie
sich das mal vor«, sagt Katharina später,
als sie davon erzählt. »Eine Lehrerin, die
aus dem Unterricht von der Polizei abge-
holt wird.«

Kriminalhauptkommissar René Allonge,
der Chefkunstfahnder des Berliner Landes-
kriminalamts, will an diesem Nikolaustag
2019 mit Katharina auch über ihren Bruder
sprechen, es geht um einen spektakulären
Kriminalfall, den größen Kunstraub in der
Geschichte der DDR.

In der Nacht auf den 14. Dezember 1979
wurden aus Schloss Friedenstein in Gotha
fünf alte Meister gestohlen, darunter die
»Heilige Katharina« von Hans Holbein
dem Älteren und das »Brustbild eines
 unbekannten Herrn« des niederländischen
Meisters Frans Hals. Auch nach vier Jahr-
zehnten fehlte von Bildern und Tätern 
jede Spur. Erst am Mittag des 30. Sep -
tember 2019 war Bewegung in den Fall
 gekommen.

Ein Observationsteam der Polizei beob-
achtete an diesem Herbsttag, wie vor dem
Rathgen-Forschungslabor der Staatlichen
Museen in Berlin ein unbekannter Mann
fünf in Noppenfolie verpackte Gegen -
stände aus einem Mercedes-Benz Vito
 holte. Eine Sensation. Es waren die Bilder
aus Gotha. Nach 40 Jahren waren sie wie-
der aufgetaucht.

Ein dubioser Anwalt aus Süddeutsch-
land hatte den Deal in monatelangen Ge-
heimverhandlungen mit Knut Kreuch, dem
Oberbürgermeister von Gotha, eingefädelt.
Der Anwalt vertrat eine anonyme Erben-
gemeinschaft, die angeblich legal an die
Bilder gekommen war und sie nun an die
Stadt Gotha zurückgeben wollte – für 
5,25 Millionen Euro (������� 50/2019).

Als Kommissar Allonge am Nikolaustag
morgens um acht bei Katharina klingelt,
sucht er Antworten auf mehrere Fragen:
Wer steckt hinter der anonymen Erben -
gemeinschaft? Wie ist sie an die Bilder ge-
kommen? Und vor allem: Gibt es eine
Spur zu den Tätern?

Von dem Besuch des Kriminalkommis-
sars erzählt Katharina dem ������� neun
Monate später. Ihre Anwältin hat davon
abgeraten, aber Katharina will reden. Unter
drei Bedingungen: Der Name muss ver -
ändert werden, der Wohnort darf nicht
 genannt werden, und über das Ermittlungs-
verfahren gegen ihren Bruder wegen ver-
suchter Erpressung wird sie nicht sprechen.

Und so sitzt sie nun am Küchentisch
 ihres Siedlungshäuschens aus den Fünf -

zigerjahren, eine fröhliche, warmherzige
Frau, und versetzt sich in ihre Kindheit zu-
rück. Sie erzählt vom bescheidenen Ein-
kommen des Vaters, der damals als Labo-
rant bei Boehringer Ingelheim arbeitet.
Von der Mutter, die sich als Hausfrau um
die vier Kinder kümmert. Von den Klavier-
stunden und der Woche Sommerferien auf
Langeoog, von der Fleischwurst, die sie sich
zu Weihnachten wünscht. »Das war das
Tollste für mich«, sagt sie lachend, »ein Ring
Fleischwurst, der mit meinen Geschwistern
geteilt wurde.«

Es ist Mai 1986, als es an der Tür klin-
gelt. Katharina ist mit ihrer jüngeren
Schwester allein im Reihenhaus in Ingel-
heim am Rhein. Sie ist 19 Jahre alt, eigent-
lich müsste sie sofort die Tür schließen, ein
wildfremder Mann, aber da steht sie nun
und denkt, das Gesicht kenne ich. Bloß
woher?

Und dann fällt es ihr ein. Der Mann 
sieht aus wie Hans Bernhardt, der beste
Freund ihres Vaters. Die beiden Männer
kennen sich aus der Nachkriegszeit. Hans
lebt seit den Sechzigerjahren in Australien.
Einmal besuchte er Katharinas Eltern in
Ingelheim, sein Gesicht hat sie nicht ver-
gessen.

Und der Mann, der jetzt vor der Tür
steht? Ist Rudi Bernhardt, der jüngere Bru-
der von Hans. Er blieb nach dem Krieg im
thüringischen Städtchen Schmalkalden,
um die Eltern nicht allein zu lassen. Als
Rudi im Wohnzimmer sitzt, beginnt er 
zu reden: Er sei Lokführer bei der DDR-
Reichsbahn, erzählt er, doch dann habe
man ihn denunziert und wegen versuchter

Republikflucht zu einem Jahr und zehn
Monaten Haft verurteilt. Und nun sei er
vor wenigen Tagen aus dem Gefängnis in
Karl-Marx-Stadt mit dem Bus an die Gren-
ze gebracht worden, freigekauft von der
Bundesrepublik.

Es ist klar, dass Rudi nichts mehr hat.
Die Frau und die Kinder sind im Osten
 geblieben. Er hat keine Arbeit, kein Geld,
keine Wohnung, nur ein Zimmer im Über-
gangsheim in Wiesbaden. Inzwischen sind
Katharinas Eltern wieder da, Rudi bleibt
noch zum Abendessen, dann geht er.

In den nächsten Wochen und Monaten
ist er häufiger zu Gast in Ingelheim. Bald
bringt er auch seine Frau mit, die zusam-
men mit dem kleinen Sohn wenige Wo-
chen nach ihm ausreisen darf. Katharina
empfindet ihn als aufbrausend, hart, bitter
und so voller Hass auf die DDR, dass es
manchmal schwer auszuhalten ist. 

Irgendwann hängen plötzlich unge-
wohnte Bilder an der Wand. Vielleicht
1987, vielleicht 1988, sie weiß es nicht
mehr. Katharina und ihre Geschwister fin-
den die fünf alten Schinken grauenhaft. Im
Schlafzimmer ihrer Eltern hängt jetzt ein
Mann mit Lockenhaaren, Goldkettchen
und Sonnenblume. »Um Gottes Willen«,
denkt sie, »wie grottig ist das denn jetzt?«

Das dunkle Bild des Mannes mit
Schnauzbart und Hut, das im ohnehin
schon dunklen Esszimmer hängt, findet
sie besonders gruselig. »Der sieht aus wie
ein echter Frans Hals«, sagt eine Tante,
die zu Besuch kommt. »Schön wär’s«,
grummelt Katharinas Vater, der die Bilder
dem Rudi abgekauft hat.

Die Geschwister und Katharina fragen
nicht nach. Sie kennen ihren Vater, er ist
manchmal ein bisschen spleenig. Steckt ein
kleines Vermögen in Briefmarken und sagt,
das sei die Aktie des kleinen Mannes. »Ich
habe nie geglaubt, dass das irgendwann mal
etwas wert ist«, sagt Katharina.

Hat er jetzt in Bilder investiert? Und
woher kommt das Geld? Im Mai 1987 ist
Oma gestorben und hat Katharinas Mutter
40000 Mark vererbt. Viel ist das nicht.
Wahrscheinlich sei der größte Teil in die
Schuldentilgung des Reihenhauses ge-
steckt worden, glaubt Katharina. Für
Rudis Bilder wird nicht viel übrig ge-
blieben sein. Vielleicht ein paar Tau-

sender, wenn überhaupt.
Als Katharinas Mutter 2014 mit

Krebs im Sterben liegt, erzählt sie der
Tochter von einer Fahrt in die DDR. Von
Bildern ist zwar keine Rede, aber Katha -
rina wird klar, dass die Eltern etwas Ver-
botenes gemacht haben müssen.

Die Mutter erinnert sich noch genau,
wie sie damals in ihrem Opel Rekord auf
den Grenzübergang zugefahren seien, vol-
ler Angst. Der Vater sei stehen geblieben
und habe gefragt: »Was machen wir jetzt,
wenn sie uns anhalten und kontrollieren?«
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Und die Mutter: »Da hilft nur eins – Gott-
vertrauen.« Dann seien sie durchgefahren.
»Mensch, wir hatten so ein Glück.« Katha-
rina lässt die Mutter erzählen, es ist nicht
der Moment, Fragen zu stellen.

Als die Mutter stirbt, holt Katharina den
Vater in ihre Stadt. Sie wohnt schon lange
nicht mehr in Ingelheim. Irgendwann
kommt die Schwester zu Besuch, und sie
reden über die Bilder. Wohin mit ihnen,
wenn der Vater nicht mehr lebt? »Och,
Mensch«, sagt Katharina, »die will doch
sowieso keiner haben.« – »Jetzt sei doch
nicht so naiv«, sagt die Schwester, »geh
mal ins Internet und gib ein: Schloss Frie-
denstein, Gotha und Kunstraub.«

Holla, habe sie sich gedacht, als sie am
Abend am Computer sitzt und die Ge-
schichte über den größten Kunstraub der
DDR-Geschichte liest. So viel Zufall gibt
es doch nicht. Dass wir ausgerechnet die
fünf gestohlenen Bilder als Kopien haben.
Das wäre schon sehr komisch. Und dann
fängt ihr Vater an zu reden. Wie der Rudi
damals erzählte, er habe auf dem Dach-
boden einer alten Frau im Osten etwas
 gefunden. Bilder. Und ob die Eltern das
nicht abholen könnten. Da seien er und
die Mutter in den Osten gefahren und hät-
ten die Kunstwerke nach Ingelheim ge-
schmuggelt.

2017 habe der Vater der Tochter gesagt,
er glaube, dass es tatsächlich die echten
Bilder aus Gotha seien, und er fände es
gut, wenn sie zurückgebracht würden. We-
nig später stirbt er. Wusste er die ganzen
Jahre über, dass es die gestohlenen Werke
aus Schloss Friedenstein waren? Oder erst,
nachdem ihm Katharinas Schwester von
Gotha und der Geschichte des Raubes
 erzählte? Katharina sagt heute, sie wisse
es nicht. Die Mutter ist tot, der Vater ist
tot, die jüngere Schwester vor Kurzem an
Krebs gestorben.

Eine Zeit lang liegen die Gemälde schön
eingepackt in Tischwäsche bei ihr auf dem
Dachboden. Dann holt sie die alten Meister
nach unten. Wer weiß, vielleicht brauchen
sie genauso Luft wie Musikinstrumente.
Und so hängen die fünf Bilder, die sie im-
mer hässlich fand, in ihrem Wohnzimmer.
Bis der Bruder sie abholt, um sie in seinem
Mercedes-Benz Vito nach Berlin zu brin-
gen. In jenem Transporter also, den das
Observationsteam der Berliner Polizei am
30. September 2019 beobachtet. Aber über
diesen Teil der Geschichte will Katharina
nicht reden. Das war ihre Bedingung.

Als Kommissar Allonge im Dezember
2019 nicht nur bei Katharina klingelt, son-
dern auch die Wohnung ihres Bruders
durchsucht, findet er den alten Reisepass
des Vaters. Es stimmt, was die Kinder
 erzählt haben. Die Eltern sind nie in die
DDR gereist, bis auf ein einziges Mal. 
Am 26. März 1988, an einem Samstag,
 drücken DDR-Grenzer Katharinas Vater

 einen Einreisestempel in den Pass. Ein Tag
später bescheinigen sie seine Ausreise.

Haben die Eltern an jenem Wochenende
die Bilder in den Westen geschmuggelt?
Oder schon ein Jahr vorher, am 30. Mai
1987? Da beobachtet ein Inoffizieller Mit -
arbeiter (IM) der Stasi an der Transitstrecke
von Berlin nach Hirschberg eine verdächtige
»Zusammenkunft« auf der Raststätte am
Hermsdorfer Kreuz. Um 12.13 Uhr fährt ein
grüner VW Scirocco mit Frankfurter Kenn-
zeichen auf den Parkplatz. Es ist Rudi Bern-
hardt mit Frau und Kind.

Um 13.05 Uhr beobachtet der Stasi-
Mann, wie ein Opel Kombi mit Mainzer
Kennzeichen neben Rudis Scirocco einparkt.
Es ist das Auto von Katharinas Vater. »Der
Fahrer des Opel stieg aus und unterhielt sich
ohne sichtbare Begrüßung mit den Insassen
des VW«, heißt es in dem IM-Bericht, »eine
Unterhaltung mit den zwei männlichen Per-
sonen wurde nicht festgestellt.«

Sind die Bilder schon bei diesem Treffen
übergeben worden? Unwahrscheinlich,
denn die Transitstrecke wurde von der
 Stasi lückenlos überwacht. Aber vielleicht
ist die Übergabe jetzt schon vorbereitet
worden. Zwei Dinge scheinen festzuste-

hen: Rudi hatte die gestohlenen Bilder,
und Katharinas Eltern schmuggelten sie in
den Westen. Fragt sich, wie Rudi, der Lok-
führer aus Schmalkalden, an die alten
Meister aus Gotha kommen konnte.

Rudi Bernhardt selbst kann man nicht
mehr fragen, er ist im März 2016 in Frank-
furt an Leukämie gestorben. Seine erste
Frau und seine Witwe sind bereit, sich mit
dem ������� zu treffen, versichern aber
glaubwürdig, dass sie von den Bildern
nichts mitbekommen hätten. Die meisten
Zeugen sind schon lange tot, nur ein altes
Ehepaar in Schmalkalden lebt noch, und
es liefert wertvolle Hinweise.

Es gibt ein riesiges Konvolut an Akten
von Volkspolizei und Stasi, etwa 3000 Sei-
ten dick. Der kleinere Teil ist das, was von
den Ermittlungsergebnissen im Fall Gotha
erhalten blieb, der viel größere die Stasi-
akte von Rudi Bernhardt. Zusammen er-
geben sie ein Puzzle. Man muss es zusam-
mensetzen und mit den Aussagen der
 wenigen Menschen kombinieren, die Bern-
hardt kannten, um ein Bild zu bekommen.
Aber reicht das, den größten Kunstraub
der DDR-Geschichte aufzuklären?

Die Recherche führt in den Norden
Deutschlands, ins Rhein-Main-Gebiet,
nach Oberbayern und auf beide Seiten des

Rennsteigs, nach Gotha und Schmalkalden
in Thüringen. Doch sie beginnt in Bernau
bei Berlin.

Dort öffnet an einem heißen Vormittag
im August ein erfahrener Kriminalist die
Wohnungstür. Gerd Schlegel ist seit 2004
Pensionär. In seiner langen Karriere diente
er erst der DDR, dann der Bundesrepublik.
Als in der Nacht auf den 14. Dezember
1979 im zweiten Stock von Schloss Frie-
denstein ein Klimaschreiber gegen zwei
Uhr morgens einen plötzlichen Tempera-
turabfall registriert, ist Schlegel Oberleut-
nant der Kripo und leitet das Kommissa -
riat III im Volkspolizeikreisamt Gotha.

Einbrecher haben eines der Fenster ge-
öffnet, mit Gewalt. Sie sind mit Steigeisen
an der Außenwand des Schlossmuseums
fast zehn Meter am Blitzableiter und dem
daneben liegenden Fallrohr hochgeklet-
tert, haben die Fensterscheibe mit einem
Glasschneider angeritzt, mit Klebeband
beklebt und dann zertrümmert.

Um 7.10 Uhr geht bei der Gothaer Volks-
polizei ein Anruf des Museums ein, 20 Mi-
nuten später ist Oberleutnant Schlegel am
Schloss. Er löst eine Eilfahndung aus. Schle-
gels Männer stellen auf dem Fluchtweg
Rahmenteile sicher. Offenbar sind die Bil-
der beim Diebstahl beschädigt worden.

Gegen acht Uhr fordert Schlegel Hunde
an. Es ist kalt und feucht, da können sich
Spuren lange halten. Der Spürhund schnüf-
felt am Blitzableiter des Westflügels, dann
zieht er den Hundeführer durch den
Schlosspark in Richtung Süden durch den
Park, über Parkallee, Leinakanal, am Park-
teich vorbei zur Parkstraße. Der Hund
bleibt stehen, vergebens versucht er, Wit-
terung aufzunehmen.

Sind die Täter an dieser Stelle in ihr
Fluchtauto gestiegen? Oder war das Ziel
ein Viehtransporter aus dem bayerischen
Rosenheim, der in dieser Nacht auf der an-
deren Straßenseite neben dem Schlachthof
mit lebenden Tieren beladen wird? Er ge-
hört dem Fleischunternehmer Josef März,
einem engen Vertrauten von CSU-Chef
Franz Josef Strauß.

Die März-Lkw, die häufig kommen,
werden beladen, verplombt und fahren
dann ohne große Kontrollen über den na-
hen Grenzübergang Wartha/Herleshausen
in den Westen. Mit ein wenig Glück sind
sie in einer knappen Stunde in Hessen.
Sind die Bilder zu dieser Zeit also schon
nicht mehr in der DDR?

Der ostdeutsche Polizeistaat läuft zur
Höchstform auf. Die Staatssicherheit leitet
den operativen Vorgang »Alte Meister«
ein, bei der Volkspolizei kümmert sich
eine Einsatzgruppe von mehr als hundert
Kriminalisten um den Fall. Polizei und
 Stasi überprüfen Hunderte Gefängnis -
insassen und Ex-Häftlinge, sie befragen
189 »als amnestiert entlassene Einbrecher
des Bezirks Erfurt«, bei 86 von ihnen wer-
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den die Wohnungen durchsucht. Insge-
samt geraten mehrere Tausend Menschen
in das Fadenkreuz der Ermittler.

Ende Juli 1980 listet Major Albert Grü-
ner in einem Bericht die verschiedenen
Fährten auf, denen die Ermittler nachgegan-
gen sind. Am Türrahmen der Galerie »Alt-
deutsche Meister« sichert die Spurensiche-
rung die »Teilabdrücke zweier Fingerglieder.
Bei dem linken Abdruck ist ein nach links
auslaufendes Schlingenmuster erkennbar«.

Auf dem Blech des Mauersimses und
auf dem Parkettboden im Museum finden
Kriminalisten »Teilschuhabdruckspuren«,
wahrscheinlich von »Germina-Einlauf-
schuhen« der DDR-Schuhgröße 27.

Und es gibt noch eine Spur. Vier Zeugen
haben in der Nacht einen P 70 in der Nähe

des Schlosses beobachtet, ein zu dieser
Zeit schon seltener DDR-Oldtimer aus den
Fünfzigerjahren. Ein Taxifahrer berichtet,
das Auto sei ihm auf der Parkallee ent -
gegengekommen, »mit einer männlichen
Person« als Insasse. Eine Frau sagt aus, der
Wagen sei »vermutlich dunkelgrün« gewe-
sen, die anderen glauben, er war blau.

Sehr viel mehr haben die Fahnder nicht.
Mitte der Achtzigerjahre stellen Stasi und
Volkspolizei ihre Ermittlungen weitgehend
ein. Der größte Kunstraub in der Geschich-
te der DDR bleibt unaufgeklärt. Es fehlt
jede Spur.

Tatsächlich? Am 28. Oktober 1981 wird
in der Haftanstalt Untermaßfeld bei Mei-
ningen der Häftling Herbert R. aus Schmal-
kalden verhört. Gegen den gelernten

Schmied läuft ein Verfahren wegen Steuer -
vergehens. Was der Häftling aussagt, ist
bemerkenswert.

»Mir ist bekannt«, gibt R. zu Protokoll,
»dass der Bernhardt, Rudi, wohnhaft
Schmalkalden, im Besitz eines echten Öl-
gemäldes (Rubens) ist. Das Bild hat die
Ausmaße 85x65 cm und stellt einen Juden
dar. Wie mir Bernhardt erklärte, ist dieses
Bild im Kunstkatalog ausgedruckt, und
zwar als Kriegsverlust aus der UdSSR.«

In den folgenden Jahren wird R. immer
wieder vernommen, neue Details kom-
men dazu, im Kern aber geht seine Ge-
schichte so: 1980 kreuzt Rudi bei Herbert
auf und bittet ihn, »bei der Beschaffung
eines Wartburg 353 behilflich zu sein«. Die
beiden Männer freunden sich schnell an.

Um die Weihnachtszeit 1980 erwähnt
Rudi zum ersten Mal das Bild. Das dürfe
er aber nicht weitererzählen, »es wäre ein
ganz heißes Eisen«. Auf die Frage, wo er
das Bild herhabe, erzählt Rudi unterschied-
liche Geschichten. Mal will er es von einer
Frau erhalten haben, deren Mann früher
Kunsthändler gewesen sei, mal aus dem
Nachlass einer verstorbenen Nachbarin. 

Später ist noch von einem zweiten Bild
die Rede. »Das Gemälde selbst ist in einem
dunklen Ton mit kräftigen Farben gemalt«,
berichtet R., »dieses Gemälde habe ich 
im Gegensatz zu dem anderen persönlich
gesehen.«

Im Frühjahr 1981 wird Rudi von Her-
bert R. auf die Leipziger Frühjahrsmesse
mitgenommen. Die beiden treffen sich mit
dem Bosch-Generalvertreter aus West-Ber-
lin. Er soll einen Käufer für Rudis Bilder
im Westen finden. Doch dem ist die Sache
mit dem angeblichen Rubens zu heiß. »Er
brachte zum Ausdruck, dass die BRD nicht
der Absatzmarkt ist«, erzählt R. seinen
Vernehmern, »das Gemälde müsste in den
USA zum Verkauf angeboten werden.«

Immer wieder verhört die Polizei Her-
bert R., später wird auch ein weiterer Zeu-
ge vernommen, doch die Ermittler kom-
men gar nicht auf die Idee, dass zwischen
dem plötzlich aufgetauchten »Rubens«
und dem Einbruch im benachbarten Go-
tha ein Zusammenhang bestehen könnte. 

Herbert R. ist inzwischen ein alter
Mann. Mitte August hat er sich in seinem
Haus in Schmalkalden vor der Hitze im
Keller in Sicherheit gebracht. Im Halbdun-
kel sitzt er dort in Jogginghose und T-Shirt
vor einem großen Flachbildschirm und
sieht MDR. Die Sache mit Rudi ist schon
lange her, er hat Mühe, sich an die Zeit
vor 40 Jahren zu erinnern. Aber als er die
Fotos der fünf geraubten Bilder aus Gotha
gezeigt bekommt, zögert er nicht lange.
»Das hier war’s«, sagt er und zeigt auf den
alten Mann mit Bart des Rembrandt-Schü-
lers Ferdinand Bol, »das kenne ich.«

Warum hat die Polizei ihm damals keine
Fotos der Gothaer Bilder gezeigt? Und
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Jahrelang hingen der gestohlene Frans Halsund die 
anderen Bilder aus Gotha bei einer Familie in Ingelheim
am Rhein. Die fünf alten Meister hatte der 
LokführerRudi Bernhardt beschafft. War er der Dieb?



Es war an einem Vormittag Ende Ja-
nuar, als der Psychologieprofessor
Mark Stemmler zuerst gezwungen

wurde, ein Versprechen zu brechen, und
später begann, an der Forschungsfreiheit
zu zweifeln. 

Zwei Beamte des Bayerischen Landes-
kriminalamts standen an jenem Vormit-
tag vor seinem Büro und zeigten ihm ei-
nen Durchsuchungsbeschluss. Stemmler
ist Professor an der Universität Erlangen-
Nürnberg, einer seiner Schwerpunkte ist
die Rechtspsychologie. Die Beamten inte-
ressierten sich für sein Projekt »Islamis -
tische Radikalisierung im Justizvollzug«.
Es geht um Häftlinge, die als islamistische
Gefährder eingeschätzt oder verdächtigt
werden, sich zu radikalisieren. 

Stemmler und eine Mitarbeiterin hatten
31 Gefangene interviewt. Sie wollen he-
rausfinden, warum ein Mensch sich radi-
kalisiert – und ob die Haft diese Entwick-
lung verstärkt. Die Forscher lassen die
 Probanden aus deren Leben erzählen,
sprechen über Familie, Schule, Glauben,
Politik. Über Straftaten sprechen sie nicht.

 warum ignoriert sie in den folgenden Jah-
ren alle weiteren Spuren, die darauf hin-
deuten, dass es Rudi Bernhardt selbst war,
der in der Nacht auf den 14. Dezember
1979 mit selbst geschmiedeten Steigeisen
am Blitzableiter hochstieg?

Als Bernhardt am 20. März 1985 in 
die Untersuchungshaftanstalt Suhl ein -
geliefert wird, werden ihm Finger -
abdrücke abgenommen. Sie finden sich 
in seiner Stasiakte. Vergleicht man die
 Fingerabdrücke aus der Akte mit den
Schilderungen des Ermittlungsberichts
über den Raub von 1980 (»links auslau-
fendes Schlingenmuster«), dann erkennt
man klare Übereinstimmungen. »Passt«,
sagt der pensionierte Kriminalist Gerd
Schlegel, als er auf die Fingerabdrücke
blickt. 

Es gibt weitere Indizien: Der Einbrecher
von Gotha hat die DDR-Schuhgröße 27,
Bernhardt 27,5. Der Stahl für das Steig -
eisen war selten und könnte aus dem Edel-
stahlwerk »8. Mai 1945« im sächsischen
Freital gestammt haben, das nur zwei
 Betriebe belieferte, einer davon war der
»VEB Werkzeugkombinat Schmalkalden«.

Dort absolvierte Bernhardt seine Ausbil-
dung zum Schmied.

Und schließlich der blaue P 70, den vier
Zeugen in der Nacht des Einbruchs in der
Nähe des Schlosses beobachtet haben. Aus
den Akten geht hervor, dass Bernhardt An-
fang der Achtzigerjahre einen dieser selte-
nen DDR-Oldtimer fuhr. Welche Farbe
hatte er? »Blau«, sagt Herbert R. »Blau«,
sagt auch Bernhardts erste Frau.

Es ist nur eine Indizienkette. 40 Jahre
nach dem Bilderraub von Gotha wird sich
die Tat nicht mehr hundertprozentig auf-
klären lassen, aber die Spuren, die auf
Rudi Bernhardt deuten, sind überwälti-
gend. Und er war es schließlich, der den
Eltern Katharinas nach seiner Ausreise in
den Westen die Bilder verkaufte.

Doch warum sollte ein Lokführer aus
Schmalkalden fünf wertvolle Museums-
bilder stehlen? »Um zu beweisen, dass er
etwas kann, was vor ihm niemand ge-
schafft hat«, sagt seine erste Frau, »so war
er. Ich traue es ihm zu.« Sie erinnert sich
noch, wie der Rudi sie in den Siebziger-
jahren dreimal zu den alten Meistern
nach Schloss Friedenstein mitgenommen
habe.

Und Herbert R.? Ruft nach seiner Frau.
»Brigitte, komm mal! Wir reden über den
Rudi.« Und dann kommt sie, eine kleine,

lebhafte Frau, die auf die 80 zugeht. »Der
Rudi«, sagt sie, »war voller Hass. Ich ken-
ne wenige Menschen, die so voller Hass
waren.« Hass auf wen? »Auf das System,
auf die roten Schweine, auf die Partei, auf
die Stasi.« Als der Rudi gehört habe, dass
die Stasi ihrem Mann Herbert die Datsche
enteignet hatte, um sie sich selbst unter
den Nagel zu reißen, habe er gesagt: »Die
sprenge ich in die Luft!« Man habe ihn nur
mit Mühe davon abhalten können. »Der
Rudi war ein Revoluzzer«, sagt sie.

Schließlich die Witwe. »Er war voller
Hass«, sagt auch sie, »weil dieses System
sein Leben zerstört hat.«

Im April 1967 berichtet Stasi-Mitarbei-
ter »H. Müller«, Rudi Bernhardt wolle aus
der Partei austreten. In der DDR habe sich
eine neue Klasse gebildet, die »Klasse der
Funktionäre«. Nach dem sowjetischen Ein-
marsch in Prag 1968 meldet der Stasi -
spitzel »Uwe«, der Kollege Bernhardt
 halte »die Maßnahmen für eine ›große
Schweinerei‹«. Ein paar Tage später wei-
gert er sich, eine Solidaritätserklärung für
die Sowjetunion zu unterschreiben.

Das reicht der Stasi, um das Leben Bern-
hardts zu zerstören. Er darf nicht studie-
ren, obwohl er als hervorragender Lokfüh-
rer gilt, er muss bei der Reichsbahn weiter
Dampflok fahren und darf nicht auf die
neuen Dieselloks umschulen, er wird aus-
gebremst, bespitzelt, verfolgt, und es geht
immer weiter bergab. Stiehlt er die Bilder
aus Gotha, um Rache am System zu üben?

Vieles spricht dafür. 1982 bricht er mit
seinem 15-jährigen Sohn in einen Inter-
shop in Friedrichsroda ein. Offenbar 
will er wieder die DDR schädigen. Doch
dieses Mal geht alles schief. Der Sohn 
wird geschnappt, der Vater versteckt sich
tagelang im Wald, dann stellt er sich der
Polizei. Er bekommt ein Jahr Gefängnis.
Drei Jahre später denunziert ihn eine Kol-
legin wegen geplanter Republikflucht.
Zwei Wochen später nimmt sie sich das
Leben, Bernhardt wird verurteilt, sitzt im
Gefängnis und wird in den Westen abge-
schoben.

1996 überfällt er mit seinem Sohn im
thüringischen Meiningen mit einem Welt-
kriegsrevolver einen Makler, von dem sich
der Sohn ungerecht behandelt fühlt. Bei
der Flucht stürzt Rudi Bernhardt 15 Meter
tief von einem Dach und liegt monatelang
im Koma. Dann kommt er ins Gefängnis. 

Als er entlassen wird, ist er das erste
Mal ruhig in seinem Leben. Die Wut und
der Hass sind endlich verschwunden. 2016
erkrankt Rudi Bernhardt an Leukämie, die
Krankheit verbreitet sich rasend schnell. 

»Ich habe mein Leben lang gegen Wind-
mühlenflügel gekämpft«, sagt er seiner
Frau. Wenig später ist er tot. 

Das Geheimnis von Gotha nimmt er mit
ins Grab.
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Er wird ausgebremst,
bespitzelt, verfolgt, 
und es geht immer 
weiter bergab.

Radikale
Ermittler

HochschulenEin Professor 
befragt für eine Studie einen mut-
maßlichen Islamisten.  Polizisten

 beschlagnahmen die Aufnahme. Ist
die  Wissenschaftsfreiheit in Gefahr? 

Psychologe Stemmler im Zellengefängnis



Stemmler war klar, dass es ein heikles
Forschungsfeld ist. Die Aufnahmen liegen
auf einem gesicherten Server, die Dateien
wurden verschlüsselt und anonymisiert.
Aus der Studie hätte niemand Rückschlüs-
se auf die Befragten ziehen können. 

Die Teilnehmer der Studie erhalten eine
kleine Entschädigung, drei Euro für ein
Gespräch. Wichtiger als das Geld ist für
Stemmler eine andere Währung: Vertrau-
en. Stemmler und seine Mitarbeiterin hat-
ten den Inhaftierten schriftlich versichert,
»dass das, was Sie uns erzählen, keine Fol-
gen für Ihre Strafe oder Ihre Zeit im Ge-
fängnis hat«. Und: »Sie werden deswegen
keine Probleme bekommen.« 

Ein großes Versprechen – vielleicht zu
groß. Heute sagt Stemmler, er habe ja nicht
gewusst, dass man den Informanten einen
Schutz vorgaukelt, den es so nicht gibt. 

Zu den Gesprächspart-
nern zählte Abdullah H.
Er war wegen Drogen -
delikten im Gefängnis,
als ihn Stemmlers Mit -
arbeiterin im Oktober
2019 interviewte. Sie er-
fuhr, dass H. aus dem
Irak komme, einige Zeit
in der Türkei gelebt und
drei Handys im Gefäng-
nis versteckt habe. An-
sonsten sei H. distanziert
gewesen. Aufschlussrei-
cher ist ein Beschluss des
Oberlandesgerichts Mün-
chen, der dem �������
vorliegt: Gegen H. wur-
de wegen des Verdachts
der Mitgliedschaft in ei-
ner terroristischen Verei-

nigung im Ausland ermittelt. 2014 und
2015 soll H. dem »Islamischen Staat« im
Irak angehört haben. Am 9. Juli 2015 kam
er als Asyl bewerber nach Deutschland.

Drei Jahre später begannen die deut-
schen Ermittlungsbehörden, sich für H. 
zu interessieren, nach dem Hinweis eines
Inhaftierten der Justizvollzugsanstalt Mün-
chen. Der Fall landete bei der General-
staatsanwaltschaft München, in der Zen-
tralstelle zur Bekämpfung von Extremis-
mus und Terrorismus. Beamte werteten
H.s Asylakte aus, sie überwachten seine
Kommunikation, recherchierten im Netz
nach Spuren, befragten Zeugen. H. selbst
verweigerte die Aussage. Irgendwann hör-
ten die  Ermittler vom Besuch der Forsche-
rin bei H. Mitte Januar rief ein Polizist das
erste Mal Stemmler an. 

Erfahren Staatsanwälte vom Verdacht
einer Straftat, müssen sie umfassend er-
mitteln, Belastendes ebenso wie Entlasten-
des. Am Anfang von Ermittlungen gilt es
vor allem, so viele Hinweise zu sammeln
wie möglich, bei Bedarf Dokumente zu
beschlagnahmen, Zeugen zu vernehmen. 

Es gibt Berufsgruppen, die davor teils
geschützt sind: Geistliche, Anwälte, Ärzte,
Psychotherapeuten, auch Journalisten.
Wer einem solchen Beruf nachgeht, kann
die Aussage unter bestimmen Umständen
verweigern. Zudem dürfen grundsätzlich
keine Gegenstände beschlagnahmt wer-
den, wenn damit jenes Zeugnisverwei -
gerungsrecht umgangen werden könnte.
Für Forscher gilt das nicht. 

Als der Polizist im Januar Mark Stemm-
ler am Telefon fragte, ob er bereit sei, die
Aufnahmen zu Abdullah H. herauszuge-
ben, weigerte sich der Pro fessor. Erst als
die Beamten mit einem  Beschluss in sei-
nem Büro standen, merkte er, dass er  keine
Chance hatte. Stemmler gab den Polizisten
einen USB-Stick mit der Da tei. Im Proto-
koll ließ er vermerken, mit der Beschlag-
nahme nicht einverstanden zu sein. 

Sein Anwalt Helmut
Pollähne nennt den Be-
schluss des Oberlan -
desgerichts München
»kurzsichtig und unre-
flektiert« und spricht
von einem »Flurschaden
für die  Forschung«. Er
legte Beschwerde gegen
die Beschlagnahme ein,
sie wurde zurückge wie -
sen. Nun will er eine
 Verfassungsbeschwerde
in Karlsruhe einreichen.
Für Pollähne geht es im
Fall Stemmler um mehr
als nur ein gebrochenes
Versprechen. Für ihn geht
es um die Zukunft ver-
gleichbarer Forschungs-
projekte. 

Norbert Nedopil ist einer der bekann-
testen forensischen Psychiater Deutsch-
lands. Er leitete lange die Abteilung für
Forensische Psychiatrie an der Psychia -
trischen Klinik der Ludwig-Maximilians-
Universität München. Einige Male sei es
vorgekommen, dass Staatsanwälte und
Polizisten sich für seine Forschungsdaten
interessiert hätten, sagt Nedopil. Er habe
jedes Mal abgelehnt.

Anfang der Nullerjahre beriet er die
bayerischen Behörden bei der Entwick-
lung einer Sexualstraftäterdatei. »Die
Grundlage war das Wissen, das wir aus
der Forschung hatten«, sagt Nedopil. Das
hätten sie nur erwerben können, weil sie
den Probanden absolute Vertraulichkeit
zugesichert hatten. Nedopil nennt den Be-
schluss im Fall Stemmler »ein Eigentor«. 

Es passiert nur selten, dass Ermitt-
ler Forschungsmaterial beschlagnahmen.
Der Deutschen Forschungsgemeinschaft
ist kein Fall bekannt, dem Präsidium 
der Kriminologischen Gesellschaft eben-
so wenig. Der Fall Stemmler ist für Ver -
fassungsrechtler und Kriminologen gera-
de deshalb interessant: Sie sehen eine
Grenze überschritten, die nicht klar defi-
niert ist.

Frank Neubacher, Direktor des Kölner
Instituts für Kriminologie, spricht von
»blankem Entsetzen« über die Durchsu-
chung: »Wir können uns eigentlich nur
wünschen, dass sich das Bundesverfas-
sungsgericht damit beschäftigt.« Ähnlich
sieht es der Münchner Kriminologe Ralf
Kölbel: Es müsse geklärt werden, ob For-
scher in ähnlicher Weise wie Journalisten
geschützt sein sollten. Der Bonner Verfas-
sungsrechtler Klaus Gärditz verweist auf
das Grundgesetz, Artikel 5: »Wissenschaft,
Forschung und Lehre sind frei.« Für Gär-
ditz leitet sich daraus ein besonderer
Schutz von Wissenschaftlern ab. 

Der Vorgang beschäftigt inzwischen
auch den bayerischen Landtag, die Grü-
nenfraktionsvorsitzende Katharina Schul-
ze sieht eine »Regelungslücke«. Die Ge-
neralstaatsanwaltschaft München weist
Kritik an ihrem Vorgehen zurück. Sie be-
zeichnet es auf Anfrage als »gerechtfertigt
und insbesondere auch verhältnismäßig«,
da ein schwerwiegendes Verbrechen auf-
zuklären gewesen sei. 

Mark Stemmler weist neue Probanden
nun darauf hin, nicht über Straftaten spre-
chen zu wollen. Sollten sie nachfragen, ob
wirklich niemand Zugriff auf die Daten
habe, wolle er in Zukunft antworten: Er
könne das nicht garantieren. 

Das Verfahren der Generalstaatsanwalt-
schaft München gegen Abdullah H. wurde
Anfang August eingestellt, mangels hin -
reichenden Tatverdachts. 

Edgar Lopez, Christopher Piltz
Mail: christopher.piltz@spiegel.de
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Nürnberg: Er merkte, dass er keine Chance hatte
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USB-Stick in Stemmlers Büro
»Flurschaden für die Forschung«



L aufen, im Schnee, auf Eis. Laufen,
30, 40 Kilometer am Tag. Laufen,
barfuß in zu kleinen oder zu gro-
ßen Schuhen. Laufen, rund um

den Appellplatz, am Galgen vorbei. Lau-
fen, weiterlaufen, um sein Leben laufen.
Bis zum Umfallen laufen. Wer hinfiel, den
erschoss die SS.

Im KZ Sachsenhausen in Oranienburg
gehörte das, was die Nazis »Schuhprüf-
strecke« nannten, zu den schlimmsten
Schindereien des Lagers. Häftlinge muss-
ten für die deutsche Schuhindustrie Sohlen
und Absätze testen; durch Ablaufen.

Der Verschleiß am Material wurde mil-
limetergenau notiert; der Verschleiß an
Menschen, ihr Tod, interessierte keinen.
Auch nicht den Marktführer für Sohlen
und Absätze, den Continental-Konzern
aus Hannover und seine Schuhtochter, die
Schwelmer Gummiwaren GmbH.

Im Herbst 1940 meldete sich Conti-
 Ingenieur Karl Stubbendiek bei der KZ-
Kommandantur und schickte zehn Paar
Gummiabsätze nach Sachsenhausen, die
am 26. November eintrafen. Keine vier Wo-
chen später kamen die Ergebnisse zurück:
Im Schnitt hatten die Absätze 274 Kilometer
gehalten, ein Paar war erst nach 427 Kilo-
metern am Ende. Weitere »Trageversuche
werde ich demnächst nach Schneefall und
Frost machen lassen, um den Grad der Gleit-
neigung praktisch feststellen zu können«,
schrieb ein Geschäftsführer aus Schwelm.

Und weil Naturkautschuk knapp war,
schickte Conti auch Kunststoffsohlen aus
sogenanntem Igelit nach Sachsenhausen.
Eine »Produktionsaufgabe für Igelit-Soh-
len« bekomme »nur die Firma, die nach-
weisen kann, dass ihre Sohlenplatten die
Prüfbedingungen auf der Schuhprüfstre-
cke in Sachsenhausen erfüllt« haben, no-
tierte Stubbendiek. Also wurde gelaufen,
gelaufen, gelaufen – die Igelit-Sohlen
schafften bis zu 2200 Kilometer.

Viele Häftlinge schafften es nicht.
Die Todesmärsche in Sachsenhausen

sind nicht die einzige Verstrickung mit der
SS, die der Historiker Paul Erker in seinem
Werk über den Conti-Konzern in der Nazi -
zeit beschreibt*. KZ-Häftlinge schufteten
in Hannover in der Reifenfabrik, außer-
dem in Gleiwitz in einem Werk für den

* Paul Erker: »Zulieferer für Hitlers Krieg«. De Gruyter
Oldenbourg; 867 Seiten; 49,95 Euro.

Zusatzstoff Gasruß, der unter Conti-Betei-
ligung entstand. In den letzten Kriegs -
monaten mussten KZ-Gefangene noch
 einen Stollen für eine Untertagefabrik aus-
bauen, die nie in Betrieb ging. Vermutlich
mehrere Hundert starben dabei.

Der Konzern profitierte auch von ge-
schätzt 10000 Zwangsarbeitern – Kriegs-
gefangenen und Arbeitskräften aus besetz-
ten Gebieten. Vor allem aber profitierte
Continental als wichtiger Zulieferer von
der unersättlichen deutschen Kriegsma-
schine. Die Räder, die für den Sieg rollen
mussten, trugen oft Gummi aus Hannover.

Conti ist heute einer der größten Auto-
zulieferer der Welt, hat 240 000 Mitar -
beiter. Der Konzern hat die Studie in
 Auftrag gegeben und mit Erker einen be-

kanntermaßen unbequemen Historiker
verpflichtet. Als Erker die Geschichte von
Jägermeister aufarbeitete, kam es zu hef-
tigen Turbulenzen, weil der Likörherstel-
ler die Studie nicht komplett veröffentli-
chen wollte und dann jahrelang liegen ließ.

Auch dem Conti-Konzern wirft Erker in
der Einleitung zunächst mal vor, »sich lange
Zeit vor einer wirklichen Analyse seiner Rol-
le in der NS-Zeit gedrückt« zu haben. Das
erledigt der Münchner Historiker nun umso
gründlicher, mit einem mehr als 800 Seiten

starken Buch, das weit über die historische
Conti hinausgeht. Erker rollt darin nicht nur
die NS-Zeit des Unternehmens auf, sondern
auch die der wichtigsten Firmen, die sich
der Konzern nach dem Krieg einverleibt hat:
des Bremsenherstellers Alfred Teves (Ate),
des Fahrzeuginstrumentenbauers VDO, bei-
de aus Frankfurt am Main, sowie der Rei-
fenproduzenten Phoenix aus Hamburg und
Semperit aus Österreich.

Erker hält diese Zulieferindustrie für
»das eigentliche Rückgrat der national -
sozialistischen Rüstungs- und Kriegswirt-
schaft«. Eine Conti-Werbung zeigt Trup-
pentransporter beim Vormarsch, dazu den
Slogan: »Bewährt an allen Fronten«. Ob
Reifen, Bremsen oder Messgeräte, ob für
Lastwagen, Jagdflugzeuge, Panzer, U-Boo-
te oder V1-Waffen – ohne die Firmen, die
heute unter dem Dach von Conti arbeiten,
wäre Hitlers Krieg kurz hinter der deut-
schen Grenze zu Ende gewesen.

Dabei stieß Erker in den Unternehmen
auf das gesamte Spektrum menschlicher
Stärken und Schwächen in einer Diktatur:
in kleinerem Maße auf verbrecherische,
sadistische Charaktere wie den Conti-Vor-
stand Hans Odenwald, der anordnete, kei-
ne Rücksicht auf russische Zwangsarbeiter
zu nehmen, angeblich mit den Worten:
»Wenn sie tot sind, gibt’s neue.« In Einzel-
fällen auf Beispiele persönlichen Muts und
Widerstands – wie bei Alfred Teves, dem
Patron der Teves-Werke. Er hielt seine
Hand über jüdische oder linke Mitarbeiter
und brachte 1936 in einer Rede vor Nazi-
honoratioren ein dreifach donnerndes
Siegheil auf »August Hitler« aus. Ein Faux-
pas, hinter dem man in seinem Fall durch-
aus Absicht vermuten darf.

Das Gros erscheint in der Studie dage-
gen weder als Widerstandskämpfer noch
als begeisterte Nazis, sondern als Oppor-
tunisten: Wenn sich die Gelegenheit ergibt,
Geschäfte zu machen, nutzen Conti und
die anderen sie. Verlangen die Reichsminis -
terien immer mehr – mehr Reifen, mehr
Bremsen, mehr Tachometer –, wird alles
versucht, um das Plansoll zu erfüllen. Und
wenn das Kriegsgerät noch effizienter tö-
ten soll, nehmen auch die Teves-Ingenieu-
re die technische Herausforderung an.

Continental und die späteren Konzern-
firmen wirken bei Erker nicht wie der Inbe -
griff des Bösen; gerade für Zwangsarbeiter
gab es offenbar weit schlimmere Unterneh-
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Die Kriegsmaschinisten
ZeitgeschichteDer Autozulieferer Continental hat seine Verstrickungen

im Nationalsozialismus untersuchen lassen. Als NS-Musterunternehmen tat der Konzern 
alles, um Hitlers Angriffskrieg zu unterstützen – und daran zu verdienen.
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Manager Könecke, Bundespräsident
Heuss bei Daimler-Benz in Stuttgart 1954

Williger Gehilfe

Verlangen die Reichs -
ministerienmehr, wird
alles versucht, um 
das Plansoll zu erfüllen.



men. Der Conti-Verbund steht vielmehr für
den Normalfall – wie willig man sich in der
deutschen Industrie auf das  Regime einließ,
wie schnell man Betriebe »arisierte«, wie
gierig man um Rüstungsaufträge buhlte und
wie unbedingt man sich dann dem Diktat
des »totalen Krieges« unterwarf, auch un-
terworfen wurde. Dass »wegen Continental
damals viele Menschen leiden und sterben«
mussten, wie Conti-Chef Elmar Degenhart
bei der Vorstellung der Studie am Donners-
tag sagte, war eingepreist. »Die damaligen
Management-Entscheidungen waren durch
nichts zu rechtfertigen«, so Degenhart.

Conti-Chef Willy Tischbein versprach
bereits in einem Aufruf zum 1. Mai 1933,
sein Unternehmen werde dem Streben des
»Führers Adolf Hitler« dienen, dem deut-
schen Volk »die Stellung in der Welt zu
verschaffen, auf die es einen berechtigten
Anspruch hat«. Am Verwaltungsgebäude
wehten Hakenkreuzfahnen.

Tischbein verpflichtete alle Vorstände,
Prokuristen und Direktoren, in die Partei
einzutreten. Noch im selben Monat wur-
den die Aufsichtsräte, die aus jüdischen
Familien stammten, zum Rückzug ge-
drängt – mit  einer Ausnahme: Aufsichts-
ratschef Julius Caspar. Er konnte sich bis
1938 in dem Gremium halten, vermutlich
weil er auch einen schwedischen Pass hatte
und wichtige Patente hielt, auf die Conti-
nental angewiesen war.

Die Säuberungswelle hatte der damali-
ge Conti-Hauptaktionär mitgetragen, die
Familie Opel mit Gründersohn Fritz an
der Spitze. Der allerdings überwarf sich
bald darauf mit Tischbein und ließ ihn ab-
lösen, nicht etwa aus ideologischen Grün-
den, sondern weil Opel als Aktionär und
Pfennigfuchser vor allem eines interessier-
te: so viel Geld wie möglich aus dem Un-
ternehmen zu ziehen. Wenn es ums Geld
ging, hatte Opel trotz Parteibuch für die
Bewegung nicht viel übrig. Während die
Gewinne stiegen, verlangte er vom Vor-
stand, er solle auch bei den Spenden fürs
NS-Winterhilfswerk knausern – 100000
Reichsmark im Jahr seien zu viel.

Das sah der Vorstand anders und ver-
doppelte die Summe. Auch der Etat für
braune Propagandafeiern im Betrieb stieg
kräftig an. Besonders viel Geld ließ sich
der Konzern die Reifen für die »Silberpfei-
le« kosten, die Lieblingsspielzeuge der
Nazi propaganda, die von 1935 bis 1939
Siege und Rekorde im Rennsport einfuh-
ren. Und natürlich lieferte der Marktführer
auch die Spezialreifen für den überschwe-
ren »Führerwagen«, nur dass sich Hitler
trotz bester Zutaten aus Naturkautschuk
über unangenehme kurze Stöße während
der Fahrt beklagte. Conti- und Daimler-
Benz-Vertreter mussten deshalb zum Rap-
port in die Reichskanzlei.

Mit Fritz Könecke übernahm 1938 ein
Manager die Konzernführung, der in erster
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